
Sozialdemokratie in Nöten, wieder einmal. Das Dilem-
ma scheint diesmal perfekt. Kann sie doch im neuen
Fünf-Parteien-System weder mit noch ohne Die Linke

regieren. Was also tun? Klaus Harpprecht und Wolfgang
Thierse nehmen sich, jeweils mit besten Argumenten, der vertrackten Sache aus
entgegengesetzten Perspektiven an. Der eine warnt, der andere ermutigt. Um-
stritten bleibt, wie die geschichtliche, die personelle und politische Dimension
im Verhältnis von SPD und Linkspartei zu gewichten sind. Eine rasche, aber
auch haltbare Klärung tut Not.

Olympia in China.Aufs Neue gerät das Riesenreich im Aufbruch in den Fo-
kus der Weltöffentlichkeit. Die Analysen ausgewiesener China-Kenner, die wir
zu Wort kommen lassen, machen abermals deutlich, was ohnehin kaum über-
rascht: Das sich allmählich als einheitlicher Grundton unserer Massenmedien
einspielende China-Bashingverbaut die Chancen zum Kennenlernen des
widerspruchsvollen Landes und seiner wirklichen Aufbruchprozesse. Unsere
Autoren lassen die unvermeidlichen Widersprüche im schwierigen Wechsel-
spiel zwischen gefährdeter Stabilität und tatsächlichen Fortschritten deutlich
werden, die das Land kennzeichnen. Olympia ist also auch eine Informations-
Chance für uns.

125. Todestag von Karl Marx. Keiner hat das Triumphlied der kapitalis-
tischen Modernisierungsdynamik so prognosesicher gesungen wie der sozia-
listische Bürgersohn aus Trier. Dieser Teil seiner Denkwelt, die Analyse der
kapitalistischen Dynamik, kann auch heute noch Blicke öffnen. Die Antwort
auf die Frage, was daraus für die Praxis folgt, ist er uns schuldig geblieben. Der
vage Imperativ, die menschliche Emanzipation durch politische Zügelung der
Marktkräfte zu sichern, lässt alles offen. Die bisherigen Versuche, daraus
Rezepte für die Praxis zu stricken, sind kläglich und oft unter menschlichen
Opfern gescheitert, die noch übertrafen, was der Kapitalismus selber anrichtet.
Das Rätsel der Geschichte hat der universale Geist eben nicht gelöst. Was er in
praktischer Hinsicht hinterlassen hat, ist wenig mehr als ein vieldeutiger
Fingerzeig, in welcher Himmelsrichtung die Antwort zu suchen ist, Abgründe
inklusive.
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Demokratie und Marktwirtschaft sind die zwei Werte, denen sich die
führenden Politiker der westlichen wie auch – zu weiten Teilen – der
östlichen Länder verschrieben haben. Sie behaupten nicht nur, dass
sie diese Ordnungsmodelle in ihren eigenen Ländern aufrechterhal-
ten, sondern erheben zudem den Anspruch, Kritik zu üben, manch-
mal sogar militärisch zu intervenieren, wenn andere Teile der Welt
diesen Werten nicht entsprechen. Dieselben Politiker versuchen,
Demokratie auf den engen, gut zu kontrollierenden Raum des politi-
schen Systems zu begrenzen. Dies bedeutet aber gleichzeitig in der
marktwirtschaftlichen Praxis häufig die Dominanz riesiger Unter-
nehmen, welche wiederum eine Gefahr für die Demokratie darstellt.

Drei Probleme der Demokratie

In einer Welt, in der einerseits Kapitalströme global fließen, anderer-
seits die beiden Hauptakteure der Demokratie – Regierungen und
Bürger – aber nur national handeln, haben multinationale Konzerne
die Chance, der Souveränität des Nationalstaats zu entkommen.
»Wenn ihr nicht die Politik umsetzt, die wir für richtig halten«, so ei-
ne verbreitete Drohung der Unternehmen, »verlagern wir unsere
Aktivitäten in Länder, die uns frei schalten und walten lassen«. Das
sind dann typischerweise Länder ohne Demokratie, ohne staatliche
Leistungen, angemessene Arbeitsbedingungen oder eine saubere

Umwelt. Allerdings sind die Drohungen der Firmen, einfach abzuwandern, oft-
mals wenig glaubwürdig.Zum einen ist die Verlagerung kompletter Unternehmen
teuer. Zum anderen bringen Länder ohne demokratisches System oft auch
Nachteile für die Unternehmen selbst mit sich. Beispielsweise sind einige wirt-
schaftliche Aktivitäten nur dort möglich, wo eine gute Infrastruktur vorhanden
ist, was wiederum meist nur in demokratischen Gesellschaften mit einer hohen
Besteuerung der Fall ist. Regierungen könnten viel öfter diesen Bluff der Firmen
entlarven, als sie es tatsächlich tun. Nichtsdestotrotz führt das Wechselspiel zwi-
schen mobilem Kapital und immobiler Demokratie häufig zu einer Schwächung
der Letzteren.

Aber diese Macht des Kapitals ist nur eines von drei Kernproblemen, mit de-
nen die Demokratie gegenwärtig konfrontiert ist. Ein zweites betrifft die Un-
fähigkeit sozio-ökonomisch schwacher Gruppen der post-industriellen Gesell-
schaft, für sich selber eine politische Agenda zu definieren. Nach zahlreichen, oft
blutigen Auseinandersetzungen konnte die Klasse der Bergleute und Industrie-
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sierung sind allgegenwärtig und wir nutzen sie noch. Aber sie haben für unsere
Zukunft keinerlei Bedeutung mehr. Genauso werden auch in Zukunft demokra-
tische Institutionen das politische Geschehen prägen, aber der Sinn, den wir der
Demokratie in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts zugeschrieben haben,
wird nicht mehr die treibende Kraft der Politik sein. Wir sind auf dem Weg in
eine postdemokratische Gesellschaft, denn die drei beschriebenen Prozesse ent-
wickeln sich permanent weiter.

Eine lebendige Demokratie

Noch leben wir nicht in postdemokratischen Gesellschaften. Unsere demokrati-
schen Institutionen sind noch mit Leben erfüllt. Es gibt sehr wohl eine Vielzahl
an Themen, die unsere Gesellschaft hervorbringt, auf die die politischen Eliten
reagieren müssen, auch wenn sie nicht vorbereitet sind.

Dieser Trend tritt besonders in den Bereichen Feminismus, Umweltschutz,
Rassismus und Ethnozentrismus zum Vorschein.

Seit den 70er Jahren haben feministische Bewegungen eine Vielzahl neuer
Themen auf die politische Agenda gesetzt, denen in den meisten Demokratien
auch Aufmerksamkeit geschenkt wurde. Das war ein eindrückliches Beispiel für
eine lebendige Demokratie, in der große Teile der Bevölkerung die politische
Klasse herausfordern. Linken Parteien fiel es leichter, auf die Forderungen der

Frauen einzugehen, daher hatte die Mobilisierung an-
fangs einen parteilichen Charakter. Damit fand auch ein
dauerhafter Wandel der politischen Orientierung statt.
Wählten Frauen früher eher rechts als Männer, wählen
sie heute eher links. Im Allgemeinen waren es aber nicht
die Parteien selbst, die den Druck aufbauten, sondern

Frauenorganisationen entstanden innerhalb der Zivilgesellschaft und die Parteien
mussten darauf reagieren. So kam es schließlich, dass die großen Parteien sich heu-
te kaum in ihrer Haltung zu Frauenthemen unterscheiden. Politische Eliten haben
es mittlerweile geschafft, dass sie diese Themen bestimmen – meistens, indem
sie eine Politik mit dem Ziel betreiben,die Erwerbstätigkeit der Frauen zu erhöhen.

Im Vergleich zum Feminismus hat die Artikulation von Umweltfragen in vie-
len Ländern zu Parteibildungen geführt, grüne oder andere ökologische Parteien
spielen eine wichtige Rolle auf nationaler oder regionaler Ebene. Dieses Beispiel
zeigt, wie Akteure versuchen, ihren Forderungen im Rahmen des Parteiensys-
tems Ausdruck zu verleihen und selber in die politische Arena drängen.Aber die
grünen Parteien sind meist klein geblieben. Denn auch hier haben es die Stra-
tegen der bestehenden großen Parteien geschafft, dieses Thema zu besetzen und
Umweltthemen im Parteienwettbewerb an Einfluss zu verschaffen.

Rassismus und Ethnozentrismus, die weistestgehend darauf abzielen, Im-
migration einzudämmen, sind zwar dem entgegengesetzten politischen Lager zu-
zuordnen als Umweltschutz und Feminismus, aber die Erfahrungen, die jene Be-
wegungen mit dem Parteiensystem gemacht haben, ähneln doch sehr denen der
Umweltbewegung.Auch dort haben sich Parteien gebildet, die dieses Anliegen ar-
tikulieren. Und wieder einmal haben die großen Mitte-Links- und Mitte-Rechts-
Parteien es schließlich geschafft, Teile des Themenfeldes zu übernehmen.
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Das Zeitalter der Postdemokratie

Man kann die Entwicklung dieser verschiedenen Bewegungen als Indiz für eine
lebendige Demokratie verstehen: Neue Kräfte tauchen innerhalb der Gesell-
schaft auf, können ihr Anliegen mittels sozialer Bewegungen, manchmal sogar
durch kleinere Parteien, zum Ausdruck bringen. Die großen Parteien greifen re-
lativ schnell Teile der Programmatik auf und zeigen damit, dass sie in der Lage
sind, auf neu auftauchende Problemlagen einzugehen. Das ist sicherlich De-
mokratie in Höchstform, keine Postdemokratie.

Das Problem sind eben die drei zuvor beschriebenen Trends: (1) Die kaum
ausgeprägte Fähigkeit schwächerer sozio-ökonomischer Gruppen im Dienstleis-
tungssektor, ihre Interessen autonom zu bestimmen und zum Ausdruck zu brin-
gen; (2) die zunehmende Orientierung nahezu aller Parteien an den Interessen
der globalen Wirtschaftselite; (3) die Transformation von Parteien, die – anstatt
die Anliegen der Öffentlichkeit in der politischen Arena zu vertreten – sich in
Apparate zum Stimmenfang verwandeln, die nur der politischen Klasse selbst
dienen.

Ein genauer Blick auf dieses Politikmodell enthüllt,dass sich die Parteien, lin-
ke wie rechte gleichermaßen, dort außerhalb der Gesellschaft befinden und ge-
sellschaftliche Interessen eher manipulieren, statt sie zu repräsentieren. Die
Parteien mögen über die Politikverdrossenheit der Bürger klagen, tragen aber in
diesem Politikmodell selbst dazu bei.

Dieses Modell, in dem Parteien hauptsächlich die öffentliche Meinung mani-
pulieren und außer dem Wunsch, öffentliche Ämter durch eigenes Personal zu
besetzen, wenig andere Interessen repräsentieren, prägt das Zeitalter der Post-
demokratie. Doch es gibt Anzeichen dafür, dass auch in Zukunft neue Interessen
aufkommen werden. Nach wie vor sind ausreichend Quellen politischer Energie
vorhanden, so z.B. in sozialen Bewegungen. Es gibt aber keinen Anlass mehr zu
erwarten, dass sich die Parteien zum Anwalt dieser Interessen machen. Sie wer-
den nur soweit wie nötig auf sie reagieren.

Dies kommt einem Rückfall in ein vordemokratisches Politikmodell gleich,
in dem soziale Gruppen die Aufmerksamkeit einer selbstreferenziellen politi-
schen Elite suchen, die ihrerseits vom Rest der Gesellschaft abgetrennt ist. In der
Rückschau werden die Versuche der Bewegungen des 20. Jahrhunderts, diese
Eliten selber hervorzubringen, als ein vorübergehender historischer Moment be-
trachtet werden.

Da Parteien mit der Struktur des demokratischen Systems eng verbunden
sind, werden führende Politiker sozialen Bewegungen, die die öffentliche Mei-
nung jenseits der Parteien mobilisieren, vorwerfen, sie seien undemokratisch.
Für diese Politiker ist Demokratie nur das, was sie selber tun, um regelmäßig ge-
nug Stimmen zu erhalten.

Doch auch soziale Bewegungen und Interessengruppen erfüllen demokrati-
sche Standards oftmals nicht. Da es nämlich kostspielig ist, Organisationen zu
unterhalten,können Wirtschaftsakteure stärkere Verbände und Lobbys aufbieten
als nichtwirtschaftliche Akteure. Da diese zudem in derselben sozialen Welt wie
die Politiker leben, haben sie in der Verbandspolitik genauso einen Vorteil wie in
der politischen Landschaft, die durch die Parteien dominiert ist.

(Aus dem Englischen von Tobias Quednau)
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Seit der Bundestagswahl 2005 besteht das
Parteiensystem aus fünf relevanten ge-
samtdeutschen Parteien, relevant deshalb,
weil sie direkten oder indirekten Einfluss
auf die Koalitionsbildung hatten. Die Ent-
wicklung hin zu einem »fluiden Parteien-
system« (Oskar Niedermayer) war schon
früher diagnostiziert worden. Nun wird es
manifest, weil Die Linkein drei westdeut-
sche Landtage eingezogen ist.

Mit der Etablierung der Linkenwurde
das Konkurrenzverhältnis zweier poli-
tischer Lager (verstanden als historisch ge-
wachsene Parteienbündnisse, nicht als
Zweckgemeinschaften zur Koalitionenbil-
dung) nicht aufgehoben. Nun wird die
Durchlässigkeit der Abgrenzung als not-
wendig erachtet, um Regierungsbildungen
auch zwischen drei Parteien möglich zu
machen.

Eine partielle Aufhebung der Lager-
grenzen durch die Bildung von Dreier-
Koalitionen erzwingt die Bereitschaft der
Parteien, miteinander Koalitionen einge-
hen zu wollen – oder sich gegenseitig aus-

zugrenzen. Galt es bislang als selbstver-
ständlich, dass die große Partei eines La-
gers mit einer kleinen zusammen eine
Koalition bildete, scheint die Situation nun
als offen. Damit könnten theoretisch Koali-
tionen gebildet werden, die lediglich eine
Voraussetzung erfüllen müssen, nämlich
die Mehrheit der Stimmen, und sei es nur
eine, auf sich zu vereinigen.

Wird nicht mit der minimalen Mög-
lichkeit, sondern mit der Summe inhalt-
licher Gemeinsamkeiten und Überein-
stimmungen eine beabsichtigte Koalition
begründet, werden die Positionen der
Parteien im Konfliktsystem wichtig. Diese
Positionen werden durch zwei Werte-
konflikte, einen politischen und einen
sozioökonomischen, bestimmt (Schau-
bild).

Auf der einen Achse ist der politische
Wertekonflikt zwischen libertären und
autoritären Werten abgetragen, auf der an-
deren Seite der sozioökonomische Kon-
flikt zwischen sozialer Gerechtigkeit und
Marktfreiheit. Die Positionen der Partei-
anhänger markieren zugleich die Abstän-
de zu den anderen Parteien. In Fragen so-
zialer Gerechtigkeit stehen sich beispiels-
weise die Anhänger der Linkenund der
SPD sowie der Grünennahe; letztere sind
jedoch stärker libertär orientiert.

Nun entscheiden nicht inhaltliche Nä-
he, sondern Strategien zur Erringung oder
zur Sicherung von Macht über Koalitio-
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nen. Dabei bilden ideologische Barrieren
oft – künstliche – Hindernisse.

Unter diesem Aspekt erscheinen Koa-
litionen der Union mit der Linken– bei-
de repräsentieren die Pole des bipolaren
Parteiensystems – mittelfristig als ausge-
schlossen. Das dürfte auch für rechnerisch
mögliche Koalitionen zwischen der SPD,
FDP und der Linkengelten, denn CDU/
CSU und FDP sind für Die Linkeneo-
liberale Parteien, die sie bekämpft. Dem-
zufolge würde Die Linkeeiner solchen
Koalition nicht beitreten. Damit bleiben
entweder Große Koalitionen oder Dreier-
Koalitionen möglich, die im linken Lager
unter Einschluss der Linken,aber sonst
dadurch gebildet werden könnten, dass
eine Partei aus ihrem Lager heraus in das
andere wechselt.

Durch die Etablierung des Fünf-Par-
teien-Systems wird eine Neudefinition
des linken Lagers erforderlich. Da Die
Linkesich nicht a priori als Teil eines La-
gers betrachtet, sondern als Partei, die die
anderen Wettbewerber aufmischen will
und mittelfristig keine inhaltliche Koa-
lition als möglich betrachtet, erhöht sie
auf die Konkurrenten im eigenen Lager
den Druck, nach auswärtigen Partnern zu
suchen.

Ohne Entideologisierung werden
Blockaden wahrscheinlich 

Die Situation scheint für Die Grünengüns-
tig zu sein, weil sie als fähig – und bereit –
betrachtet werden, Koalitionen nicht nur
mit der SPD allein oder mit dieser und der
Linken (rot-grün-rot) oder auch mit der
FDP (Ampel)einzugehen, sondern ebenso
solche mit der Union allein und gegebe-
nenfalls mit dieser und der FDP. Diese
Perspektive (Jamaika)erfordert jedoch ein
größeres Maß an Entideologisierung von
allen Beteiligten, insbesondere von der
Union, in der die CSU kein positives Ver-
hältnis zu den Grünenhat. Das Problem
betrifft auch Grüneund FDP vice versa.
Wenn keine Entideologisierung stattfindet,
werden Blockaden wahrscheinlich. Da-
rüber kann der durch die Medien vermit-
telte Eindruck der Einigkeit der Parteieliten
nicht hinweg täuschen.

Die Union kann alles, nur keine Koa-
lition mit der Linken bilden. Im Unter-
schied zur Union könnte das die SPD tun,
aber nicht aus dem Stand heraus, sondern
erst dann, wenn sie eine parteiöffentliche
und prinzipielle Diskussion über eine Stra-
tegie des Umgangs mit der Linkenals ei-
ner Konkurrentin wie einer möglichen
Partnerin führt. Dabei ist eine Diskussion
über die Herkunft der Linkenfür die Wäh-
ler der SPD ohne Relevanz. Damit wür-
den zugleich die SPD-Eliten geschont, die
nicht bereit sind, sich zu ihrer Verantwor-
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tung für das Aufkommen der Linkenzu
bekennen.

Die Diskussion kann auf Erfahrungen
des Umgangs der SPD mit der PDS in ost-
deutschen Koalitionen zurückgreifen und
ebenso die Konsequenzen der Parlamen-
tarisierung der PDS in den Landtagen ein-
beziehen, die den »Normalisierungspro-
zess« zur Politikfähigkeit der Partei im
Sinne ihrer politischen Berechenbarkeit
und Glaubwürdigkeit bewirkt haben. Und
schließlich könnte die SPD gegenüber der
Linken bei der Entscheidung für eine
kooperative Strategie die inhaltliche Nähe
der Anhänger beider Parteien in Fra-
gen der sozialen Gerechtigkeit ausnützen.
Zwar ist diese Nähe kein entscheidendes
Kriterium für das Handeln der partei-

politischen Eliten, sie bietet jedoch eine
Legitimationsbasis.

Will die SPD demonstrieren, dass ihr
an einem rationalen Umgang mit der Lin-
kengelegen ist, wird sie deren Politikange-
bote im Bereich der Sozial- und Arbeits-
marktpolitik sowie in außen- und sicher-
heitspolitischen Angelegenheiten in Hin-
sicht auf ihre Akzeptanz sowie gegebenen-
falls auf ihre Durchsetzbarkeit prüfen müs-
sen. Das bedeutet unter anderem, einen ei-
genen Lernprozess zu organisieren und sich
eine Ankündigungspolitik zu versagen, wie
sie aus unterschiedlichen Flügeln der Partei
zu vernehmen ist, z.B. im Thesenpapier von
Detlev Albers, Ralf Stegner, Johano Strasser
und Wolfgang Thierse in der Süddeutschen
Zeitungvom 10.März 2008.Die Partei kann
durch diesen Lernprozess der Öffentlich-
keit Argumente vermitteln, auf welcher
Grundlage sie sich wofür oder wogegen
entscheidet. Denn es wird langfristig in
Hinsicht auf die von allen Parteien erfor-
derliche neue Beweglichkeit unvermeidbar
sein, bestimmte Politik- und Themenfelder
hinsichtlich der Gemeinsamkeiten und der
Differenzen zu klären,um daraus den Wäh-
lern die Bereitschaft zur Kooperation –
oder die Verweigerung dazu – erklären zu
können. Dabei können hohe ideologische
Barrieren beseitigt werden, deren Aufrecht-
erhaltung in einem Parteiensystem, in dem
die Parteien selbst einem permanenten
Wandel ihrer sozialen Verankerung und
Repräsentativität unterworfen sind, wie das
irrationale Verhalten des berüchtigten Sup-
penkaspers wirkt. Sie verschlechtert die Si-
tuation im Parteienwettbewerb, in dem sich
die flexiblen Konkurrenten Vorteile ver-
schaffen, wenn es eine Partei vorzieht, im
eigenen Saft zu brutzeln und sich mit der –
nicht einmal sicheren – Rolle eines Junior-
partners zu bescheiden.Das geht nur solan-
ge gut, bis die eine Partei eine andere als
Mehrheitsbeschafferin findet – und im
Fünf-Parteien-System könnten dazu gute
Voraussetzungen herrschen. Es muss aber
nicht so sein.
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Keine Chance darf versäumt werden, sich
zu bilden, nicht die geringste. Der Zustand
der SPD nach dem hessischen Debakel leg-
te es nicht nur dem Autor dieser Zeilen –
seit vier Jahrzehnten ein leidend-treues
Mitglied des Urvereins der deutschen De-
mokratie – auf eher bedrückende Weise
nahe, vom Kater und vom Katzenjammer
der Partei zu reden. Mit dem Blick auf die
beiden Protagonisten der traurigen Gro-
teske, die uns die Stichworte Kater und
Katze geradezu aufdrängen, forschte der
schreibende Genosse im Kluge,dem Klas-
siker unter den etymologischen Wörterbü-
chern, nach der Herkunft der Metaphern –
und siehe da: Sie stammen aus Leipzig.
Mithin aus der Heimatregion der soge-
nannten Linken, die dort drüben einst
PDS und noch ein bisschen früher SED
hieß.

Am Ende des 18. Jahrhunderts be-
merkte der vergessene Literat Theodor
Gottlieb von Hippel in einem seiner zahl-
reichen Bücher, dieser oder jener sei »we-
der von einem physischen noch von einem
moralischen Catarrh... befallen«. Diese Zu-
standsbeschreibung veralberten die sächsi-
schen Studenten in den folgenden Jahr-
zehnten zum »Kater«, für den man im pfäl-
zischen Weinland ein tieferes Verständnis
aufbringt als in anderen Regionen des
Vaterlandes; zum Beispiel beobachtete der
Endunterfertigte nur dort, dass auf den
Herrentoiletten des öfteren Kotzbecken
angebracht sind – in der Vorwegnahme je-
nes Befindens, das zwar vorwiegend, doch
nicht ausschließlich männlich genannt zu
werden verdient: eben des Katers. Weil die
»Katzen«-Metapher nicht nur im Franzö-
sischen anderweitig vergeben ist, fügte
man der weiblichen Version halt den »Jam-
mer« an. Es ist in literatur- und gesell-

schaftsgeschichtlicher Hinsicht recht sinn-
fällig, dass der besagte Schriftsteller Hippel
1792 zwar ein frauenfeindliches Buch über
die Ehe verfasst hat, doch nur wenige Jahre
danach – zweifellos unter dem Einfluss der
Französischen Revolution – in seinem
Traktat »Über die Bürgerliche Verbesse-
rung der Weiber« als erster Deutscher für
die politische Gleichberechtigung des an-
deren Geschlechtes plädierte – ein Finger-
zeig, der die Genossin Ypsilanti in ihrer
leidvollen Lage vielleicht ein wenig zu trös-
ten vermag.

Kater hin, Katzenjammer her: Wenn
die Partei wieder halbwegs zu sich gekom-
men ist, wird es ihr nicht erspart bleiben,
über das hessische Satyrspiel noch einmal
gründlich nachzudenken. Natürlich ist es
nicht damit getan, die passive oder aktive
Allianz mit der Linken ins Belieben der
Landesverbände und der Landtagsfrak-
tionen zu stellen und sie zugleich auf der
»Bundesebene« zu tabuisieren. Diese Art
von Primitiv-Dialektik werden manche
Wähler, deren Grips man besser nicht un-
terschätzt, als schlecht getarnte Inkonse-
quenz, wenn nicht als schiere Heuchelei
empfinden. Vielleicht muss man die links-
linke Koalition in den Ländern der Ex-
DDR und womöglich auch in Berlin seuf-
zend hinnehmen, weil die PDS dort drü-
ben eine Art Heimat-Partei ist – und ihr
Erfolg am Ende eine gerechte Strafe für
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Klaus Harpprecht

Die Glosse:
Ein kleines Traktat über den Kater und Rot-Rot
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die zunächst so hochmütige Weigerung der
Ost-SPD, ihre Reihen für die Mitläufer von
Honeckers Staatspartei zu öffnen. In Berlin
wiederum könnte der Schlaukopf Wowe-
reit mit dem kalkulierten Abnutzungs-
effekt kraft Mitverantwortung Recht be-
halten – falls er nicht auf den Flügeln sei-
ner Fantastereien von einer rot-roten
Kanzlermehrheit ins Nirwana entschwebt.
Indes, Die Linkeim deutschen Westen ist
anders. Sie ist die Lafontaine-Partei.

Warten auf den
Führungswechsel

Via Bundesrat wirken die Länder an au-
ßenpolitischen Entscheidungen mit. Will
man’s riskieren, dass Ex-Genosse Lafon-
taine mit seinen ziemlich absurden Vor-
stellungen von dieser Welt und seiner Ver-
achtung für die deutschen Bündnispflich-
ten die Dienste der Bundeswehr unter der
Flagge der Europäischen Union,der Atlan-
tischen Allianz oder der Vereinten Natio-
nen (wo auch immer) zu blockieren ver-
sucht? Weiter: Kann sich ein honoriges
Mitglied der SPD mit dem Großdemago-
gen, dem Verfälscher und Fledderer des
Erbes von Willy Brandt guten Gewissens
auf eine Regierungsbank oder auch nur an
einen Wirtshaustisch setzen? Mit dem Ver-
antwortungs- und Parteiflüchtling Oskar
gemeinsame Sache machen? Seinen Tritt
in die Kniekehlen von Kanzler Schröder
auch noch belohnen? Ihm die Rache ver-
süßen? Dafür sorgen, dass seine zynisch-
opportunistischen Spiele aufgehen? Und
dies ausgerechnet jetzt, da bei der ost-
deutschen Linken erste Schimmer einer
Lafontaine-Dämmerung zu erkennen sind
– weil die dort drüben zu wittern begin-
nen, mit welchem Klein-Bonaparte sie es
zu schaffen haben (der ihnen beunruhi-
gende Erfolge bescherte, wie der Einzug in
drei westdeutsche Landesparlamente be-
weist)?

Sollte man nicht geduldig genug sein,

bis Die Linkeden fälligen Führungswech-
sel vollzogen hat? Wir schätzen zwar den
unheiligen Gregor als den talentiertesten
Alleinunterhalter der Republik (seit den
Glanzzeiten von Harald Schmidt), aber wir
sollten dennoch nicht aus den Augen ver-
lieren, dass Gysi an der Verschiebung des
gigantischen Vermögens der SED ent-
scheidend mitgewirkt hat – siehe das Buch
von Hubertus Knabe und den Vorabdruck
in Cicero.Moralisch zählt er zur Katego-
rie der Liechtenstein-Flucht-Kapitalisten.
Und Links-Bieder-Bürger Bisky? Er hat
immerhin der Bundesrepublik vorgewor-
fen, sie »delegitimiere« die DDR, die ihn
durch die eigene Frau und einen seiner
Söhne durch den vertrautesten Freund be-
spitzeln ließ. Der Frage, was an einem Re-
gime, das sich solcher Methoden bedient,
»legitim« sein könnte, schien er sich nie-
mals zu stellen: sie stünde der »Ostalgie«
im Wege, die er auf gemütvoll-gemütliche
Weise repräsentiert.

In der Tat, der Führungswechsel bei
der Linken ist überfällig (wie der kluge
André Brie von Zeit zu Zeit anzudeuten
versucht). Den wenigstens sollten unsere
Rot-Rot-Hazardisten abzuwarten versu-
chen, statt hart arbeitenden Genossen wie
Michael Naumann die Wahl zu vermasseln
und Genossinnen wie Dagmar Metzger
mit dem »Fraktionszwang« heimzusu-
chen: dem Instrument der Disziplinie-
rung, das allen Parteien unentbehrlich zu
sein scheint, obwohl es ein permanenter
Bruch der Verfassung ist, die unsere Ab-
geordneten ihrem Gewissen und keiner
anderen Autorität unterwirft (was erst
recht für die direkt gewählten Volksver-
treter gilt, die unmittelbar von den Bür-
gern und nicht von der Partei in ihr Amt
berufen werden).

Es kann ja sein, dass wir uns auf lange
Sicht mit einem Fünf-Parteien-System ab-
zufinden haben.Aber es wäre nur töricht –
wie die SPD bitter genug erfahren hat –,
wenn wir diese Fatalität nun selber will-
fährig zu zementieren versuchten.Wer auf
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Ein neuer Begriff ist erfunden: Turbo-Abi-
tur. Klingt hinreichend unsympathisch,
wenn auch Respekt einflößend. Gefährlich
jedenfalls für gestresste Familien und un-
vereinbar mit einer einigermaßen selbst-
bestimmten Jugendzeit. Früher hieß es
sympathisch »Verkürzung der Schulzeit«,
jetzt plötzlich »Turbo-Abitur«.

Hat diese Reform eigentlich jemals ir-
gendwer gewollt? Jedenfalls hat niemand
dagegen gehalten. Schneller fertig werden,
auch weil international die Schulabsolven-
ten jünger sind als in Deutschland: Fast al-
le, die öffentliche Meinung zu Bildungs-
themen machen, haben in dieses Horn ge-
blasen. Die gleichen, die jetzt – auch wieder
fast alle – plötzlich die Risiken und Neben-
wirkungen entdecken. Sie wissen es nicht,
aber sie glauben es. Und so wird ein Thema
nun – allseits schamlos – um 180 Grad ge-
dreht.

Was ist nur aus der bildungspolitischen
Öffentlichkeit geworden? Entweder macht-
politisch belanglos – oder fachlich inkom-
petent, Denkmoden folgend, sich von Lob-
bys widerstandslos instrumentalisieren las-
send, wenn die jeweils aktuelle These nur
neu und gut klingt: Wie soll da jemals wie-
der eine nachhaltige, langfristig wirkende
Bildungsreform möglich werden? Was seit

Richard Meng

Die Bildungs-Blockierer

Nach den ernüchternden Ergebnissen der Pisa-Studie rief die öffentliche Meinung
nach einer Verkürzung der Schulzeit. Jetzt schimpfen fast alle auf die damit ver-
bundenen Probleme. Von den Bildungspolitikern sollte man ein wenig mehr
Weitsicht verlangen.

Richard Meng

(*1954) ist seit Dezember 2007 Sprecher
des Senats von Berlin.

senatssprecher@skzl.verwalt-berlin.de

der Hessen-Wahl, wo der Elternunmut
über die dort G8 genannte Verkürzung der
Gymnasialzeit zu Roland Kochs Niederlage
beitrug, bundesweit medial traktiert wird,
ist leider wieder einmal reiner Reflex. Aber
alle, die in der Bildungspolitik ein Interesse
haben, spielen das Spielchen gerne mit.
Weil ja jeder aktuelle Anlass genutzt wird,
diese Interessen neu zu verkleiden.

Schon bei Pisawar das so. Diese Be-
funde über das deutsche Bildungsniveau
im Vergleich zu anderen wären durchaus
relativierbar gewesen – vor allem, weil die
Frage erlaubt sein muss,wie viel ein schnel-
ler, auf wenige Fächer reduzierter Leis-
tungstest bei 15-Jährigen wirklich über
Bildungsbreite und kognitive Fähigkeiten
unter spezifischen Bedingungen aussagt.
Aber alle haben sie immer nur zu gerne die
platte These von den schwachen Leistun-
gen deutscher Schüler aufgegriffen, weil
sich damit alte Forderungen prima neu be-
gründen ließen. Von rechts (mehr Leis-
tungsdruck) wie von links (mehr gemein-
sames Lernen), und allemal immer in
Richtung: mehr Geld für die Bildung.

Die Verkürzung der Gymnasialzeit hat-
te, erst recht vor diesem Hintergrund, mit
Bildungspolitik nie viel zu tun. Dass die
Idee sich durchsetzte, liegt – unausgespro-
chen – an ihrer materiellen Effizienz. Ein
Jahr früher Abitur bedeutet ein Jahr länger
Arbeitsleben. Das bringt pro Abiturient
perspektivisch halb so viel für die Kasse der
Sozialversicherungen wie die mühsame,
schrittweise Aufstockung des Rentenalters
auf 67, bis zu deren Endstufe Jahrzehnte
vergehen werden. So etwas Profanes hat
aber wohlweislich – außer den Wirtschafts-
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für sein weiteres Leben bleiben muss, viel-
leicht im schulischen Bereich der Mittel-
stufe sogar mit Physik integriert werden
könnte? Wer bringt Mathematikern bei,
dass Kegelschnitte und womöglich die ge-
samte Integralrechnung auch im ersten
Uni-Semester noch zu bearbeiten wären –
für alle, die ernsthaft in diese Richtung ler-
nen wollen? Wer wagt es, den Geschichts-
stoff über Altertum und Mittelalter endlich
radikal zusammenzustreichen? Wer redet
den Grundschulen all die modernen Zu-
satzangebote wieder aus, die ehrgeizige
Eltern so gerne sehen – damit dort wirklich
wieder konsequent die Grundlagen beim
Lesen, Schreiben und Rechnen gelegt wer-
den, statt den Kindern ihre Rechtschreib-
defizite ins weitere Schulleben mitzugeben,
in stiller Hoffnung auf elterliches Nachar-
beiten des Grundschulversagens zuhause?

Das sind polemische, provokante Fra-
gen – und nicht jede darf man nur so und
nicht anders stellen. Aber in solcher Radi-
kalität wäre Schulreform doch inhaltlich
anzugehen, wenn gerettet werden soll, was
den Kindern in der Turbo-Jugend ausge-
trieben wird: Neugierde, Entwicklungs-
zeit, Experimentierraum.

Zu befürchten bleibt, dass solche An-
stöße weiterhin am wenigsten von denen zu
erwarten sind, die sich darin eingerichtet
haben, mit Scheuklappen Eigeninteressen
zu vertreten. So wie die Bildungspolitik
Ideen von außen abtropfen lässt, beweist sie
angesichts des Einstimmigkeitsprinzips in
der Kultusministerkonferenz (KMK) auch
immer wieder ihre machtpolitisch gerade-
zu unverrückbare Agonie.

Die Verkürzung auf 12 Jahre bis zum
Abitur war bildungspolitisch von Anfang
an problematisch. Aber diese Entschei-
dung ist gefallen – und die Schulzeitlänge
wäre letztlich auch nicht wirklich wichtig,
würde man mitreformieren, was danach
kommt. Leider ist das im Zuge des Bolog-
na-Modells auch nur wieder eine fatale
Verschulung des Studiums entsprechend
bildungsfremder Effizienzkriterien.

verbänden – niemand offen gesagt. Die
Turbo-Eltern (alle, die um den schnellen
Aufstieg ihrer selbstredend stets begabten
Kinder fürchten) fanden es schon aus Ehr-
geizgründen gut. Die Bildungskonservati-
ven hofften darauf, dass nunmehr das Gym-
nasium endlich wieder etwas exklusiver
würde. Die Linken fürchten um die Durch-
lässigkeit, hoffen aber auf neuen Druck in
Richtung Ganztagsangebot. Und alle zu-
sammen haben sie dafür Sorge getragen,
dass möglichst keine einzige Stunde (und
Planstelle) wegfällt. Da war die hochzer-
strittene Bildungslobby sich völlig einig,
und der Rest der Gesellschaft hat es ge-
schehen lassen.

Alles ist in Beton gemeißelt

Wen wundert das Ergebnis? Das, was jetzt
plötzlich Turbo-Lehrplan genannt wird, ist
das Resultat vieler kleiner und großer Sta-
tus-Quo-Interessen. Niemand unter den
Kultusministern traut sich mehr, dem Ma-
thematikerverband oder den Chemikern
oder den Historikern mal offen zu sagen:
Was da im Schulstoff vorkommt, ist von
gestern. Sinnigerweise sind es Ministerprä-
sidenten und Kanzlerin, die wenigstens hin
und wieder – sozusagen als Sprachrohre ge-
sunden Menschenverstandes in Kombina-
tion mit Staatshaushaltspolitik – antippen,
dass es nicht wahr sein kann, einfach nur 13
Häufchen Lehrstoff auf zwölf umzuschich-
ten. Aber das war`s dann auch schon an
Erkenntnis. Die Konsequenz müssten die
Bildungspolitiker ziehen – und die sind nur
noch Lobbyinstrument. Weniger Stunden
hieße ja: weniger Lehrer. Weniger Studen-
ten. Oder schlicht: Überflüssigkeit von Ge-
wohntem.

Es ist frappierend, wie wenig der Schul-
stoff sich seit Jahrzehnten ändert. Alles ist
in Beton gemeißelt. Wer traut sich, Che-
mikern zu sagen, dass ihr Fach in bisheri-
gem Umfang vielleicht doch nicht jedem
Gebildeten eine unverzichtbare Grundlage
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Nur: Wenn schon nur 12 Jahre, dann
verlangt das zwingend die Konzentration
des Pflichtkanons auf das Wichtige – und
auf Exemplarisches. Nicht jedoch den
kompletten Erhalt des alten Pflichtkanons
zu Lasten kreativen Lernens, zu dem Kin-
der und Jugendliche mehr verfügbare Zeit
brauchen. Aber da passt nun wahrlich

nichts mehr zusammen, wie nach den
Pisa-Studien. Die größten Blockierer einer
neuen Bildungspolitik sind die Bildungs-
politiker selbst. Und in der Öffentlichkeit
wird wieder einmal nur geplappert und
nachgeplappert. So getan, als ginge es um
Bildung. Bis das nächste Modethema
kommt.

Kinder aus Akademikerfamilien besuchen
sechsmal häufiger ein Gymnasium als
Facharbeiterkinder. Pisahat gezeigt, dass
es in allen Gesellschaften Kompetenz-
unterschiede zwischen den Kindern aus
dem oberen und dem unteren Viertel der
Gesellschaft gibt, aber in Deutschland sind
diese Unterschiede in der Lesekompetenz
am größten.

Dieser extremen Bildungsungleichheit
liegt ein sehr komplexes Bündel von Ur-
sachen zugrunde, von denen hier nur eini-
ge besonders wichtige benannt werden.

Wenn der häufigere Gymnasialbesuch
der Kinder aus höheren Schichten auf de-
ren bessere Leistungen zurückgeführt wird,
wie es häufig geschieht,dann ist das nur die
halbe Wahrheit. Nur die Hälfte der gymna-
sialen Chancen lassen sich – wie Pisabe-

legt – über Leistungsunterschiede erklä-
ren. Die andere Hälfte geht auf einen sozia-
len Filter zurück, der mit den Leistungen
nichts zu tun hat. Einfluss auf die soziale
Auslese hat die Familie, z. B. durch schicht-
typisch unterschiedlich ausgeprägte Bil-
dungswünsche. Einfluss hat aber auch die
zum Teil leistungsunabhängige soziale Aus-
lese durch die Lehrer. So mussten Hambur-
ger Grundschüler aus bildungsfernen Fa-
milien 50 Prozent mehr Leistung erbrin-
gen, um eine Empfehlung für das Gymna-
sium zu erhalten, als Grundschüler aus bil-
dungsnahen Familien.

Eine weitere wichtige Ursache ist durch
die Gesamtstruktur des deutschen Bil-
dungssystems bedingt, nämlich die frühe
Verteilung der Schüler auf verschiedene
Schultypen mit abgestuften Leistungsni-
veaus. Die Entscheidung für ein bestimm-
tes Schulniveau in einem frühen Alter, in
dem noch viele Unsicherheiten über die
Leistungsfähigkeit des Kindes bestehen,
birgt Risiken in sich, die sozial schwache
Familien u. a. aus finanziellen Gründen
eher scheuen als andere. Besucht ein Kind
erst einmal eine Hauptschule oder auch
Realschule, hat es gegenüber den Gymna-

Rainer Geißler

Perestroika des deutschen Bildungssystems

Deutschland hat eine Ungleichheitsmisere im Bildungsbereich. Der Ausbau von
Ganztagsschulen und Sprachförderung sind erste Schritte zu deren Überwindung.
Doch ein weiterer Umbau des Bildungssystems hin zu einer Gemeinschaftsschule
ist für eine erfolgreiche Reform des Bildungssystems unerlässlich.
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siasten weitere Nachteile. In den verschie-
denen Schultypen existieren unterschied-
lich effiziente »Lernmilieus«: An Gymna-
sien lernen Schüler mit den gleichen Leis-
tungsvoraussetzungen nachweislich mehr
als an Realschulen und an Realschulen
mehr als an Hauptschulen.Schließlich ist in
Deutschland die Kultur des Förderns von
Problemkindern völlig unterentwickelt.
Dies hat etwas mit Personaldefiziten in den
Schulen zu tun, aber auch damit, dass insti-
tutionalisierte »Abschiebemechanismen«
existieren. Man kann sich der Problem-
schüler entledigen, indem man sie die Klas-
se wiederholen lässt oder vom Gymnasium
auf eine Realschule bzw. von der Realschule
auf eine Hauptschule abschiebt.

Dass andere Gesamtstrukturen die Bil-
dungsungleichheiten eindämmen können,
zeigt ein Blick nach Schweden und Kanada.
Beide Länder zeichnen sich dadurch aus,
dass die Schüler bessere Leistungen erbrin-
gen als in Deutschland, dass die Kompe-
tenzunterschiede zwischen Oben und Un-
ten erheblich kleiner sind und dass die Kul-
tur des Förderns deutlich besser entwickelt
ist. In beiden Ländern gibt es keine mehr-
gliedrigen Schulsysteme, die zu frühen Ent-
scheidungen über die Bildungswege zwin-
gen, sondern auch in der Sekundarstufe I
wird in sehr leistungsheterogenen Klassen
in grundschulähnlichen, teilweise auch ge-
samtschulähnlichen Strukturen gelernt.
Und in beiden Gesellschaften dürfen Klas-
sen nur in extremen Ausnahmefällen wie-
derholt werden.

Was tun?

Die deutschen Bildungspolitiker mussten
auf Pisareagieren. Um Bildungsungleich-
heiten zu mildern, wurden parteiübergrei-
fend drei Spuren aufgenommen: die frühe
Sprachförderung, der Ausbau von Kinder-
gärten und Vorschulen, sowie der Ausbau
von Ganztagsschulen. Alle drei Spuren
führen in die richtige Richtung.

Eine vierte richtige Spur wird nur sehr
zögerlich aus anderen Motiven heraus und
auch nicht in allen Ländern betreten – das
Zurückfahren des Sitzenbleibens. Bayern
hat verkündet, dass die Klassenwieder-
holungen stark reduziert werden sollen –
aber nicht, um schwache Schüler besser zu
fördern, sondern um sein Staatssäckel zu
schonen. Denn das Sitzenbleiben ist in der
Regel nicht nur pädagogischer, sondern
auch finanzieller Unsinn.

Die vier genannten Maßnahmen kön-
nen die deutsche Bildungsmisere vermut-
lich mildern, aber sie können sie nicht be-
heben. Dazu sind sie zu sehr auf Einzel-
aspekte des komplexen Problems zuge-
schnitten. Um Deutschland vom Thron des
Weltmeisters in der Bildungsungleichheit
zu stoßen, muss die Gesamtstruktur des
Bildungssystems ins Auge gefasst werden.
Zu den deutschen Besonderheiten gehört
es leider auch, dass die Gesamtstruktur –
die niveaugestufte Mehrgliedrigkeit mit
dem Zwang zu frühen Bildungsentschei-
dungen – so gut wie unantastbar ist. Sie
gleicht einer heiligen Kuh – wer daran
rührt, macht sich als Wissenschaftler un-
beliebt und läuft als Politiker Gefahr,
Wahlen zu verlieren. Schon die vergleichs-
weise sanfte Reformvariante, Hauptschu-
len, Realschulen und Gymnasien zu niveau-
differenzierten Gesamtschulen zu integrie-
ren, stößt auf erbitterten Widerstand bei
den meisten Politikern, in großen Teilen
der Lehrerschaft und in den Elternverbän-
den, die von den bildungsnahen Schichten
dominiert werden und daher vom Status
quo profitieren. Und die radikalere Idee,
Kinder neun oder zehn Jahre in »Grund-
schulklassen« zu unterrichten, in denen al-
le von den Hochbegabten bis zu den Lern-
behinderten gemeinsam lernen, taucht
selbst im Elfenbeinturm der Wissenschaft
nur selten auf.

Dennoch ist die gravierende Bildungs-
ungleichheit nur wirkungsvoll abzubauen,
wenn man den Mut aufbringt, eine Pe-
restroika, einen wirklichen Umbau des Sys-
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tems in Angriff zu nehmen. Deren Haupt-
ziel muss sein, die generelle Trennung in
verschiedene Schultypen mit abgestuften
Niveaus nach und nach zurückzufahren
und immer mehr Schüler neun oder zehn
Jahre lang gemeinsam in sehr leistungs-
heterogenen Klassen zu unterrichten mit ei-
nem Maximum an individueller Förderung.
Dadurch verschwinden wichtige soziale Se-
lektionsmechanismen: zunächst der Zwang
zu frühen Entscheidungen und die Grund-
schulempfehlungen für unterschiedliche
Bildungsniveaus; darüber hinaus die un-
gleichen Lernmilieus in den verschiedenen
Schultypen und die Abschiebemechanis-
men mit ihren Folgen: den Defiziten an in-
dividueller Förderung.

Für die Abschaffung der äußeren Ni-
veaudifferenzierung spricht ein weiteres
Ergebnis der internationalen vergleichen-
den Bildungsforschung: Die deutsche Bil-
dungsmisere ist in erster Linie eine Sekun-
darstufenmisere. Die deutsche Primarstufe
mit ihren leistungsheterogenen Lerngrup-
pen schneidet im internationalen Vergleich
– wie z.B. die Iglu-Studien zeigen – erheb-
lich besser ab: Sie ist leistungsstärker und
die sozialen Ungleichheiten der Lernergeb-
nisse sind nicht so ausgeprägt.

Ein solcher Umbau kann nicht von
heute auf morgen erfolgen. Man muss
langfristig denken und behutsam vorge-
hen, weil Wirklichkeit sehr vielschichtig
verändert werden muss. Denn es geht ja
nicht nur um die Veränderung der Organi-
sationsstruktur, die noch relativ einfach zu
bewältigen ist. Viel schwieriger sind die
Veränderungen der Lehrpläne und Schul-
bücher sowie die pädagogischen Verände-
rungen, hierin eingeschlossen auch die
Veränderung der Lehrerausbildung. Es
müsste ein anderer Lehrertyp die Universi-
täten verlassen, zu dessen zentralen Fähig-
keiten der Umgang mit leistungsheteroge-
nen Klassen und Binnendifferenzierung
sowie die individuelle Förderung gehören.

Schwierig wird es auch sein, die Deut-
schen zum Umdenken zu bringen und sie

zu bewegen, von liebgewordenen Traditio-
nen wie dem traditionellen Gymnasium
Abschied zu nehmen. Als Bildungspoli-
tiker muss man nicht nur politische Mehr-
heiten gewinnen, sondern auch die direkt
Betroffenen – vor allem Lehrer und Eltern
aus allen Schichten – vom Sinn des Um-
baus überzeugen.

Gemeinschaftsschulen und
Schulentwicklung »von unten«

In der unübersichtlichen föderalistischen
Bildungslandschaft in Deutschland sind of-
fensichtlich die Gemeinschaftsschulen in
Schleswig-Holstein derjenige reformeri-
sche Ansatz, der am weitesten in die skiz-
zierte Richtung geht. Seit März vorigen
Jahres ist dort eine Verordnung – beschlos-
sen von der Landesregierung der Großen
Koalition – in Kraft, die es den Schulen er-
möglicht, sich in »Gemeinschaftsschulen«
umzuwandeln. In diese Schulen gehen alle
Schüler der Klassen 5 bis 10 gemeinsam,
und den einzelnen Schulen bleibt es selbst
überlassen, wie weit sie die Integration der
unterschiedlichen Leistungsgruppen vo-
rantreiben. Klassenwiederholungen sind
nur – so wie das Überspringen einer Klas-
se – in Ausnahmefällen erlaubt. Ein Vor-
zug dieser Lösung ist, dass sie den Schulen
nicht aufoktroyiert wird, sondern sie er-
möglicht eine Schulentwicklung »von un-
ten« in Kooperation mit den betroffenen
Eltern und Lehrern, die sich auf die neue
Situation vorbereitet haben und eventuell
auch entsprechend weiterbilden.

Einen Punkt muss man allerdings auch
ganz klar und nüchtern sehen: Ein Mehr an
Chancengerechtigkeit ist nicht umsonst zu
haben. Die neuen Strukturen – Binnen-
differenzierung mit einem Mehr an indivi-
dueller Förderung – erfordern mehr Per-
sonal, nicht nur mehr Lehrer, sondern auch
mehr Schulsozialarbeiter, Schulpsycholo-
gen und Schulmediziner.Wenn der Umbau
effizient sein soll, kostet er Geld. Deutsch-
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land müsste seine Bildungsausgaben, die le-
diglich bei 84 % des OECD-Durchschnitts
liegen, schon deutlich steigern.

Obwohl Prognosen immer gewagt sind:
Die Zeichen für eine Perestroika in immer
größeren Bereichen des deutschen Bil-
dungssystems stehen nicht schlecht. In der
über Jahrzehnte fest geschlossenen Phalanx
der Verteidiger des traditionellen Systems
zeigen sich erste Risse.Wer hätte vor einigen
Jahren gedacht, dass eine CDU-geführte
Landesregierung die Einrichtung von Ge-
meinschaftsschulen zulässt, oder dass die
SPD in Wahlkämpfen für den Abbau der

Mehrgliedrigkeit wirbt und dabei – wie
kürzlich in Hessen – Wählerstimmen ge-
winnt, oder dass die Frankfurter Allgemeine
Sonntagszeitungden »Angriff auf das deut-
sche Gymnasium« – so eine Schlagzeile am
14. Oktober 2007 – nicht zurückweist, son-
dern rechtfertigt? Der Stein, den Pisains
Rollen gebracht hat, erhält durch die demo-
grafische Entwicklung zusätzliche Schub-
kräfte, deren Stärke in Zukunft weiter zu-
nehmen wird. Diese Signale sollten den
Parteien Mut machen, die Einrichtung von
Gemeinschaftsschulen über eine Entwick-
lung »von unten« offensiv zu vertreten.

Norbert Sievers

Paradigmenwechsel in der Kulturpolitik?
Zum Schlussbericht der Enquete-Kommission »Kultur in Deutschland«

Der Auftrag der Enquete-Kommission »Kultur in Deutschland« war anspruchs-
voll: Eine Bestandsaufnahme der gegenwärtigen Kunst und Kultur in Deutsch-
land als Grundlage kulturpolitischer Handlungsempfehlungen. Das Ergebnis ist
respektabel: ein Kompendium von fast 800 Seiten, in dem viele neue Sichtweisen,
Analysen und Handlungskonzepte enthalten sind, die in den letzten zehn Jahren
erarbeitet wurden.

Wie kann ein solch umfassendes Werk in
knapper Form angemessen gewürdigt wer-
den? Wohlmeindende Kommentare gibt es
schon genug. Beckmesserische Detailkritik
ist nicht hilfreich. Eher sind es grundsätz-
liche Fragen, die dem Anspruch des Be-
richtes gerecht werden. Von einem »Mei-
lenstein« ist die Rede und von einem »Pa-
radigmenwechsel«. Aber worin besteht der
Wechsel und worin der Fortschritt? 

Kulturpolitik ist als Förderungspolitik
– von wenigen Ausnahmen abgesehen – ge-
setzlich nicht geregelt. Sie gilt vielen immer
noch als Residuum kommunaler Selbstver-
waltung. Darin liegt ein Vorteil, aber auch
ein Risiko. Der Vorteil besteht darin, dass
geringe Normierung den Gestaltungsspiel-
raum der Kommunen – zumindest theo-

retisch – offen hält und die Vielfalt der An-
gebotsformen erhöht. Dem steht das Risiko
entgegen, dass Kultur als freiwillige Leis-
tung immer dann unter Druck gerät, wenn
die finanzpolitische Lage der Kommunen
sich verschlechtert. Das war seit den 90er
Jahren immer stärker der Fall.Deshalb wird
der Ruf nach einer besseren Absicherung
der »politischen Pflichtaufgabe« Kultur im-

Norbert Sievers 

(*1954) ist promovierter Soziologe
und Geschäftsführer der in Bonn ansässigen
Kulturpolitischen Gesellschaft e.V.
U.a. gibt Sievers mit Bernd Wagner das
Jahrbuch für Kulturpolitik heraus.

sievers@kupoge.de
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mer lauter, zumal Kultur als handelbares
Wirtschaftsgut immer mehr an Bedeutung
gewinnt.

Seither spricht man von »Grundver-
sorgung« auch auf dem Gebiet der Kultur-
politik, wenngleich ohne durchschlagen-
den Erfolg. Das könnte sich ändern, wenn
sich der Begriff durchsetzt, den die Enque-
te-Kommission vorschlägt: kulturelle In-
frastruktur. Zusammen mit der Absicht, ei-
ne Kulturklausel im Grundgesetz zu veran-
kern, soll dieser eher technisch anmutende
»Leitbegriff« – ohne paternalistische Atti-
tüde staatlicher »Vorsorge« – einen öffent-
lichen »Kulturgestaltungsauftrag« begrün-
den und durchsetzen helfen. Er bezieht
sich in der Form der Gewährleistung auf
die Errichtung und Erhaltung von Kultur-
einrichtungen, die Förderung von Kunst,
Kultur und kultureller Bildung, die Ini-
tiierung und Finanzierung kultureller Ver-
anstaltungen und die Gestaltung angemes-
sener Rahmenbedingungen für Künstler,
kulturelle Berufe, bürgerschaftliches En-
gagement und Kulturwirtschaft. Insoweit
steht der Begriffswechsel für ein neues Pa-
radigma der »pflichtigen« und normierten
Kulturpolitik, die die Etablierung von Kul-
turleistungsgesetzen einschließt. Das ist in
dieser Konsequenz neu und bemerkens-
wert. Ob es auch ein Fortschritt ist, darüber
gehen die Meinungen auseinander.

»Kulturgestaltung« ist ein hoher An-
spruch, aber kein ganz glücklicher Begriff.
Kultur lässt sich politisch nicht gestalten
und sollte staatlicherseits auch nicht gestal-
tet werden. Das ist aber auch nicht gemeint.
Eher geht es um Rahmenbedingungen für
künstlerisch-kulturelle Arbeit und darum,
Kulturpolitik systematisch zu entwickeln.
Dies setzt konsensfähige Ziele und Kon-
zepte voraus. Dafür liefert der Enquete-Be-
richt überzeugende Argumente und Syste-
matisierungsvorschläge. Kulturpolitik soll
zielorientierter und konzeptgestützter vor-
gehen und sich nicht allein,wie gewohnt,an
etablierten Förderstrukturen und Erbhöfen
orientieren. Als geeignete Instrumente wer-

den Kulturentwicklungsplanung, Leitbild-
entwicklung und Zielvereinbarung vorge-
schlagen. Als partizipatorische Verfahren
könnten sie ein Mehr an Transparenz und
demokratischer Zustimmung bewirken.
Das wäre ein Fortschritt.

Kulturpolitische Verantwortung
teilen 

Ein weiterer Paradigmenwechsel, den der
Enquete-Bericht markiert, greift eine Ent-
wicklung auf, die schon mit der sozial-libe-
ral geprägten Kulturpolitik in den 70er
Jahren eingeleitet wurde: der Wechsel von
einer etatistischen, staatsmäzenatisch ori-
entierten Kulturförderung zu einer mehr
pluralistischen, auf Beteiligung angelegten
Konzeption, mit der eine neue gesellschaft-
liche Verantwortungs- und Aufgabentei-
lung etabliert werden soll. Diese Idee ist
bereits in der Konzeption des »aktivieren-
den Staates« aus den 90er Jahren enthalten,
die alte ideologische Blockaden aufzubre-
chen und einen »dritten Weg« zu öffnen
versprach – jenseits des ordnungspoliti-
schen Dualismus, der die Lösung gesell-
schaftlicher Probleme entweder nur einer
staatsnahen oder einer marktkonformen
Konzeption zutraute. Der neue Ansatz ver-
stand sich als Kombination von öffent-
licher Regulierung, marktvermittelter Pro-
duktion und gesellschaftlichem Engage-
ment und suchte nach einem Mittelweg
zwischen staatlichem Versorgungsdenken
und neoliberalem Politikverzicht. Empfoh-
len wurde eine Funktionsverschiebung des
Staates von der Produzenten- zur Gewähr-
leistungsrolle.

Dieser Ansatz findet sich in dem
Schlussbericht der Enquete-Kommission
nicht nur begrifflich wieder – direkt wird
etwa auf die Idee des »aktivierenden Staa-
tes« Bezug genommen –,sondern kann so-
gar als ordnungspolitische Leitidee des
Textes interpretiert werden. Dafür spricht
die Bedeutung, die dem Bürgerengage-
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ment zugemessen wird, aber auch der Stel-
lenwert der Kulturwirtschaft. Unter den
Stichworten »New Public Management«
und »Good Governance« kann noch ein-
mal die ganze Rhetorik des nicht mehr
ganz so neuen »Neuen Steuerungsmo-
dells« nachgelesen werden, und das Drei-
Sektoren-Modell (Staat-Markt-Zivilge-
sellschaft) darf ab sofort als Referenzrah-
men kulturpolitischen Denkens gelten.

Das wäre auch theoretisch stimmig,
wenn die Teilung der Verantwortung ge-
lingen würde. Doch die Akteure in den
verschiedenen Sektoren der Kulturpolitik
besitzen jeweils besondere gesellschaft-
liche Funktionen, Organisationsstruktu-
ren und Handlungslogiken, die nur be-
dingt kompatibel sind. Diesem Aspekt
wird in dem Schlussbericht zu wenig Auf-
merksamkeit geschenkt.

Für eine funktionierende Zusammen-
arbeit im Netzwerk der Kulturpolitik ist ei-
ne nicht-hierarchische Beziehungsstruk-

tur der kooperierenden Organisationen
konstitutiv, damit auf Augenhöhe verhan-
delt werden kann. Davon kann jedoch in
aller Regel nicht ausgegangen werden. So
befinden sich Kulturinstitutionen, die Zu-
wendungen des Staates erhalten, in einer
abhängigen Position, und ihre Selbststän-
digkeit wird durch Ziel- und Leistungsver-
einbarungen nicht gerade gestärkt, wenn
diese ein Auftragsverhältnis begründen.
Hier gilt es sehr wachsam zu sein, damit
die Vielfalt und Freiheit verbürgenden
Vorteile des »kulturellen Trägerpluralis-
mus« und der Subsidiarität nicht verspielt
werden. Das Verhältnis von staatlicher
Verwaltung und zivilgesellschaftlichen
Akteuren ist vielfach noch asymmetrisch
und kaum dazu angetan, in Euphorie aus-
zubrechen. Nicht selten besteht ein Klima
des Misstrauens zwischen Förderern und
Geförderten. Freie Träger fürchten zu
Recht, vertraglich an die Leine genommen
zu werden und nur als Erfüllungsgehilfen
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eines staatlichen Auftrags willkommen zu
sein. Wenn Verantwortungspartnerschaft
und die dauerhafte Übernahme öffent-
licher Aufgaben durch zivilgesellschaftli-
che Akteure das Ziel sein soll, wird darü-
ber nachzudenken sein, wie das Verhältnis
der Vertragspartner sinnvoll und fair ge-
staltet werden kann, damit die kulturpoli-
tischen Aufgaben bestmöglich erfüllt wer-
den.

Noch eine Menge Staat

Was bedeutet nun dieser »Paradigmen-
wechsel« für die Entwicklung der Kul-
turpolitik? Er bedeutet vor allem, dass of-
fenbar eine ordnungspolitische Neujustie-
rung des Verhältnisses von Staat, Markt
und Gesellschaft ansteht. Der Bericht ist
ein Plädoyer dafür,dass der Staat stärker in

seiner gewährleistenden Funktion in die
Pflicht genommen werden soll; als »akti-
vierende« Agentur wird ihm eine koordi-
nierende Funktion zugewiesen, als pla-
nende Instanz soll er der Kulturpolitik
konzeptionelle Substanz verleihen. Dage-
gen ist zwar nichts einzuwenden. Alles in
allem steckt aber in den Vorschlägen noch
eine Menge Staat, auch wenn die Verant-
wortung geteilt werden soll. Die Frage
wird sein, ob jenseits der sinnvollen Mo-
dernisierungsabsicht die Autonomiean-
sprüche von Kunst und Kultur sowie die
Selbstständigkeit der Freien Träger ge-
schützt oder gefährdet werden. Wenn es
einen Fortschritt geben soll, dann muss
diese Frage diskutiert werden. Der »akti-
vierende Staat« wird wohl kaum die Ini-
tiative dazu ergreifen. Deshalb sind die
zivilgesellschaftlichen Akteure aufgefor-
dert, in diesem Sinne aktiv zu werden.

Seit Jahren wird in Deutschland leiden-
schaftlich über den Islam und die Muslime
debattiert. Spätestens mit der Ermordung

des niederländischen Filmemachers Theo
van Gogh im November 2004 treibt die
Menschen auch hierzulande die Frage um:
Wie halten es »unsere« Muslime mit der
Gewalt, mit den Menschenrechten, mit der
Demokratie?

In Hunderten von Berichten, Kom-
mentaren und Reportagen wurde seitdem
das Feld »Islam-Islamismus-Demokratie«
neu vermessen. Die ausgestellten Befunde
sind wenig ermutigend. Allzu kurz sei der
Weg zwischen Religiosität und Terro-

Eberhard Seidel

Chance für eine neue Diskussionsgrundlage
Kommentar zur Studie »Muslime in Deutschland«

Über Muslime in Deutschland und deren Verhältnis zur Demokratie wurde bisher
viel geredet. Nun liegt auch eine empirische Studie vor, die weder zur Übertreibung
noch zur Verharmlosung religiös motivierter Gewaltpotenziale Anlass bietet.
Vielmehr ist sie nur ein erster Schritt. Auf die Problemanalyse muss nun die Er-
arbeitung von Lösungsansätzen folgen.

Eberhard Seidel 

(*1955) leitete von 1997 bis 2002 das
Inlandressort der taz. Seitdem

ist er Geschäftsführer des Projektes
Schule ohne Rassismus.

eseidel429@aol.com
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rismus, beklagen die einen. Andere wie-
derum bezweifeln, ob sich mit der musli-
mischen Minderheit auf Dauer ein ge-
meinsamer Staat machen ließe, denn zu
gering seien die Schnittmengen bei ge-
meinsamen, demokratischen Werten. Die
These, der Islam, und damit die Muslime,
seien nicht kompatibel mit der Moderne,
wurde in den Feuilletons variantenreich
dekliniert.

Endlich Daten

Es waren Diskussionen der Bezichtigung,
des Verdachts und der Spekulation. Denn
bis in die Gegenwart fehlt ihnen etwas
Entscheidendes – ein empirisches Funda-
ment. Merkwürdigerweise schlug sich das
öffentliche Interesse an den Themen »Is-
lam und Muslime« nur in Ausnahmefällen
in entsprechender sozialwissenschaftlicher
Forschung nieder.Zu kaum einer Frage,die
seit Jahren debattiert wurde, gibt es quanti-
tative Studien. Und dort, wo es sie gibt, hal-
ten sie bezüglich Erhebungsmethode und
Stichprobenqualität nur selten einer kriti-
schen Betrachtung stand. Bisweilen dräng-
te sich der Eindruck auf, dass man es so ge-
nau gar nicht wissen wolle.

2008 könnte sich in der Islamdebatte in
Deutschland vieles ändern. Denn die Stu-
die »Muslime in Deutschland. Integration,
Integrationsbarrieren, Religion und Ein-
stellungen zu Demokratie, Rechtsstaat und
politisch-religiös motivierter Gewalt« des
Hamburger Instituts für Kriminalwissen-
schaftenliefert, was lange in der emotional
geführten Auseinandersetzung fehlte: Zah-
len, Daten, Fakten.

Rund 5.000 Muslime, einheimische
Nichtmuslime und Nichtmuslime mit Mig-
rationshintergrund wurden befragt – in
Gruppendiskussionen und Einzelinter-
views. Die zentralen Fragen der Untersu-
chungen lauteten unter anderem: Welchen
Stellenwert hat der Islam und die indivi-
duelle Religiosität für in Deutschland le-

bende Muslime? Wie stellt sich die Integ-
ration der in Deutschland lebenden Mus-
lime in die bundesdeutsche Gesellschaft
dar? Besteht eine Beziehung zwischen
Religiosität und politischen Einstellungen?
Wie groß ist das Potenzial demokratiedis-
tanter, für Radikalisierungsprozesse emp-
fänglicher Muslime? Wie bewerten Musli-
me Formen von politisch-religiös moti-
vierter Gewalt?

Die Studie ist ein Akt der Emanzipation
und ein wichtiger Schritt hin zur sozialwis-
senschaftlichen Gleichstellung der musli-
mischen Minderheit mit der Mehrheits-
gesellschaft. Zur Erinnerung: 1980 hatte
Bundeskanzler Helmut Schmidt die erste
Sinus-Studie zum Rechtsextremismus in
Auftrag gegeben. Seitdem lieferten Dut-
zende weiterer Untersuchungen Erkennt-
nisse, wie es um die Demokratiefähigkeit
und Fremdenfeindlichkeit, den Autoritaris-
mus und die Gewaltbereitschaft sowie den
Antisemitismus der Deutschen bestellt ist.
Diese Ergebnisse sind Grundlage für die
politische, pädagogische und repressive Be-
arbeitung des Problems.

Die Studie »Muslime in Deutschland«
könnte die Auseinandersetzung vom Kopf
auf die Füße stellen. Denn die Ergebnisse
stellen klar: Die mehr als drei Millionen
Muslime in Deutschland sind keine fünfte
Kolonne eines weltweit agierenden Dschi-
hadismus. Sie haben mehr Ähnlichkeiten
mit der Mehrheitsgesellschaft, als dieser
möglicherweise lieb sein mag.

Der größte Unterschied zwischen mus-
limischer Minderheit und Mehrheitsge-
sellschaft besteht in der Bedeutung der Re-
ligion. Bei rund vierzig Prozent der Musli-
me in Deutschland wurden eine starke
Ausrichtung an religiösen Regeln und Ri-
tualen, fundamentale Orientierungen und
die Tendenz, den Islam gegenüber anderen
Religionen aufzuwerten, festgestellt. Ein
Grund zur Aufregung? Ausdrücklich beto-
nen die Autoren der Studie, Katrin Brettfeld
und Peter Wetzels: »Dies ist aber bei Wei-
tem nicht gleichzusetzen mit dem Umfang
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des Potenzials demokratiedistanter, intole-
ranter oder gar islamismusaffiner Haltun-
gen unter Muslimen.«

Die Studie kommt zu dem Schluss,
dass etwa acht bis zwölf Prozent der mehr
als drei Millionen Muslime in Deutsch-
land eine »deutliche demokratiedistante
Einstellung« aufweisen. Und das Potenzial
der Muslime, die für eine »islamisch kon-
notierte Radikalisierung« erreichbar sind,
wird auf zehn bis zwölf Prozent geschätzt,

also auf bis zu 350.000 Personen. Und
knapp sechs Prozent der Muslime akzep-
tieren »massive Formen politisch-religiös
motivierter Gewalt«. Das ist beunruhi-
gend. Denn sechs Prozent von drei Millio-
nen sind immerhin rund 180.000 Men-
schen.

Schockieren können diese Zahlen al-
lerdings nur jene, die all die Studien zur
Demokratiefeindlichkeit und zur Gewalt-
bereitschaft der Mehrheitsgesellschaft bis-
lang nicht zur Kenntnis genommen haben.
Zwischen neun und dreizehn Prozent
der Deutschen, also mehr als sieben
Millionen, verfügen über ein geschlosse-
nes, rechtsextremes Weltbild. Sie lehnen
die Demokratie ab, befürworten Gewalt
zur Durchsetzung ihrer politischen Ziele
und pflegen einen veritablen Antisemi-
tismus.

Tatsächlich kommt die Studie »Musli-
me in Deutschland« zu dem Ergebnis:
»Ein signifikant höheres Maß an Autorita-
rismus/Demokratiedistanz junger Musli-
me im Vergleich zu einheimischen Nicht-
muslimen ist nicht nachzuweisen. (...) es
handelt sich hier also nicht um ein für jun-
ge Muslime spezifisches Phänomen.«

Die Studie bietet auch einen Vergleich
der Formen religiöser Intoleranz bei mus-
limischen und nichtmuslimischen Jugend-
lichen in Deutschland. Der Aussage »Men-
schen jüdischen Glaubens sind überheb-
lich und geldgierig« stimmen wesentlich
mehr muslimische Jugendliche (15,7 Pro-
zent der Schüler, 9,4 Prozent der Studen-
ten) als nichtmuslimische Jugendliche (5,4
Prozent und 4,9 Prozent) zu. Gleichzeitig
ist die Christenfeindlichkeit bei muslimi-
schen Jugendlichen sehr schwach ausge-
prägt. Bei den nichtmuslimischen Grup-
pen ermittelt die Studie indes ein hohes
Maß an auf den Islam bezogenen Vor-
urteilen. 17,2 Prozent der Schüler und 15
Prozent der Studenten stimmen der Aus-
sage zu »Muslime sind intolerant und ge-
walttätig«. Das Fazit der Autoren: »Be-
trachtet man die verschiedenen Zielrich-
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tungen der Vorurteile als vergleichbare
Formen religiöser Intoleranz, dann zeigt
sich, dass Unterschiede des Ausmaßes re-
ligiöser Intoleranz zwischen jugendlichen
Muslimen und einheimischen Nichtmus-
limen nicht mehr nachweisbar sind.«

Intoleranz eindämmen –
bei Muslimen und Nichtmuslimen

Mit der Studie »Muslime in Deutschland«
sind sich Muslime und Nichtmuslime nä-
her gerückt – im Guten wie im Schlechten.
Die Ergebnisse zeigen, dass unter den Mus-
limen eine Minderheit existiert, deren Ein-
stellungen große Ähnlichkeiten mit dem
aufweisen, was unter deutschstämmigen
Jugendlichen und jungen Erwachsenen mit
Begriffen wie Autoritarismus, Intoleranz
und Fremdenfeindlichkeit sowie Rechts-
extremismus umschrieben wird. Einziger
Unterschied: In dem einen Fall wird die
Ungleichheitsideologie religiös, im anderen
Fall wird sie säkular, häufig rassistisch oder
völkisch-nationalistisch begründet.

Einige Rezensenten der Studie zogen
aufgrund dieser Parallelen etwas vorschnell
das Resümee »Alles halb so schlimm!« und
signalisierten Entwarnung. Das jedoch wä-
re die falsche Schlussfolgerung.Aus der in-
tensiven Beschäftigung mit dem Rechts-
extremismus wissen wir, dass dieser unsere
Demokratie zwar derzeit nicht in seinen
Grundfesten erschüttern kann. Zu nach-
haltigen Störungen ist er aber durchaus in
der Lage.Von der Gefahr, die für potenziel-
le Opfergruppen von ihm ausgehen, ganz
zu schweigen.

Die Erkenntnisse der Studie »Muslime
in Deutschland« und die daraus resultie-
renden weiterführenden Fragestellungen
liefern das Ausgangsmaterial, um sich den
Einstellungen der Minderheiten mit der
gleichen Ernsthaftigkeit und Seriosität an-

zunähern, wie das bei der Mehrheitsgesell-
schaft zur Selbstverständlichkeit gehört.
Sie differenziert, benennt Grenzen der
Forschungsergebnisse, verweist auf weite-
ren Forschungsbedarf und verweigert sich
vorschneller Schlussfolgerungen.

Als Folge der Ergebnisse der Rechtsex-
tremismusforschung wurde in den zurück-
liegenden zwanzig Jahren ein komplexes
Maßnahmenbündel entwickelt, um demo-
kratiedistante Milieus zu integrieren. Kon-
zepte präventiver Jugend- und Sozialarbeit
stehen neben repressiven Maßnahmen zur
Eindämmung radikalisierter Milieus und
Akteure. Ergänzt wird dies durch Bundes-
und Landesprogramme zur Entwicklung
der Zivilgesellschaft und des Demokratie-
bewusstseins in demokratiefernen Milieus.
In Zukunft wird es darum gehen müssen,
diese Erfahrungen auf die entsprechenden
Milieus der Minderheiten zu transformie-
ren und sie stärker als bisher in die Maß-
nahmen mit einzubeziehen.Vom Gelingen
dieses Transformationsprozesses hängt für
den demokratischen Bestand Deutsch-
lands sehr viel ab.

Daher ist es auch zu begrüßen, dass die
Autoren der Studie auf kulturalistische
Deutungen der Ergebnisse und auf jeg-
lichen Alarmismus verzichten. Durch die
nüchterne Herangehensweise liefern sie
eine Vorlage, der sich auch die Vertreter
der muslimischen Minderheit nicht so
einfach entziehen können. Auch sie müs-
sen sich dem Befund stellen. Und der stellt
klar: Es gibt ein Problem mit radikalisier-
ten und demokratiedistanten Muslimen in
Deutschland. Dieses schwappt zwar nicht
einem Tsunami gleich über die Gesell-
schaft. Allerdings wäre es gleich dem
Rechtsextremismus fahrlässig, die Augen
vor dieser Herausforderung zu verschlie-
ßen. Dieses Milieu einzuhegen, besser
noch zu integrieren, ist gemeinsame Auf-
gabe aller Demokraten.
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Chinas Wachstum wird seit Jahren von den
deutschen Medien als Bedrohung rezipiert.
»Chinas Aufstieg – Deutschlands Abstieg«;
»Angriff aus Fern-Ost« oder »Weltkrieg um
Wohlstand« lauten einige der neueren For-
mulierungen. Der chinesische Staat wird als
»Angreifer-« oder »Termitenstaat« klassifi-
ziert, der ohne Rücksicht auf Menschenle-
ben und globale Umwelt sowie mit Hilfe bil-
liger, rechtloser Arbeitskraft zum Angriff
auf die westlichen »Absteigergesellschaften«
blase. Der China Schock. Wie Peking sich die
Welt gefügig machtheißt das neue Buch des
Journalisten Frank Sieren. Der Spiegelbe-
schwor mit seiner Titelstory »Die gelben
Spione« gar die gelbe Gefahr. Das jährliche
Wachstum Chinas von über 9 % und seine
Expansion auf den Weltmärkten rufen
Ängste hervor, auch wenn der Aufstieg Chi-
nas eine große Chance für den deutschen
und europäischen Außenhandel darstellt.

Die Politik ist dem Trend des Schre-
ckenszenarios teilweise gefolgt. In dem
Konzept einer neuen Asienstrategie der

CDU/CSU-Bundestagsfraktion vom Okto-
ber 2007 steht z.B., »Partnerschaften kön-
nen auf Dauer nur auf der Basis gemein-
samer Werte und Überzeugungen gedei-
hen«. Asien sei eine strategische Herausfor-
derung für Deutschland geworden. Aus
strategischen Partnern scheinen strategi-
sche Gegner zu werden, denen man entge-
gentreten müsse: »Wir müssen verhindern,
dass Asiens… [gemeint ist hier primär Chi-
na, d. Verf.]Aufstieg unseren Abstieg be-
deutet«, heißt es in dem Strategiepapier.
China stelle dem Westen zunehmend die
Systemfrage und sehe sich als alternatives
politisches Ordnungsmodell, das die Inte-
ressen Deutschlands und der EU herausfor-
dere. Gemeinsam mit den USA müsse
Deutschland dazu beitragen, dass der Auf-
stieg Chinas nicht zu einer Destabilisierung
Asiens führe. Entsprechend müsse Berlin
die Rolle der USA als sicherheitspolitische
Garantiemacht in Asien unterstützen. Auch
der Menschenrechtsbeauftragte der Bun-
desregierung Günter Nooke erklärte auf ei-
ner Menschenrechtstagung in Frankfurt im
Dezember 2007: »Menschenrechtspolitik
ist Machtpolitik«. Er übersieht dabei, dass
Politik zugleich Gestaltungspolitik ist und
vielmehr gefragt werden muss, wie Deutsch-
land konkret dazu beitragen kann, zivilge-
sellschaftliche Strukturen und damit die Ba-
sis für die Verbesserung der Menschenrech-
te in China zu stärken.
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Thomas Heberer

Pluralisierungstendenzen im Ein-Partei-Regime

Medien beschreiben China als Gefahr,die uns nicht nur ökonomisch,sondern auch
… durch ein erfolgreiches staatsautoritäres System … politisch bedroht. Dies ver-
kennt jedoch die Ansätze zu einer Pluralisierung im Land. Trotz harter Hand in
Tibet öffnet sich die KP demokratischen Ideen, indem sie Anknüpfungspunkte zu
klassischen chinesischen Gesellschaftskonzepten herstellt.

Thomas Heberer

(*1947) ist Professor für Politik-
wissenschaft und Ostasienwissenschaften

an der Universität Duisburg-Essen.

thomas.heberer@uni-duisburg-essen.de

Olympialand China
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Abkehr vom totalitären
Staatswesen

Hinter den angeführten Bewertungen und
Äußerungen steht das schiefe Bild einer
politischen Starrheit und Wandlungsun-
fähigkeit Chinas.

Richtig daran ist, dass es sich nicht erst
seit 1949 um ein Ein-Partei-System han-
delt, in dem die KP Chinas das politische
System dominiert. Wandlungsprozesse je-
doch werden höchstens graduell wahrge-
nommen.

Nach dem Tod Maos hat sich das poli-
tische System von einem totalitären Staats-
wesen, in dem ein einzelner, charismati-
scher Führer uneingeschränkte Macht aus-
geübt und die Partei die totale Kontrolle
über die Gesellschaft übernommen hatte
und mittels Massenterror herrschte, zu
einem autoritären System gewandelt. Im
letzteren existiert eine kollektive politische
Führung, das System zeichnet sich durch
begrenzten Pluralismus aus, in dem eine
exklusive Ideologie (»Maoismus«) keine
zentrale Rolle mehr spielt, die Bevölkerung
nicht mehr permanent mobilisiert wird
und ein Mindestmaß an Beteiligungs-
möglichkeiten existiert. Mussten die Men-
schen in der Mao-Ära permanent an poli-
tischen Bewegungen partizipieren, so wird
heute Nichtbeteiligung akzeptiert.

Ohne Zweifel besitzt die Entwicklung
Chinas einen ambivalenten Charakter: Ei-
nerseits findet eine erfolgreiche ökonomi-
sche Entwicklung statt, die Wohlstand für
viele Menschen mit sich gebracht und zur
Herausbildung einer Mittelschicht sowie
zu einem signifikanten sozialen Wandel
geführt hat. Andererseits existiert die Ri-
gidität einer autoritären Ein-Partei-Herr-
schaft im Hinblick auf politischen Dissens,
soziale Proteste und soziale Bewegungen.
In den deutschen Medien dominiert das
negative Bild. Es bedarf aber einer
Analyse, die Erfolge und Probleme Chinas
in einen analytisch-erklärenden Rahmen
stellt.

Ein Entwicklungsstaat

Mit einem Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro
Kopf und Jahr von 1.000 US-Dollar war
China Ende 2003 erstmals der Gruppe der
Länder mit niedrigem mittleren Einkom-
men zuzurechnen. In den letzten 25 Jahren
hat das Land seine Wirtschaftsleistung ver-
doppelt, und rund 220 Mio. Menschen ha-
ben das Etikett der »Armut« abgestreift.
China weist ein rasches Wachstum mit ho-
hen Wachstumsraten auf. Sein BIP war
2006 mit 2,64 Billionen US-Dollar das
viertgrößte der Erde. Zugleich hat das
Land zweistellige Wachstumsraten im Au-
ßenhandel aufzuweisen und besitzt die
höchsten Devisenreserven der Welt (Ende
2007: 1,5 Billionen US-Dollar).

Entsprechend lässt sich China heute als
»Entwicklungsstaat« klassifizieren. Im Un-
terschied zu dem Begriff des »Entwick-
lungslandes« kennzeichnet »Entwicklungs-
staat« die Rolle des Staates in einem Ent-
wicklungs- und Modernisierungsprozess.
Solche Staaten, typisch vor allem für Ost-
asien, versuchen Entwicklung gegen alle
gesellschaftlichen Gruppen und Hinder-
nisse hinweg durchzusetzen. Sie fühlen
sich primär der Idee der nationalen Mo-
dernisierung verpflichtet und geben die-
jenigen Prinzipien auf, die einer solchen
Entwicklung im Weg stehen. Von daher
lassen sich solche Staaten auch als lernende
Staaten klassifizieren. Sie lernen aus ver-
gangenen Fehlern und richten ihre Politik
entsprechend neu aus. So hat China die
Planwirtschaft aufgegeben und ist zu einer
etatistischen Marktwirtschaft übergegan-
gen. Über 90 % der Unternehmen werden
heute privat geführt, auch wenn noch rund
ein Drittel der Beschäftigten in den großen
Staatskonzernen tätig ist. Wohnungseigen-
tum wurde weitgehend privatisiert, Aktien
und Börsen wurden eingeführt. Mit der
Lehre der »Drei Vertretungen« bekundete
die Staatspartei, dass sie mittlerweile nicht
mehr Klassen vertritt, sondern »das ge-
samte chinesische Volk«: der Übergang
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Teil dieses Fragmentierungsprozesses
ist der sogenannte Implementierungswi-
derspruch, d.h. die Diskrepanz zwischen in
Peking beschlossenen politischen Richt-
linien und Gesetzen und ihrer mangelnden
Umsetzung auf der lokalen Ebene. Generell
ist ein Prozess dezentralisierter Entschei-
dungen dafür verantwortlich. Städte und
Kreise besitzen seit den 80er Jahren größe-
re Eigenentscheidungsrechte und können
politische und wirtschaftliche Eigenexperi-
mente durchführen. Entsprechend gibt es
Landkreise,die den Anweisungen der Zent-
rale Folge zu leisten versuchen, aber weit
mehr Landkreise, die unter Hinweis auf
lokale Besonderheiten den zentralen Richt-
linien indifferent gegenüberstehen oder sie
sogar konterkarieren.

Für diesen Implementierungswider-
spruch sind mehrere Gründe verantwort-
lich. Zunächst gibt es institutionelle Defi-
zite. Dezentralisierungsprozesse haben zu
einer Fragmentierung staatlicher Macht

geführt und auf diese Weise die Macht der
lokalen Ebene gestärkt. Es stehen keine in-
stitutionellen Mittel, wie z.B. der Rechts-
weg, zur Verfügung, um Abweichungen
ausreichend sanktionieren zu können.

Darüber hinaus existieren einseitige
Politikpräferenzen. Bei der Bewertung der
Leistungen lokaler Funktionäre durch hö-
here Organe stehen die harten Faktoren
Wirtschaftswachstum und Bewahrung von
Stabilität im Vordergrund. Entwicklungen,
die diese beiden Faktoren beeinträchtigen,
werden von der Zentrale unmittelbar sank-
tioniert und wirken sich nachteilig auf
Karrierechancen aus. Alle anderen Fakto-
ren sind politisch weiche, sekundäre Phä-
nomene, die erst dann wichtig werden kön-
nen, wenn politischer Druck durch das
Ausland oder ökonomischer und gesell-
schaftlicher Druck durch lokale Eliten oder
soziale Akteure einem Politikfeld zu größe-
rer Wirksamkeit im öffentlichen Raum ver-
helfen. So wissen lokale Funktionäre, dass
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sie im Falle von Umweltschäden oder Berg-
werksunglücken wenig zu befürchten ha-
ben, solange dadurch keine größere Un-
ruhe in der Bevölkerung entsteht. Kleinere
Proteste lassen sich zudem leicht unter-
drücken, zumal die Medien auch nicht frei
berichten dürfen.

Ein weiterer Grund sind lokale Netz-
werke. Mächtige Koalitionen lokaler Funk-
tionäre mit Unternehmern, Arbeitern,
Bauern oder anderen Gruppen, die direkt
oder indirekt an einem Projekt partizipie-
ren, widersetzen sich der Durchführung
zentral beschlossener Regeln unter Hin-
weis auf lokale »Stabilität« oder »Wirt-
schaftsentwicklung«. Denn schließlich –
so die Argumentation – könnte die Schlie-
ßung umweltverschmutzender oder un-
sicherer Betriebe dazu führen, dass viele
Beschäftigte und andere Nutznießer Ar-
beit und soziale Sicherung verlieren, der
lokale Staat Steuereinnahmen, die Unter-
nehmer ihre Gewinne und die Funktio-
näre ihre Pfründe und Zusatzeinnahmen.
Und nicht zuletzt trägt ein geschlossenes
Berichtswesen zu den Implementierungs-
widersprüchen bei. »Politisch korrekte«
Berichte an höhere Stellen oder gegenüber
höheren Funktionären beschreiben Ziele,
aber nicht die aktuelle Situation. Die reale
Lage ist daher nur der lokalen Führung be-
kannt. Folglich sind die übergeordneten
Behörden dann nicht über die tatsächliche
Lage in einem Gebiet informiert. Ein gutes
Beispiel dafür ist, dass kurz vor Bekannt-
werden der gewaltigen Umweltverschmut-
zung des Taihu-Sees die Stadt Yixing, der
Hauptverschmutzer, vom staatlichen Um-
weltamt in Peking zur Umweltmodellstadt
gekürt wurde.

Mangelndes Verständnis dieses Imple-
mentationswiderspruchs führt hierzulande
häufig zu der Auffassung, dass die Zent-
ralregierung für alle Missstände und Fehl-
entwicklungen im Lande zuständig sei.
Zwar kontrolliert die Zentralgewalt das ge-
samte Land und vermag Großpolitiken
durchzusetzen. Bei 2.862 Kreiseinheiten je-

doch die gesamte Umsetzung zu überwa-
chen, würde die zentralen Behörden hoff-
nungslos überfordern. Daher setzt sie poli-
tische Prioritäten wie Wirtschaftswachs-
tum, Bewahrung sozialer Stabilität oder
Geburtenplanung, deren Einhaltung streng
überprüft werden können. Der XVII. Par-
teitag im Oktober 2007 hat beschlossen,
dass künftig auch dem Umweltschutz, als
wichtigem Teil des »wissenschaftlichen
Konzeptes von Entwicklung«, Priorität ein-
geräumt werden soll. So bekämpft die Zent-
ralregierung zwar mittels Anweisungen
und Gesetzen Missstände wie Produktfäl-
schungen oder Verletzung der Bodenrechte
der Bauern, aber häufig fehlen ihr die insti-
tutionellen Mittel, um dies lokal überall
durchsetzen zu können.

Die Duldung des Implementierungs-
widerspruches in Politikfeldern, die von
der Führung als sekundär angesehen wer-
den und die Akzeptanz von politischen
Fragmentierungsprozessen ist einerseits
Ausdruck des politischen Pluralisierungs-
prozesses; andererseits erlaubt sie eine ad-
ministrative Flexibilität, die innovative
Ansätze nicht von vornherein abwürgt.
Letzteres erklärt auch, weshalb der chine-
sische Entwicklungsprozess bislang so er-
folgreich verlaufen ist.

Die erfolgreiche Entwicklung bewirkt
auch, dass in China der Parteistaat durch-
aus Legitimität in der Bevölkerung besitzt.
Diese gründet sich nicht allein auf eine
erfolgreiche Wirtschaftsentwicklung und
die Bewahrung politischer Stabilität, son-
dern auch darauf, dass der Parteistaat über
Kapazitäten zur Erreichung nationaler
Ziele verfügt und die große Mehrheit der
Bevölkerung davon überzeugt ist, dass er
China vor einem Schicksal wie dem der
Sowjetunion bewahrt. Schließlich, so bele-
gen auch eigene Untersuchungen, unter-
scheiden die Menschen zwischen dem
zentralen Staat, dem sie Legitimität und
Vertrauen zubilligen, und dem lokalen
Staat, den sie für Missstände verantwort-
lich machen.
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Eine »harmonische Gesellschaft«?

Die genannten Faktoren verdeutlichen,
weshalb der Parteistaat trotz aller sozialen
und politischen Verwerfungen gegenwärtig
ein relativ stabiles autoritäres Gebilde dar-
stellt. Das neue sozialpolitische Konzept ei-
ner zu erschaffenden »harmonischen Ge-
sellschaft«, das an ideengeschichtlichen
Vorbildern aus der eigenen Tradition des
Landes anknüpft und an die Stelle des Ziels
getreten ist, den Kommunismus zu realisie-
ren, bestätigt, dass es sich bei China gegen-
wärtig nicht um eine harmonische Gesell-
schaft handelt. Interessanterweise beziehen
sich die Zielvorgaben einer »harmoni-
schen« Gesellschaft auf Ziele wie Demo-
kratie, rule of law,Gerechtigkeit, Aufrich-
tigkeit (im Gegensatz zu Korruption) und
sozialen Ausgleich.

Gleichwohl denken parteinahe Intel-
lektuelle in signifikantem Maße über die
politische Zukunft Chinas nach. In diesem

Zusammenhang ist ein jüngst erschienenes
Manifest des Autors Yu Keping mit dem
Titel Demokratie ist eine gute Sacheein er-
wähnenswertes Beispiel (vgl. S. 44).

Neu und außergewöhnlich an Yu Ke-
pings Thesen ist die Neubewertung der
Rolle von Demokratie, dass sie durch ei-
nen einflussreichen politischen Berater
Chinas als bislang bestes politisches Sys-
tem charakterisiert wird.Als dieser Beitrag
Ende 2006 in der Zeitschrift der Zentralen
Parteihochschule nachgedruckt wurde,
kam es im Anschluss zu einer ausgespro-
chen kontroversen, breit geführten Dis-
kussion in China. In einem Beitrag in der
Parteizeitung Renmin Ribaovom Februar
2007 unterstützte Ministerpräsident Wen
Jiabao jedoch Yus Position. Auch dies
verdeutlicht, dass Zukunftsentwürfe nicht
tabu sind, solange die Parteiherrschaft
nicht direkt aktiv angegriffen und die poli-
tical correctnessim Sinne der KP-Führung
eingehalten wird.
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Gespräch mit Eberhard Sandschneider

Zwischen Entwicklung und Stabilitätstrauma

Eberhard Sandschneider übernahm 1998 die Professur für Politik Chinas und
Internationale Beziehungen an der Freien Universität Berlin und leitet seit August
2003 das Forschungsinstitut der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik.
Seine letzte Veröffentlichung Globale Rivalen – Chinas unheimlicher Aufstieg
und die Ohnmacht des Westens erschien 2007 im Hanser Verlag. Die Fragen
stellte Thomas Meyer.

NG/FH: Die Olympiade in China steht kurz
bevor. Bald werden Millionen von Men-
schen auf das Land schauen, mit einem
Interesse und aus einer Nähe, wie es selten
zuvor der Fall war. Hunderttausende wer-
den dorthin fahren und eine Seite kennen
lernen, die die Medien nicht vermitteln. Ist
die Olympiade eher eine Chance oder doch
auch ein Risiko für das Bild Chinas in der
Welt?

Eberhard Sandschneider: Sowohl als auch.
Aus der Sicht der chinesischen Regierung
ist es eine gewaltige Chance, das Land in
seinen neuen Fähigkeiten, in seiner Moder-
nität, in seinen Entwicklungsleistungen zu
präsentieren. Auf der anderen Seite hat
man festgestellt, dass alles, was man sich an
Imagegewinn vorgestellt hat, auch mit ei-
nem gewaltigen Imagerisiko verbunden ist.
Das hat auf der hohen Ebene der Politik da-
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mit zu tun, dass China bei uns aufgrund
seiner Partnerschaften mit Nord-Korea,
Myanmar oder dem Sudan in wachsendem
Maße kritisch betrachtet wird. Menschen-
rechtsverletzungen stehen genauso zur De-
batte, wie die gewaltigen Umweltprobleme
des Landes. Und jeder Journalist, der etwas
auf sich hält, reist nun nach China und
kommt mit kritischen Berichten über das
Land zurück.

NG/FH: Worin liegen die Risiken genau?
Was kann man erfahren und sehen, was hier
bisher wenig bekannt oder beachtet war?

Sandschneider: Man sieht all das,was nicht
in der üblichen China-Berichterstattung
wiedergegeben wird. China, das sind für
uns manchmal die Glitzerfassaden von

Shanghai, die Hochhäuser in Pudong, zum
Teil auch die Antiquitäten und die alten
Gebäude in Peking oder in Xian. Und es
sind die Touristenorte, zu denen man rei-
sen muss, wenn man die typischen 14- oder
21-Tage-Programme absolviert. Man sieht
meistens nicht, dass immer noch 80 % der
Menschen auf dem Land leben. Dort ist
China längst nicht so modern wie wir es
sehen. Dort herrscht zum Teil bittere Not.
Das heißt, wer jetzt nach China fährt und
sich die Mühe macht, herauszugehen aus
den Sportstadien, wegzugehen aus den gro-
ßen Prachtstraßen der Küstenstädte, der
wird auch das arme, das andere China se-
hen. Und dieses gehört zum Land genauso
dazu, wie die Bilder, die wir gerne von Chi-
na produzieren.

NG/FH: Was verbinden die verschiedenen
Interessengruppen mit den Spielen? Sind
die Erwartungen von Partei, Regierung,
Zivilgesellschaft an das, was dieses Ereignis
bringen und welche Wirkung es haben
kann, dieselben?

Sandschneider: Die Erwartungen der Re-
gierung sind klar: Das Land soll als mo-
dern, leistungsfähig, interessant und auf-
geschlossen nach außen präsentiert wer-
den. China soll auf der Bühne der interna-
tionalen Politik zurückgemeldet werden.
Andere Akteure, insbesondere solche, die
sich um Menschenrechte kümmern und
gehofft haben, dass die Olympiade zu ei-
ner Verbesserung der Menschenrechts-
situation führt, werden eher enttäuscht
sein. Denn sie werden feststellen, dass die
chinesische Regierung auf Grund ihres
Stabilitätstraumas alles, was zu kritischer
Berichterstattung oder zu politischen Kon-
sequenzen führen könnte, im Keime ersti-
cken wird. Die Menschenrechtssituation
wird sich durch die Olympiade sicher
nicht verbessern.

Ich wäre überhaupt vorsichtig in unse-
rem Sinne in China von einer Zivilgesell-
schaft zu sprechen. Natürlich gibt es eine –
verschwindend geringe – Demokratiebe-
wegung. Deren Bedeutung ist aber gerin-
ger, als es die umfangreiche Berichterstat-
tung bei uns vermuten lässt. Selbstver-
ständlich gibt es in China mittlerweile auch
Mittelschichten. Aber diese haben völlig
andere Interessen als jene Mittelschichten,
die wir üblicherweise aus einer moderni-
sierungstheoretischen Sicht als Träger von
Demokratisierung bezeichnen würden.
Chinesische Mittelschichten haben sicher
kein Interesse daran, ihr politisches Schick-
sal in die Hände von 800 Millionen Bauern
zu legen, die ganz andere Ziele verfolgen als
sie. Selbstverständlich gibt es unterschiedli-
che Gruppierungen mit unterschiedlichen
Erwartungen. Zusammengehalten werden
sie von einem gewaltigen und nicht zu
unterschätzenden nationalen Stolz, der vie-
le Eliteschichten und Bevölkerungsschich-
ten eint. Als angesehener Akteur aufzutre-
ten und die Olympiade für eigene Interes-
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sen zu nutzen, sind aber zwei unterschied-
liche Dinge.

NG/FH: Man beobachtet zunehmend Ver-
suche, Teile der alten leninistischen Ideo-
logie durch nationalistische Ideologieele-
mente zu ersetzen. Ist aus Sicht der chinesi-
schen Regierung diese Einigung verschie-
dener Gruppen des ganzen Landes unter
diesem nationalen Interesse der Haupt-
zweck der Olympiade? 

Sandschneider: Das ist sicherlich ein
Kernpunkt. Er soll helfen, das Grund-
problem der chinesischen Politik zu ma-
nagen: Stabilität zu bewahren.Aus unserer
Sicht gibt es andere Prioritäten, aber aus
Sicht der chinesischen Führung kommt
Stabilität zuallererst. Das betrifft auch den
Umgang mit Ideologie. Nirgendwo in ei-
nem kommunistischen System ist man
ähnlich pragmatisch mit Ideologie umge-
gangen, wie man das ausgerechnet im vor-
mals maoistischen China mittlerweile tut.
Reiche Unternehmer können Mitglieder
der Kommunistischen Partei werden, es
hilft der Stabilität des Landes. Die chine-
sische Regierung hat einen sehr genauen,
sehr detaillierten Blick auf die unter-
schiedlichen Problemlagen, die sie in die-
sem riesigen Land zu bewältigen hat. Und
was immer der Stabilität im Land dient,
das wird getan. Ideologie gehört ebenso
dazu, wie große internationale Aufmerk-
samkeit auf sich ziehende Ereignisse. Aber
auch das Management des fortgesetzten
wirtschaftlichen Fortschritts.

NG/FH: Ist denn die Stabilität real bedroht
oder ist das eher eine Destabilisierungs-
furcht, eine Art Herrschaftsideologie, die
man benutzt, um unliebsame Kritik klein
zu halten?
Sandschneider: Wenn Sie sich anschauen,
was das Land in den letzten 25 Jahren nicht
nur an beeindruckenden ökonomischen
Erfolgen hinter sich hat, sondern dass min-
destens so beeindruckende Risikofaktoren

für politische, soziale und ökonomische
Stabilität zusammengekommen sind, dann
ist das schon ein beachtliches Pulverfass
und das Pulver ist ziemlich trocken. Die
Chinesen selbst berichten von sprunghaft
steigenden Zahlen von Zwischenfällen, so-
zialen Unruhen im Lande, die sich genauso
exponentiell entwickeln wie sich das Wirt-
schaftswachstum in den letzten 25 Jahren
entwickelt hat. Wer diese Situation insge-
samt sieht, der kann gar nicht anders als zu
sagen: Da ist jederzeit die Möglichkeit ge-
geben, dass größere Destabilisierungsele-
mente auftreten können.
NG/FH: Diese Unruhen sind ja meist loka-
ler Natur und richten sich gegen Miss-
stände in Kommunen und in Städten, we-
niger auf das Herrschaftssystem als Gan-
zes. Gibt es – neben diesen Unruhen – Fak-
toren, die die Stabilität dieses Landes be-
drohen? 

DA S T H E M A

N G | F H   4 | 2 0 0 8 3 3

Re
in

er
 Z

en
se

n

Eberhard Sandschneider

April_08_Archiv.qxd  08.05.2008  15:22  Seite 33

[Limberg Box Patch : TrimBox [0] BleedBox [3] MediaBox [10] Patch : Page 33]



Sandschneider: Da gibt es ein denkbar
breites Spektrum. Diese Kommunistische
Partei zieht ihre Legitimität mittlerweile
nicht mehr aus Ideologie und der reinen
Lehre, sondern aus ökonomischer Leis-
tungsfähigkeit. Alles, was ökonomische
Leistungsfähigkeit tendenziell beeinträch-
tigt, kann ein solcher Faktor werden. Neh-
men Sie zum Beispiel das Energieproblem.
In Anbetracht seines ins Unermessliche
steigenden Energiebedarfs ist es kaum dar-
stellbar, dass China sein Wirtschaftswachs-
tum wird aufrechterhalten können, wenn
man nicht auf massive technologische
Durchbrüche hofft. Was aber ist, wenn das,
was im Augenblick die gesamte chinesische
Bevölkerung eint, nämlich gemeinsam –
langsam die einen, schneller die anderen –
reich zu werden, nicht mehr funktioniert.
Auch die Umweltproblematik ist etwas, das
das Leben der Einzelnen betrifft. Menschen
flüchten, weil sie in ihrer Heimat nicht
mehr leben können. Es gibt keinen Boden
mehr, der den Anbau essbarer Früchte er-
möglicht, kein sauberes Trinkwasser, keine
Luft, die man atmen kann. Oder das gesam-
te Spektrum sozialer Verwerfungen, die
Tatsache, dass die Großfamilie nicht mehr
funktioniert und wir in China nicht nur
Ein-Kind- sondern auch Klein- und Kern-
familien sehen, dass das soziale Netz in ei-
ner immer älter werdenden Gesellschaft al-
les andere als tragfähig ist. All diese Prob-
leme liefern die strukturellen Vorausset-
zungen dafür, dass kleinere Ereignisse –
und so ist das oft in der Geschichte – gewal-
tige Auswirkungen haben können.

NG/FH: Im Lichte dieser vielfältigen Risi-
ken ist doch die Prioritätensetzung auf
Stabilität für Partei und Regierung sehr
verständlich.Ginge sie verloren,würde das
niemandem nützen. Weder Menschen-
rechte könnten besser gewahrt werden
noch gutes Regieren, noch Wachstum.

Sandschneider: Ich bin absolut mit Ihnen
einverstanden. Das konterkariert natürlich

manch eine Debatte im Westen, die auf
Demokratie in China wartet, die auf die
Umsetzung der Menschenrechte nach un-
seren Vorstellungen wartet, so als hätten
auch wir vor 150 Jahren mit den Men-
schenrechten angefangen. Das haben wir
aber nicht.Auch bei uns ist die Demokratie
nicht vom Himmel gefallen. Wer mit sol-
chen überzogenen Forderungen an China
herangeht, dokumentiert, dass er von den
Schwierigkeiten des Landes, auch von sei-
nen realen politischen Möglichkeiten rela-
tiv wenig Ahnung hat und stattdessen ver-
sucht, eigene Werte nach China zu übertra-
gen. Das kann nicht funktionieren. Im Ge-
genteil: Die chinesische Regierung hat ei-
nen sehr klaren und nüchternen Blick auf
die Risikolage, mit der sie auch umzugehen
hat. Und man muss nicht zum Lobpreisen
eines kommunistischen Systems ansetzen,
um zu sagen: Wie immer man es dreht und
wendet, es ist schon eine gewaltige Leis-
tung, wie in den letzten 25 Jahren die Ent-
wicklung Chinas vorangetrieben wurde –
und das bei gleichzeitiger Wahrung der
Stabilität.

NG/FH: Aber wo bleiben dann die Men-
schenrechte? Sollen wir ganz von Ihnen
absehen, sollen wir anders mit der Frage
nach Menschenrechten in China umge-
hen? Was ist in dieser Hinsicht der ange-
messene Zugang?

Sandschneider: Es gibt etwas, das man ver-
meiden muss. Ich zitiere da gerne einen
Satz von Helmut Schmidt: »Die Besserwis-
serei des Westens in Peking ist von Übel.«
Wer besserwisserisch, wer belehrend auf-
tritt, wird in China nichts verändern. Auch
die chinesische Regierung weiß, dass sie auf
Dauer nicht nur mit Druck Stabilität schaf-
fen oder die Menschenrechtssituation be-
heben kann. Das ist ein Lernprozess. Alles,
was hilft, kooperativ und auf gleicher Au-
genhöhe Schritt für Schritt Verbesserungen
herbeizuführen, ist aus meiner Sicht die
richtige Politik. Der deutsch-chinesische
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Rechtsstaatsdialog, der Menschenrechts-
dialog, das sind kleine Schritte, die langsam
in die richtige Richtung führen. Das ist un-
befriedigend für jemanden, der aus der
Perspektive des westlichen Menschen-
rechtsverständnisses schaut, weil es nur
langsam voran geht. Und in der Zwischen-
zeit werden Menschenrechte in China wei-
ter verletzt. Aber die Frage ist: Geht die
Entwicklung in die richtige Richtung oder
nicht? Da ist Fortschritt in diese Richtung
sicherlich mehr als diese wunderbaren
Fensterreden, die man immer wieder von
westlichen Politikern hört, wenn sie in
Peking über Menschenrechte reden und
damit eigentlich Innenpolitik in ihren eige-
nen Ländern betreiben.

NG/FH: Wenn man einen genaueren Blick
auf China wirft: Gibt es im Verlauf der letz-
ten 15 Jahre reale Fortschritte in der Gel-
tung der Menschenrechte, in der Rechts-
staatlichkeit, vielleicht auch in puncto De-
mokratisierung?

Sandschneider: Die Bilanz ist im Grund-
satz relativ einfach.Aus westlicher Sicht ist
es alles andere als zufriedenstellend, was
wir beobachten. Aber es gibt tatsächlich
Fortschritte. Bis 1978 gab es kein Straf-
recht in China, es gab überhaupt kaum
kodifiziertes Recht. Das hat sich mittler-
weile dramatisch verändert. Und vieles
von dem, was in China inzwischen formal
gültiges Recht ist, ist auch aus deutschem
Recht übernommen worden.Das ist die ei-
ne Seite der Medaille. Die Umsetzung die-
ses Rechtes ist die andere Seite. Sie können
jetzt Teile des Bürgerlichen Gesetzbuches
aus der Bundesrepublik per Übersetzung
nach China übertragen, und so ist es zum
Teil auch passiert. Aber sie haben noch
nicht die Amtsrichter ausgebildet, die
Rechts- und Staatsanwälte, die mit diesen
Gesetzen umgehen können. Diese Imple-
mentierung ist ein Prozess. Die Richtung
stimmt. Obwohl es sehr, sehr langsam vo-
ran geht.

NG/FH: Manchmal hört man in China das
Argument, dass die universalistische Men-
schenrechtskonzeption, wie sie etwa in den
Chartas der Vereinten Nationen verankert
ist, und die pluralistische Demokratiekon-
zeption akzeptiert sind. Aber man müsse
sehr langsam auf diesem Weg gehen, um
Stabilitätsbedingungen zu wahren. Manch-
mal hört man aber auch das Argument:
Dieses sind nicht unsere Konzepte. Wir
sind gerade dabei, die alten chinesischen
Konzepte neu zu beleben. Wir entwickeln
unser Verständnis von Fortschritt nach un-
seren eigenen Maßstäben. Die Ziele sind
dann letztendlich ganz andere. Denn bei
diesen Konzeptionen spielen Menschen-
rechte eine geringere Rolle

Sandschneider: Mir fällt in den ganzen
Jahren auf, dass das chinesische Selbstbe-
wusstsein an dieser Stelle genauso schnell
wächst wie das chinesische Bruttosozial-
produkt. Wenn nicht schneller. Vor einigen
Jahren sind chinesische Vertreter nach Eu-
ropa, auch in die Vereinigten Staaten ge-
kommen und haben argumentiert, sie woll-
ten von uns lernen. Heute argumentieren
sie, sie wollen von uns auf gleicher Augen-
höhe behandelt werden. Ich bin sicher, dass
man in China längst nicht mehr der Auf-
fassung ist, man muss alles an Konzepten,
was der Westen einem vorsetzt – an Wer-
ten, auch an politischen Konstrukten – ein-
fach übernehmen. Stattdessen besinnt man
sich darauf, ob man nicht selbst mit einem
eigenen Erfolgskonzept weiter kommt.
Deshalb sage ich, dass uns der eigentliche
Schock noch bevorsteht. China wird sich
als konsequenter globaler Rivale auch auf
dieser Werteskala für uns aufstellen und
völlig anders mit uns sprechen als wir das
bislang gewohnt sind. Und es wird sehr zü-
gig in anderen Teilen der Welt enge Koope-
rationspartner finden. Das gilt für die Au-
tokratien in Afrika genauso, wie für die
ebenfalls nicht unbedingt demokratischen
Länder der ökonomisch sehr erfolgreichen
Golfregionen.
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NG/FH: Was sind die Hauptprobleme, mit
denen wir dort konfrontiert werden? Was
sind die Hauptdifferenzen, zwischen dem,
was man erwartet und dem, was sich bei der
Betrachtung aus der Nähe zeigen wird?

Sandschneider: China ist politisch,geogra-
fisch, ökonomisch und sozial so zerrissen
und unterschiedlich, dass man sich daran
gewöhnen muss, dass es nicht ein China-
Bild, sondern viele China-Bilder gibt. Und
man kann eigentlich damit spielen. Wenn
man China als Supermacht sehen möchte,
muss man nur auf die Zuwächse des Mili-
tärhaushalts verweisen und alle sind zu-
tiefst erschrocken. Wenn man China als
Entwicklungsland sehen möchte, muss
man nur auf die Zahl der Millionen von
Armen im Lande verweisen und schon hat
man ein Bild. Wenn man China als High-
Tech-Land sehen möchte, muss man nur
auf Internet-Nutzung, auf Telekommuni-
kation und ähnliches mehr verweisen und
hat wieder ein anderes Bild. Man kann die
Glitzerfassaden von Shanghai genauso zei-
gen wie irgendwelche ökologischen Wüs-
ten, die es im Land gibt. Das ist das eigentli-
che Problem für uns: Das eine China-Bild,
das wir gelegentlich suchen, gibt es nicht.
Sondern es gibt unendlich viele China-
Bilder, die man natürlich auch politisch
unterschiedlich einsetzen kann. Und das
macht die eigentliche Herausforderung aus.

NG/FH: Das ist ein Riesenproblem, zumal
die Massenmedien in so einer Situation
häufig dazu neigen, die Widersprüche auf-
zubauschen, anstatt zu vermitteln und zu
versuchen, uns zu zeigen, wie es zusam-
menhängen könnte.

Sandschneider: Diese Zusammenhänge
sind auch hochkomplex. Daher sind sie
auch für Journalisten nicht ohne weiteres
zu verstehen. Und es ist noch schwieriger,
sie zu transportieren. Das Grundproblem
besteht eigentlich darin, dass unsere Chi-
na-Debatte letztendlich immer von Eigen-

interessen und auch von politischen Inte-
ressen getrieben ist. Das gilt für Europa ge-
nauso wie für die Vereinigten Staaten. Alle
paar Jahre haben wir eine wunderschöne
Selbstverständigungsdebatte, wo wir uns
dann gegenseitig vorwerfen, was wir an
China alles falsch gesehen haben oder was
die anderen falsch sehen. Wir haben kein
Einvernehmen in Europa, wie wir mit dem
Land umgehen. Wir haben kein Einver-
nehmen in den transatlantischen Bezie-
hungen, wie wir mit China umgehen. Wir
können uns nicht darüber verständigen, ob
wir es besser eindämmen sollten, bevor es
wirklich gefährlich wird oder ob man es
einbinden muss, weil man China als Part-
ner bei allen globalen Problemen braucht.
In dieser Bandbreite diskutieren wir über
China. Ich bin ziemlich sicher, dass wir da
auch noch weiter gehen.

NG/FH: Auch in der Berichterstattung seri-
öser Massenmedien in Deutschland, etwa
im Spiegel,wird ein absolut gegnerisches,
verteufelndes China-Bild aufgebaut und
die billigsten Varianten von Vorurteilen
und Missverständnissen geschürt. Ist das
auch Ihre Beobachtung?

Sandschneider: Völlig richtig, das ist be-
dauerlicherweise so. Die Medien spielen
dabei eine problematische Rolle, weil Ver-
käuflichkeit, die Zugkräftigkeit von Schlag-
zeilen, mehr zieht als ein realistischer Blick
auf das Land. Das gilt übrigens nicht nur
für China, das gilt wahrscheinlich in noch
bedenklicherer Form für die Art und Wei-
se, wie wir über Russland diskutieren. Wir
haben China über viele Jahre zu positiv
dargestellt. Enormes Wirtschaftswachs-
tum, riesige Erwartungen daran, dass nach
diesem Wirtschaftswachstum irgendwann
die Pluralisierung der Gesellschaft kommt
und dann Demokratisierung auf dem Fuße
folgt. Jetzt stellen wir plötzlich fest, China
ist für uns ein Wettbewerber. Da tauchen
plötzlich global playerauf, chinesische
Unternehmen, die mit unseren Unterneh-
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men auf dem chinesischen Markt, aber
auch auf unseren Märkten, konkurrieren.
Und jetzt bekommen wir plötzlich Angst.
Im Augenblick hat China-Bashing,die Er-
zeugung von Angst vor China, sicherlich
im journalistischen Bereich eine deutlich
größere Konjunktur als ein realistischer
Blick auf das Land.

NG/FH: Es sind jetzt, relativ kurz vor dem
Beginn der Olympischen Spiele, abermals
Unruhen in Tibet ausgebrochen. Worin
sehen Sie die Ursachen dafür, und wie soll-
ten und könnten sie sich auf die Spiele aus-
wirken?

Sandschneider: Die Ursachen haben zu-
nächst in dem Jahrestag des Tibet-Auf-
standes von 1959 ihren Ursprung. Hinzu
kommt aber, dass die exil-tibetische Op-
position sich entschlossen hat – und dieses
auch offen bekundet –, die Olympischen
Spiele und die damit einhergehende inter-

nationale Aufmerksamkeit zu nutzen, um
verstärkt auf die Situation in Tibet auf-
merksam zu machen. Ein Protestmarsch,
der vom Sitz der Exilregierung in Indien
bis zur Olympiade nach Lhasa führen soll-
te, ist von den indischen Behörden schon
nach wenigen Kilometern polizeilich ge-
stoppt worden.

All diese Ereignisse, einschließlich einer
etwas schärferen Rede des Dalai Lama, ha-
ben dazu geführt, dass diese Aufstände aus-
gebrochen sind. Wieder einmal steht Tibet
für ein paar Tage im Blickpunkt der Welt-
öffentlichkeit. An dem Endergebnis wird
sich vermutlich nichts ändern. Die chinesi-
schen Sicherheitsbehörden werden mit aller
Macht versuchen, die Stabilität so schnell
wie möglich wiederherzustellen. Eine Lö-
sung des Tibet-Problems im Sinne der Exil-
Opposition wird es insofern nicht geben.
Und die internationale Öffentlichkeit wird
selbst im Vorfeld der Olympiade vermutlich
zu anderen Themen weiterziehen.
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Hu Jintao, der Ende 2002 als General-
sekretär der KPCh und kurz danach auch
als Staatschef das Heft in die Hand ge-
nommen hatte, läutete seine erste Amtszeit
mit Wallfahrten zu heiligen revolutionären
Stätten und Fototerminen mit Bauern,
Bergarbeitern und anderen Vertretern der
werktätigen Massen ein.Deren Belange wa-
ren unter der eliteorientierten Politik seines
Vorgängers Jiang Zemin zunehmend aus
dem Blick geraten. Unter der betont popu-
listischen Führung Hu Jintaos startete die
KPCh Anfang 2005 in ihren Reihen die
größte ideologische Erziehungskampagne
seit Einleitung der Wirtschaftsreformen
1978, die alle – damals knapp 70 Mio. –
Parteimitglieder von den zentralen Partei-
und Regierungsbehörden bis hinunter an
die städtische und ländliche Basis zu durch-
laufen hatten. Ziel der 18-monatigen Kam-
pagne war es, die Parteimitglieder ideo-
logisch zu stählen, »verlorene Schafe«, die
auf dem Weg in die Marktwirtschaft abhan-
den gekommen waren, wieder aufzuspüren
und die organisatorische Kohäsions- und
Schlagkraft der Partei zu erhöhen. Ende
2005 wurde an der renommierten Chine-
sischen Akademie für Sozialwissenschaften
eine eigenständige »Akademie für Marxis-

mus« gegründet, deren Aufgabe es seither
ist, den Marxismus theoretisch zu er-
neuern. Mehrere Hundert Mio. RMB (Ren-
minbi = »Volkswährung«) soll das Polit-
büro bereit gestellt haben, um Tausende
von Akademikern und Parteiideologen lan-
desweit mit der Produktion innovativer
theoretischer Beiträge und neuer marxisti-
scher Lehrbücher zu betrauen. Von einem
modernisierten Marxismus erhofft man
sich eine neue Integrationsideologie für die
moderne chinesische Gesellschaft. Mehr
oder weniger offen kokettiert man auch mit
einer internationalen Vorreiterrolle, wenn
es gilt, die marxistische Theorie für markt-
wirtschaftliche Verhältnisse fit zu machen.
Im jüngsten Parteitagsbericht vom Oktober
2007 wurde die »Sinisierung des Marxis-
mus« programmatisch festgeschrieben.

Was ist der Hintergrund für diese Re-
naissance des Marxismus? Welche Funk-
tionen übernimmt die Ideologie im gegen-
wärtigen China? Und welche Rückschlüs-
se lassen sich daraus für die weitere Ent-
wicklung des politischen Systems ziehen?

Zunächst ist zu konstatieren, dass der
Kollaps des Kommunismus in Osteuropa
keineswegs spurlos an der KPCh vorbeige-
gangen ist. Das Schicksal der Sowjetunion
dient vielmehr als viel zitiertes Negativ-
beispiel, aus dem die Volksrepublik bis
heute ihre Lehren zieht. Das Primat wirt-
schaftlicher vor politischen Reformen ist
dabei nur ein Teil der Lektion. Ein anderer
Teil ist, die Kerngehalte sozialistischer
Ideologie, die die Führungsposition der
Kommunistischen Partei und ihre zentrale
Rolle als Garant wirtschaftlicher Entwick-

DA S T H E M A

3 8 N G | F H   4 | 2 0 0 8

Heike Holbig

Die Ideologie ist tot, es lebe die Ideologie!
Die KPCh versucht sich an der Modernisierung des Marxismus

Knapp zwei Jahrzehnte nach dem Ende des Kalten Krieges besteht in China noch
immer ein sozialistisches Ein-Partei-System. Doch dieses gerät unter Legitimitäts-
druck, sodass die KP die Ideologie gegenüber demokratischen Elementen öffnet.

Heike Holbig

(*1967) ist wissenschaftliche Referentin
für die Politik Chinas am German

Institute for Global and Area Studies
in Hamburg. Zuletzt erschien ihr Beitrag

»Sinisierung der Demokratie.
Chinas Führung setzt auf eigene Werte«

in der Reihe GIGA Focus Asien.

holbig@giga-hamburg.de

April_08_Archiv.qxd  08.05.2008  15:22  Seite 38

[Limberg Box Patch : TrimBox [0] BleedBox [3] MediaBox [10] Patch : Page 38]





das Land der verheißungsvollen Zukunft
einer modernen Wohlstandsnation ent-
gegenzuführen.

In gewisser Weise steckt die ideologi-
sche Reform damit zugleich die Grenzen
institutioneller Reform des chinesischen
Ein-Partei-Regimes ab. Verwaltungsrefor-
men, die auf dem XI. Nationalen Volks-
kongress im März 2008 in eine neue Runde
gingen, sind probate Maßnahmen, um die
Effizienz und Legitimität des Parteistaats
zu erhöhen. Große Bereitschaft zeigt die
Partei für die Stärkung rechtsstaatlicher
und parlamentarischer Kontroll- und
Überwachungsmechanismen,nicht zuletzt,
um der verbreiteten Korruption Herr zu
werden. Auch die Einführung von Elemen-
ten einer »innerparteilichen Demokratie«,

»konsultativen Demokratie« oder »Basis-
demokratie«, sprich Konkurrenzwahlen an
der dörflichen und städtischen Basis, ist ein
anerkanntes Rezept, um die politischen
Partizipationsmöglichkeiten inner- und
außerhalb der Partei und damit die Legi-
timität der Parteiherrschaft zu verbessern.
Politisch kaum denkbar sind hingegen
Reformschritte liberaldemokratischen Zu-
schnitts, die den Führungsanspruch der
KPCh in Frage stellen würden, wie etwa die
Durchsetzung echter Meinungs-, Presse-
und Vereinigungsfreiheit. Die Zulassung
einer Mehrparteienkonkurrenz wird von
der Parteiführung rundheraus abgelehnt.
Mit der Entscheidung für einen sinisierten
Marxismus scheint auch die Entscheidung
für eine sinisierte Demokratie gefallen.
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Bettina Gransow 

Wanderarbeiter und soziale Sicherheit

Chinas soziales Sicherungssystem unterscheidet stark zwischen Stadt- und Land-
bevölkerung. Diese in einem einheitlichen System zu integrieren ist eine wichtige
Aufgabe, nicht zuletzt, weil die zahlreichen Wanderarbeiter nicht berücksichtigt
werden. Erste Schritte in diese Richtung sind getan, die Umsetzung ist allerdings
noch mangelhaft.

Für diejenigen, die China aus den Medien
bisher vor allem als ein Land des skrupello-
sen Turbo-Kapitalismus wahrgenommen
haben, dessen glitzernde Olympia-Fassa-
den mit dem Schweiß entrechteter Wander-
arbeiter aus dem Boden gestampft wurden,
mag es überraschend klingen: Mit Beginn
des Jahres 2008 ist in China ein neues Ar-

beitsvertragsgesetz in Kraft getreten, das
ausgesprochen arbeitnehmerfreundliche
Regelungen zu Arbeitsverträgen und Kün-
digungsschutz enthält – so arbeitnehmer-
freundlich, dass sie schon im Vorfeld für
Aufregung und einschlägige Reaktionen
sorgten. Die Europäische und Amerika-
nische Handelskammer orakelten daher,
dass das Gesetz zu einer Kapitalflucht aus
China führen werde. In der Tat hat inzwi-
schen der japanische Digitalkameraherstel-
ler Olympuseine seiner beiden Firmen im
südchinesischen Perlflussdelta geschlossen.
Aber nicht nur ausländische Firmen zeigen
Reaktionen, auch Chinas größter Hersteller
für Telekommunikations-Technologie Hua-
wei hat reagiert und noch vor Wirksam-

Bettina Gransow

(*1949) ist Hochschullehrerin am Ost-
asiatischen Seminar und am Otto-Suhr-

Institut für Politikwissenschaft der Freien
Universität Berlin. Zuletzt erschien in

China aktuell, Heft 1/2008, der Aufsatz
Zwischen Informalisierung und Forma-

lisierung. Migration, Stadtentwicklung und
Transformation im Perlflussdelta.

bgransow@zedat.fu-berlin.de
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werden des Gesetzes die gesamte Beleg-
schaft erst entlassen und danach wieder neu
eingestellt,um die strengen Auflagen für die
zumeist schon langjährig beschäftigten Ar-
beitskräfte zu umgehen. Zum 1. Mai 2008
wird ergänzend ein neues Gesetz zur
Schlichtung von Arbeitskonflikten in Kraft
treten. Es verlängert den Beschwerdezeit-
raum und senkt die Kosten für Arbeitneh-
mer, die ein Verfahren in Gang setzen wol-
len. Und der Bedarf ist groß: Die Anzahl der
Arbeitskonflikte hat sich im Zeitraum zwi-
schen 1995 und 2005 fast verzehnfacht.
Alles nur Fassade? 

Die neuen arbeitsrechtlichen Regelun-
gen fügen sich ein in ein Bild arbeits- und
sozialpolitischer Maßnahmen der politi-
schen Führung unter Staatspräsident und
KP-Chef Hu Jintao und Ministerpräsident
Wen Jiabao, die seit einigen Jahren an ei-
nem Systemumbau feilen, der neben wirt-
schaftlichem Wachstum auch Gesichts-
punkte ökologischer Nachhaltigkeit und
sozialer Gerechtigkeit berücksichtigen soll.
Allerdings stößt das sich nach und nach
entfaltende rechtliche Regelwerk der Zent-
ralregierung auf zahlreiche Hindernisse auf
den unteren Ebenen einer sich pluralisie-
renden Gesellschaft. So ist das Interesse der
Lokalregierungen nach wie vor vorrangig
auf das Heranziehen von Investitionen und
auf den wirtschaftlichen Erfolg gerichtet.
Hierfür bieten sie Grund und Boden sowie
billige Arbeitskräfte an. Zwar sind die
Auflagen zur Beschlagnahme des Kollek-
tivbodens – Privateigentum an Boden exis-
tiert bis heute nicht in China – schon er-
heblich restriktiver geworden, aber ein
schwunghafter Handel mit Landnutzungs-
rechten und der zentrale Stellenwert von
Infrastrukturprojekten für die chinesische
Wirtschaftspolitik haben de facto zu einer
Enteignung von Millionen von Bauern ge-
führt. Eine neue soziale Schicht landloser
Bauern ist entstanden. Für diese ebenso wie
für viele andere Bauern, die von der Land-
wirtschaft allein nicht mehr leben können,
ist neben der ländlichen Kleinindustrie ein

nichtlandwirtschaftlicher Lebensunterhalt
in den Städten die wichtigste Alternative.

Das seit den 50er Jahren existierende
System der Haushaltsregistrierung (hukou-
System), das im Kern zwischen städtischen
und ländlichen Haushalten unterscheidet,
privilegiert städtische Haushalte im Hin-
blick auf Beschäftigung, Zugang zu Bildung
und sozialer Sicherung. Ländliche Haushal-
te haben hingegen Anspruch auf ein Stück
Land, das der Absicherung des Lebens-
unterhaltes dient. Die Wanderarbeiter ha-
ben in der Regel einen ländlichen hukou,
dürfen sich nur zeitlich befristet in den
Städten aufhalten und sind von zahlreichen
städtischen Privilegien ausgeschlossen.

Zweiteilung des
Sicherungssystems

Zwar ist es mit den Wirtschaftsreformen in
China auch zu einer Reform des Systems
der sozialen Sicherung gekommen, aber
diese Reform geschah entlang der dualen
Struktur des hukou-Systems und änderte
nichts an der Spaltung zwischen Stadt und
Land – im Gegenteil, sie wurde auf diese
Weise nur weiter zementiert.

Waren die städtischen Bürger zu Be-
ginn der Wirtschaftsreformen über ihre
Zugehörigkeit zu Arbeitseinheiten in ein
soziales Sicherungsnetz eingebunden, das
in seinen Leistungen der Stellung der jewei-
ligen Arbeitseinheit in der gesellschaft-
lichen Hierarchie entsprach, so kam es mit
der Reform der Staatsbetriebe und der Ent-
stehung eines privaten Sektors zum Aufbau
eines überbetrieblichen, beschäftigungsba-
sierten Systems der Sozialversicherung, das
Renten-, Kranken-, Arbeitslosen-, Unfall-
und Mutterschutzversicherung umfasst.
Hinzu kam ein Sozialhilfesystem zur Si-
cherung des Existenzminimums von be-
dürftigen Stadtbürgern.

Auf dem Lande hatte es vor der Re-
form lediglich ein einfaches, aber flächen-
deckendes System der Gesundheitsver-
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sorgung gegeben. Für alte Menschen ohne
Familienangehörige und Verwandtschaft
kam als einziges soziales Netz das System
der »fünf Garantien« hinzu, d.h. Nahrung,
Kleidung, medizinische Versorgung, Un-
terkunft und kostenlose Bestattung. Im
Zuge der Wirtschaftsreformen wurde die
ländliche Gesundheitsversorgung weit-
gehend privatisiert und damit für große
Teile der ärmeren Landbevölkerung uner-
schwinglich. Ein freiwilliges Rentensystem
auf dem Lande steckt noch in den An-
fängen.

Bei der dualen Reform der sozialen
Sicherungssysteme in China blieben die
Wanderarbeiter außen vor. Auf Grund ih-
res ländlichen hukougelten für sie die Rah-
menbedingungen der Landbevölkerung.
Obgleich die spontanen Migrationswellen
vom Land in die Städte bereits in der zwei-
ten Hälfte der 80er Jahre begannen, bedurf-
te es eines langjährigen Lernprozesses bei
den politisch Verantwortlichen, um zu ver-
stehen, dass die Reform der sozialen Siche-
rung ein wichtiger Bestandteil des rapiden
und umfassenden Urbanisierungsprozes-
ses ist, der sich derzeit in China abspielt
und dass demnach nach Wegen zu suchen
ist, die diese Reform befördern. Hier stellt
sich die enorme Aufgabe, große Teile der
(ehemals) ländlichen Bevölkerung in urba-
ne Strukturen zu integrieren bzw. landes-
weite, für alle chinesischen Bürger und
Bürgerinnen einheitliche und gleichbe-
rechtigte Strukturen der sozialen Sicherung
zu schaffen und hierdurch die Zweiteilung
in privilegierte städtische Bürger und be-
nachteiligte ländliche Bürger aufzuheben.

Experimente

In den letzten Jahren hat es eine Reihe von
regionalen Experimenten gegeben, um die
Wanderarbeiter in das System der sozialen
Sicherung einzubinden. Aber die Beteili-
gung bleibt in der Regel deutlich unter
20 %. Nicht nur versuchen Unternehmen

und Lokalregierungen, sich ihrer Pflichten
zu entziehen, hinzu kommt, dass die Wan-
derarbeiter diesen Versicherungen nicht
trauen und wegen der lokalen Begrenztheit
der Systeme fürchten, dass sie niemals in
den Genuss von Leistungen für die einge-
zahlten Beiträge kommen werden. Entspre-
chende Verträge lösen sie daher baldmög-
lichst wieder auf. Eine grundlegende Streit-
frage besteht darin, ob die Wanderarbeiter
in die bestehenden städtischen Sicherungs-
systeme eingegliedert werden sollen oder
ob ein System individueller Konten ge-
schaffen werden soll, das ihrer Mobilität
entspricht und übertragbar ist. Präferiert
wird gegenwärtig der Ansatz einer Verbin-
dung beider Systeme, bei dem Wander-
arbeiter mit längerfristigen und stabilen
Arbeitsverhältnissen in das städtische Sys-
tem eingegliedert werden und für kurzfris-
tige und instabile Arbeitsverhältnisse re-
gional übertragbare Versicherungsformen
auf Grundlage individueller Konten ent-
wickelt werden. Unter pragmatischen Ge-
sichtspunkten werden Elemente der So-
zialversicherung in der Reihenfolge ihrer
Dringlichkeit eingeführt: Als erstes wurde
2004 mit einer übergreifenden Unfallver-
sicherung begonnen; als nächstes soll eine
Krankenversicherung für schwere Krank-
heiten bzw. Krankenhausaufenthalte einge-
führt, und in einem dritten Schritt dann die
Rentenversicherung in Angriff genommen
werden. Gelingt es nicht, große Teile der
Land-Stadt-Migranten mit dem Instru-
ment der sozialen Sicherung in die zuneh-
mend von Überalterung bedrohten Städte
zu integrieren, so werden all die Folgeprob-
leme, die aus einer unzureichenden Ge-
sundheits- und Altersversorgung der Mi-
granten resultieren, auf die ländlichen Ge-
biete zurückschlagen und die ohnehin
kaum zu kontrollierende Schere zwischen
Stadt und Land noch weiter öffnen.

Zunehmend sind die harschen Arbeits-
bedingungen der Wanderarbeiter und ihre
unzureichende soziale Absicherung zu ei-
nem öffentlichen Thema in China gewor-
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den. Vor diesem Hintergrund sind in den
letzten Jahren zahlreiche Rechtsanwalts-
praxen und kleine NGOs entstanden, die
sich auf die Vertretung der Wanderarbeiter
spezialisiert haben. Beispiele sind der An-
walt Zhou Litai, der in Chongqing Prozesse
für Wanderarbeiter führt, die Opfer von
Arbeitsunfällen geworden sind, oder Ma
Yang, der sich mit seiner NGO »Kleines
Vögelchen« – bereits der Name verweist
auf die Verwundbarkeit der Wanderarbei-
ter – für die Belange von Wanderarbeitern
einsetzt. In Shenzhen angesiedelt ist der
Aktivist Huang Qingnan, dessen Zentrum
für Wanderarbeiter diese dabei unterstützt,
zu ihrem Recht zu kommen. Huang wurde
– vermutlich im Auftrag eines in einem
Prozess unterlegenen Unternehmers, der
ihn bezichtigt, für seinen Bankrott verant-
wortlich zu sein – niedergestochen und
überlebte mit schweren Verletzungen. Die
Reihe ließe sich beliebig fortsetzen. Selbst-
ernannte Bürgervertreter wie diese gibt es
in ganz China wahrscheinlich zu tausen-
den. Nicht selten haben sie zuvor selbst als
Migranten gearbeitet. Ihr zivilgesellschaft-
liches Engagement kann Gefahr für Leib

und Leben bedeuten, sei es, dass sie sich
politisch unbeliebt machen oder ein Dissi-
dentenschicksal erleiden. Noch mangelt es
am Rechtsschutz für diejenigen, die ihre
neuen Rechte – so sie diese überhaupt ken-
nen – auch ausüben wollen. Man könnte
auch sagen, dass die individuellen Rechte
der Arbeitnehmer – und zwar ausdrück-
lich einschließlich der Wanderarbeiter –
zunehmend in Gesetzen fixiert werden,
dass es aber an kollektiven Rechten (wie
z.B. dem Streikrecht oder dem Recht auf
Bildung unabhängiger Gewerkschaften)
fehlt, um diese neuen individuellen Rechte
auch umsetzen zu können.

Die Entwicklungen zeigen, dass sich
in China trotz – oder vielleicht gerade
wegen – der Verweigerung grundlegender
Rechte alternative Formen der Interes-
senvertretung herausgebildet haben, die
sich auf die bestehenden Gesetze stützen
und deren Rahmen auszuschöpfen suchen.
Auch vor diesem Hintergrund soll das neue
Arbeitsvertragsgesetz dazu dienen, die offi-
ziellen Gewerkschaften stärker als bisher in
die Pflicht zu nehmen, für die Interessen
der Arbeitnehmer einzutreten.
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Demokratie ist eine gute Sache.Das wird
aber von bestimmten Einzelpersonen, ei-
nigen Funktionären nicht anerkannt. Für
den ganzen Staat, die gesamte Nation und
die breite Bevölkerung aber ist das gültig.
Offen gestanden ist es doch so, dass die
Demokratie für diejenigen Funktionäre, bei
denen sich alles um die eigenen Interessen
dreht, nicht nur keine gute Sache, sondern
ein Problem ist und sogar eine schlechte
Sache. Unter demokratischen politischen
Bedingungen müssen die Funktionäre ja
demokratisch gewählt und von der Mehr-
heit unterstützt werden. Die Bürger über-
wachen die Befugnisse der Funktionäre, so
dass sie diese nicht grenzenlos missbrau-
chen können. Zudem müssen sie dann auf
gleicher Augenhöhe mit den Bürgern ver-
handeln. Allein diese beiden Eigenschaften
der Demokratie missfallen vielen. Aus die-
sem Grund kann eine demokratische
Politik nicht von selbst in Gang kommen.
Sie muss vom Volk und von den die
Interessen des Volkes vertretenden Re-
gierungsbeamten vorangetrieben und in
die Praxis umgesetzt werden.

Demokratie ist eine gute Sache.Das
heißt nicht, dass alles in der Demokratie
perfekt ist. Sie hat auch Schwächen. In der
Tat kann die Demokratie die Bürger zu De-

monstrationen auf die Straße treiben und
damit möglicherweise die Stabilität des
Landes ins Wanken bringen.Sie macht eini-
ges, was im nichtdemokratischen System
sehr einfach ist, nun kompliziert und
manchmal geschieht auch Überflüssiges.
Dadurch erhöht sich der Preis der Politik
und des Regierens. Demokratie bedarf fort-
währender Konsultationen und Diskussio-
nen. Das kann dazu führen, dass sofort zu
fällende Entscheidungen auf die lange Bank
geschoben werden und dadurch die Effi-
zienz des Regierens sinkt.Demokratie kann
auch von Populisten missbraucht werden,
um die Bevölkerung zu täuschen. Trotz
alledem, die Demokratie ist das beste poli-
tische System unter allen, die bislang in der
Geschichte der Menschheit erfunden und
praktiziert wurden.

Demokratie ist eine gute Sache.Das
heißt nicht, dass sie nach Willkür handelt
und alle Probleme löst. Demokratie ist ein
politisches System, das garantiert, dass die
Souveränität beim Volk liegt. Sie ist eines
unter vielen Systemen. Sie dient in der
Hauptsache dazu, das politische Leben der
Menschen zu regeln. Sie ersetzt nicht die
anderen Systeme, die das Gesamtleben der
Menschen regeln. Die Demokratie hat ihre
Unzulänglichkeiten. Sie kann nicht alles
heilen, nicht alle Probleme der Menschheit
lösen. Dennoch garantiert die Demokratie
die Grundrechte der Menschen und bietet
ihnen gleiche Chancen. Die Demokratie
selbst gehört zu den Grundwerten der
Menschheit. Demokratie ist nicht nur ein
Mittel der Lebensführung, sie ist mehr, sie
ist das Ziel der Entwicklung der Mensch-
heit. Sie dient nicht nur als Mittel, um ande-

Yu Keping

Demokratie ist eine gute Sache

Der Verfasser dieses überaus bemerkenswerten, kürzlich in China veröffentlichten
Manifests der Demokratie ist Politikwissenschaftler an der führenden Universität
des Landes und einflussreicher Politikberater in Beijing.Die NG/FH veröffentlicht
das Dokument erstmals in deutscher Sprache.

Yu Keping

(*1959) ist Professor und Direktor am
Chinesischen Zentrum für Vergleichende

Politik und Wirtschaftsforschung sowie
Professor und Direktor am Zentrum für

Regierungs-Innovation der Beida
Universität, beide in Beijing.
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re Ziele zu erreichen. Vielmehr entspricht
sie dem Wesen des Menschen selbst. Auch
wenn die Menschen den höchsten mate-
riellen Lebensstandard erreicht haben, also
die beste Kleidung, die beste Verpflegung,
die beste Wohnqualität und die schnellsten
Transportmittel, bleibt das Leben der Men-
schen unvollständig, wenn die demokrati-
schen Rechte fehlen.

Demokratie ist eine gute Sache.Das
heißt nicht, dass sie keinen schmerzlichen
Preis kosten würde. Die Demokratie kann
das Rechtssystem beschädigen und die ge-
sellschaftliche und politische Ordnung für
einen Moment außer Kontrolle geraten las-
sen. Sie kann mitunter sogar das sozial-
ökonomische Wachstum behindern. Die
Demokratie kann den Frieden im Staat
stören und die politische Teilung des Lan-
des verursachen. Das demokratische Ver-
fahren kann einige wenige Diktatoren auf

die politische Bühne heben. All das ist be-
reits im realen Leben der Menschen vorge-
kommen und kann sich immer wiederho-
len. So gesehen scheint der Preis der De-
mokratie manchmal so hoch, dass man ihn
nicht zu zahlen bereit ist. Gleichwohl, das
sind letztlich nicht Fehler der Demokratie
selbst, sondern Fehler von Politikern. Man-
che Politiker kennen die objektiven Ge-
setzmäßigkeiten der demokratischen Poli-
tik nicht. Sie missachten historische Bedin-
gungen der Gesellschaft und überspringen
historische Entwicklungsphasen. Wenn
man die Demokratie vorantreiben will, oh-
ne dabei die Realität zu berücksichtigen,
bewirkt man das Gegenteil des Erhofften.
Einige Politiker benutzen die Demokratie
als Instrument zur Machtergreifung. Sie
tun das im Namen der Demokratie, um die
Gunst des Volkes zu gewinnen und das
Volk zu betrügen. Für sie ist die Demokra-
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tie nur ein Wort, ein Schein. In Wirklich-
keit wollen sie die Diktatur, bei der sich
alles um die Macht dreht.

Demokratie ist eine gute Sache.Das
heißt nicht, dass sie an keine Bedingungen
geknüpft ist. Die Demokratie zu realisieren
setzt notwendige wirtschaftliche, kulturelle
und politische Bedingungen voraus. De-
mokratie voranzutreiben, ohne die vor-
handenen Bedingungen zu berücksich-
tigen, kann für den Staat und das Volk zu
Katastrophen führen. Politische Demokra-
tisierung entspricht der Entwicklungs-
tendenz der Geschichte. Es ist eine Not-
wendigkeit, dass alle Länder in der Welt
fortwährend auf dem Weg der Demokra-
tisierung voranschreiten. Allerdings hän-
gen die Wahl der Zeit, das Tempo, die Art
und Weise und das gewählte System von
den gegebenen Bedingungen ab. Eine
ideale demokratische Politik ist mit dem
Wirtschaftssystem und -niveau der Gesell-
schaft sowie mit der Geopolitik und dem
internationalen Umfeld verbunden. Sie hat
auch etwas mit der politischen und kultu-
rellen Tradition des Landes, mit den politi-
schen Akteuren, der Bildungsqualität und
Lebensgewohnheit der Bevölkerung zu
tun. Die Frage, wie mit den geringsten po-
litischen und gesellschaftlichen Kosten die
größte Effizienz der Demokratie gewon-
nen werden kann, fordert die Intelligenz
der Politiker und des Volkes heraus. In die-
sem Sinne gleicht die demokratische Po-
litik der politischen Kunst. Demokratische
Politik voranzutreiben, bedarf der aufwän-
digen Systemkonstruktion und großer po-
litischer Fähigkeiten.

Demokratie ist eine gute Sache.Das
heißt nicht, dass sie das Volk zu einer
Handlung zwingen darf. Der wesentlichste
Sinn der Demokratie ist die Herrschaft
durch das Volk und die Wahl durch das
Volk. Obwohl die Demokratie eine gute
Sache ist, darf niemand und keine poli-
tische Institution im Namen der Demo-
kratie dem Volk diktieren, was zu tun oder
zu lassen ist. Demokratie braucht Aufklä-

DA S T H E M A

4 6 N G | F H   4 | 2 0 0 8

rung, Rechtsstaatlichkeit und Autorität. Sie
braucht auch Gewalt zur Wahrung und
Aufrechterhaltung der alltäglichen Ord-
nung. Aber die grundlegende Methode zur
Durchführung der Demokratie kann nicht
der Zwang durch den Staat sein, sondern
nur das Einverständnis des Volkes. Da die
Demokratie die Herrschaft des Volkes ist,
muss die selbstbestimmte Wahl des Volkes
respektiert werden. Innenpolitisch gese-
hen, handelt es sich um politische Diktatur
und nackte Gewalt, wenn eine Regierung
das Volk mit Zwangsmitteln nötigt, ein von
ihm nicht gewähltes System anzunehmen.
Und wenn ein Staat mit Gewalt anderen
Völkern das eigene sogenannte demokrati-
sche System aufzwingt,dann handelt es sich
um eine internationale politische Diktatur
und internationalisierte nackte Gewalt.
Sowohl die innenpolitische wie die interna-
tionale Diktatur würden das Wesen der
Demokratie in ihr Gegenteil verkehren.

Wir bauen zurzeit ein sozialistisches,
modernes, starkes Land chinesischer Prä-
gung. Für uns ist die Demokratie daher
umso mehr eine gute Sache. Sie darf nicht
fehlen. Die marxistischen Klassiker haben
bereits gesagt, dass es keinen Sozialismus
gibt ohne Demokratie. Kürzlich hat der
Staatspräsident Hu Jintao noch einen wei-
teren Schritt mit dem Hinweis getan, dass
es keine Modernisierung ohne Demokratie
gibt. Freilich bauen wir zurzeit eine sozia-
listische demokratische Politik mit chinesi-
schem Charakter. Zum einen müssen wir
uns dabei alle Errungenschaften der politi-
schen Zivilisation der Menschheit, zu de-
nen auch die demokratische Politik gehört,
zu Eigen machen. Andererseits kopieren
wir keine ausländischen politischen Mo-
delle. Der Aufbau unserer demokratischen
Politik muss eng mit der kulturellen und
historischen Tradition und den realen so-
zialen Bedingungen unseres Landes ver-
bunden sein. Nur so kann das chinesische
Volk wahrhaftig die süßen Früchte der de-
mokratischen Politik genießen.

(Aus dem Chinesischen von Erning Zhu)
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Gespräch mit Li Jiwei

Künstler zwischen zwei Kulturen

Li Jiwei wurde 1960 geboren. Nach einem Studium der traditionellenchinesischen
Malerei an der Zentralen Kunstakademie Beijing, der Malerei an der Akademie
der Bildenden Künste Wien und Studienaufenthalten in New York lebteer sieben
Jahre in Berlin.Seit 2003 pendelt er zwischen China und Berlin.Für die Veranstal-
tungsreihe »Deutschland und China … Gemeinsam in Bewegung«,die vom Herbst
2007 bis zum Sommer 2010 in ausgewählten chinesischen Städten Station macht,
entwarf er den Kulturpavillon. Zur Olympiade in diesem Sommer konzipierte er
die sog.Bubble Bar über dem Schwimmstadion.Die Fragen stellte Thomas Meyer.

NG/FH: Kann man heute sagen, dass die
freie Kunst das öffentliche Leben Chinas
und seine Beziehungen zur Welt verän-
dert? Wird sie das Erlebnis der ersten
Olympiade in China deutlich mitprägen?

Li Jiwei: Veränderungen gibt es auf jeden
Fall; es ist nur eine Frage der Zeit. Da der
boomende Staatssektor zurzeit das drin-
gende Bedürfnis verspürt, sich mit einer
gewaltigen Formensprache in Szene zu set-
zen, kann die freie Kunst in den Bereichen,
die nicht von der Ideologie berührt wer-
den, eine ihr angemessene Rolle beim
Aufbau einer modernen chinesischen Ge-
sellschaft spielen.

Das heißt zum einen, dass die Olym-
piade – und andere von einer staatsbezoge-
nen Formensprache geprägte öffentliche
Räume – der freien Kunst in Teilbereichen
wieder die Selbstverständlichkeit einer
Existenz innerhalb des öffentlichen Lebens
in China einräumt. Im Gegenzug verleiht
die freie Kunst der Olympiade Attribute der
Modernität und prägt das Bild eines mo-
dernen Chinas.

NG/FH: Gilt dies für alle Künste oder spie-
len einige davon eine besondere Rolle?
Wenn ja, welche sind es?

Li Jiwei: Man kann noch nicht sagen, dass

Li Jiwei in einem Stuhl aus seiner Serie »Conceptual Seating«.
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dies für alle Künste gilt. Aber die moderne
Musik, Architektur und bildende Kunst
werden – in unterschiedlichem Ausmaß –
für die Olympiade eingesetzt. So ist zum
Beispiel der in den USA lebende chinesi-
sche Komponist Tan Dun für die musikali-
sche Gestaltung der Olympiade zuständig.
Der Künstler Ai Weiwei war in die architek-
tonische Planung des Olympiastadions,
oder wie es im Volksmund heißt, des »Vo-
gelnestes« miteinbezogen. Und für Design
und Ausführung des Feuerwerks während
der Eröffnungs- und der Schlussveranstal-
tung wurde der in Amerika lebende chine-
sische Künstler Cai Guoqiang eingeladen.

NG/FH: Welchen Beitrag leisten Sie selbst?

Li Jiwei: Ich habe an der räumlichen Ge-
staltung des olympischen Schwimmsta-
dions Water Cubemitgewirkt. Mit einem
neuartigen Material von Bayerhabe ich in
der Bubble Barauf gut 500 qm einen mehr
oder weniger abstrakten »Art-Floor« ge-
schaffen. Hierfür habe ich mein Bild sozu-
sagen aus dem Rahmen genommen und es
direkt auf den Fußboden gemalt. So ist
innerhalb des Stadions ein Stück Raum-
kunst entstanden.

Die zuvor genannten Künstler haben
fast alle zuerst in China und danach auch
noch im Westen studiert. Sie sind damit in
ihrer künstlerischen Sensibilität allesamt
Grenzgänger, die sich zwischen Ost und
West hin- und herbewegen. Innerhalb des
staatsbezogenen chinesischen Kontextes
stehen diese Künstler daher für ein von In-
novation und Moderne geprägtes Chinabild.
NG/FH: Trägt die neue Kunst auch zur Öff-
nung von Zivilgesellschaft und Öffentlich-
keit in China bei?

Li Jiwei: Die neue Kunst vermittelt den
Bürgern ein Lebensgefühl, das viel dyna-
mischer ist, als es früher der Fall war; das
sich weniger an überkommenen Normen
orientiert und die Dinge von unterschied-
lichen Blickwinkeln aus betrachtet. Neue

Inhalte, über die diskutiert und nachge-
dacht werden muss, verleihen der öffent-
lichen Diskussion eine zusätzliche Span-
nung. Und indem die Menschen diese freie
Kunst betrachten, beginnen sie zu verste-
hen, wie wichtig Individualismus und kre-
atives Schaffen sind.

NG/FH: Die politischen Beziehungen zwi-
schen China und anderen Ländern wie den
USA, Deutschland, der EU sind immer
wieder durch Spannungen, u.a. wegen ver-
schärfter wirtschaftlicher Konkurrenz be-
lastet. Können die transnationalen Kom-
munikationsmöglichkeiten der Künste und
der Künstler nach Ihren Erfahrungen hier
eine nennenswerte Gegenkraft zur Förde-
rung der Verständigung und des wechsel-
seitigen Verstehens sein? 
Li Jiwei: Das Verständnis zwischen den
Künstlern ist natürlich da, aber ich glaube
nicht, dass der Austausch und das gegen-
seitige Verstehen unter den Künstlern
wirtschaftlichen Spannungen entgegen-
wirken kann. Ganz im Gegenteil, der Wert
der modernen chinesischen Kunst ist –
wenn wir zum Beispiel an die Malerei den-
ken – mit einer von wohl keinem Wirt-
schaftswissenschaftler vorauszusagenden
Geschwindigkeit in schwindelerregende
Höhen gestiegen. Das Kriterium, nach
dem Kunst zurzeit bewertet wird, sind die
ständig steigenden Verkaufserlöse. Diese
Wertschätzung bedeutet aber einen deut-
lichen Bruch mit jener Ästhetik einer mo-
dernen Kunst, wie sie uns in den letzten
hundert Jahren vom Westen vermittelt
wurde. Deshalb glaube ich nicht, dass der
Austausch zwischen den Künstlern sich zu
einem Verständnis stiftenden Gegenge-
wicht für die Wirtschaft entwickeln kann.
Ich erwarte eher das Gegenteil: dass näm-
lich der »Hype« um die chinesische Kunst
noch manchem westlichen Künstler und
Beobachter ein ungläubiges Staunen ab-
ringen wird.

(Aus dem Chinesischen von Gisela
Reinhold)
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Alles begann mit einem falschen Zitat. Der
Sinologe und Schriftsteller Wolfgang Kubin,
ein weltweit bekannter Fachmann, gab kurz
nach der Gründung des neuen chinesi-
schen Schriftstellerverbandes Ende 2006
der Deutschen Welleein Interview. Schon
vorher hatten sich seine Kommentare stets
durch besonderen Witz und Schärfe ausge-
zeichnet. In diesem Interview klassifizierte
der Bonner Professor die Werke einiger der
international renommierten neuen chi-
nesischen Autorinnen und Autoren kurz
und bündig als »Müll«. Diese Zuspitzung
wurde in einer chinesischen Lokalzeitung
in nochmals verkürzter Weise zitiert. Nun
hieß es nicht mehr, die Produkte einiger der
gefeierten neuen Autoren, sondern die gan-
ze Gegenwartsliteratur des Landes sei Müll.

Bezeichnend ist schon, in welcher Win-
deseile sich der Name Kubin und das Zitat,
zunächst auf zigtausenden Webseiten, kurz
danach auch in Dutzenden Tageszeitungen,
verbreiteten und zum Fokus einer Debatte
über die chinesische Literatur und deren
Qualität wurden. Es schien, als seien die
ganze chinesische Literatur und deren ge-
sellschaftliches Selbstverständnis in eine
Sinnkrise gestürzt.

Mit dieser Wirkung hatte Kubin selbst
natürlich nicht gerechnet.Während er des-
sen ungeachtet in einem zweiten Interview
seine ursprüngliche Meinung nicht etwa
abschwächte, sondern bekräftigte, ging die
Literaturdebatte in China mit ungebrems-
ter Eigendynamik über Wochen hinweg
weiter. Kubin begründet genauer, worum
es ihm geht. Was er in China heute sieht,

sind neben seichten Romanen vom Typ
Shanghai Babyauch noch Texte in nahezu
faschistischer Tonlage, voran der Roman
Wolfstotem,dessen Autor ohne Hemmun-
gen Blut und Boden-Themen besingt.

Die Fortsetzung vor Ort

Im März 2007 war Kubin Teilnehmer des
Weltkongresses der Sinologen in Peking.
Dort traf er auf die gesamte kulturelle Elite
Chinas. Er verfocht seine Thesen. Die neu-
ere Literatur Chinas sei zwar gut, die Ge-
genwartsliteratur aber schlecht. Er nannte
auch Gründe. Die Autoren arbeiteten wie
Amateure und die meisten von ihnen hät-
ten keinerlei Fremdsprachenkenntnisse.
Das sorgte für Aufregung unter den Kultur-
schaffenden Chinas. Sie hielten dagegen.
Einer der berühmtesten Literaturwissen-
schaftler,Professor Chen Pingyuan,von der
renommierten Beida-Universität, hielt dem
Kritiker vor, eine allzu isolierte Betrach-
tung zu haben, ohne das politische System
und das gesellschaftliche Umfeld in Rech-
nung zu stellen, in dem die Literatur ent-
steht und sich ihre Wirkung entfaltet. Seine

Erning Zhu

Selbstkritische Literatur-Debatte
Eine aufschlussreiche Erfahrung

Wie lebendig und kritisch das Kulturleben in China mittlerweile sein kann, zeigte
die so genannte »Kubin-Debatte« im Jahr 2007. Sie hat in den deutschen Medien
so gut wie keine Resonanz gefunden, obwohl sie einen besonders interessanten
Einblick in die neuere Entwicklung des Landes bietet. Worum ging es?

Erning Zhu

(*1964) ist Leiterin der chinesischen
Online-Redaktion der Deutschen Welle
in Bonn.

Erning.zhu@dw-world.de
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Kritik aber gipfelte in der Feststellung, dass
eine so grobe und pauschale Verunglimp-
fung die Autoren der Gegenwartsliteratur,
die gerade erst im Begriffe sind, neue Wege
jenseits der alten Vorschriften auszuprobie-
ren, unter Druck setze. Eine solche Kritik
von außen, die den Kontext vernachlässigt,
könne daher im Lande selbst nicht ernst ge-
nommen werden und sollte es auch nicht.

Ein anderer Teilnehmer der Debatte,
der Philosophieprofessor Xiao Ying von
der bekannten Qinghua Universität, gab
der Debatte dann eine ganz andere Wen-
dung.Er stellte sich Chen mit der Beobach-
tung entgegen, die jungen Schriftsteller lit-
ten in Wahrheit nicht unter zu viel, son-
dern unter zu wenig Druck. Sie seien oft
von der raschen Begierde getrieben und
auf den allzu schnellen Umsatzerfolg pro-
grammiert. Er nahm den Kritiker in Schutz
und lieferte eigene Gründe. Den chinesi-
schen Schriftstellern der Gegenwart fehle
häufig der Mut, sich um die Realität ihres
Landes wirklich zu kümmern. Sie wichen
den realen Problemen aus und flüchteten
sich in historische Themen oder seichte
Geschichten.

Zu Wort meldete sich auch der bekann-
te Dichter Wang Jiaxin. Er verstand Kubins
Kritik an den Fremdsprachenkenntnissen
der Autoren so, dass damit hauptsächlich
der Mangel eines breiteren kulturellen Ho-
rizontes bei ihnen gemeint sei. Dem sei im
Grunde zuzustimmen. Kubins Kritik habe
daher in jedem Falle einen Beitrag zur
Schärfung der Maßstäbe, zur Sicherung der
Werte und Normen guter Literatur geleistet.
Die sei für das Selbstverständnis der chine-
sischen Gegenwartsliteratur durchaus eine
Hilfe.

Die ganze Debatte hat dem in China bis
dahin ohnehin nicht ganz unbekannten
Kubin einen Zuwachs an Prominenz ver-
schafft. War die Kenntnis seiner Person bis
dahin auf den kleinen Kreis der Literaten
und Literaturwissenschaftler beschränkt,
so steht seine Bekanntheit heute der der
Bundeskanzlerin Angela Merkel kaum

noch nach. Mit Melancholie und Pessimis-
mus aber hat Kubin selbst am Ende die gan-
ze Debatte bewertet. In China gebe es zur-
zeit keine guten Romanciers und Essayis-
ten, stattdessen nur einzelne gute Dichter,
die sich aber nur am Rande der Gesellschaft
bewegen könnten. »Ich fürchte«, so sagte er
der Deutschen Welle,»die Zukunft der chi-
nesischen Literatur ist nicht besonders ro-
sig«. Sein Kommentar markiert sicher nicht
das Ende der Debatte in China.

Eine neue Debatten-Qualität

So offen und kontrovers haben sich die
Chinesen noch nie auf die Kritik eines
Ausländers an ihren eigenen Angelegenhei-
ten eingelassen. Immer wurden bisher die
Kulturunterschiede und die Sprachbarrie-
ren vorgeschoben, um die Behauptung zu
rechtfertigen, dass sich eine Diskussion um
solche Interventionen letztlich nicht lohne.
Die Kubin-Debatte hat das schlagartig ver-
ändert.Aus der Ferne, mit wenigen Worten,
wurde eine intensive Diskussion zu einer
wichtigen Frage ausgelöst. Chinas Kultur
schien geradezu auf diese Gelegenheit ge-
wartet zu haben.

In diesem Fall waren es ohne Zweifel
die besondere Sprachfähigkeit des Kritikers
und seine genaue Kenntnis der chinesi-
schen Situation, die die Ernsthaftigkeit und
Bereitwilligkeit der Debatte möglich ge-
macht hatten. Seine hervorragenden Chi-
nesischkenntnisse haben es ihm ermög-
licht, sich zwischen zwei kulturellen Welten
gedanklich und sprachlich frei zu bewegen
und seinen Adressaten verständlich zu ma-
chen, worum es ihm geht. Und wer hätte es
wagen wollen,den Autor einer 10-bändigen
Geschichte der chinesischen Literatur in
Zweifel zu ziehen.

Es war eine Art Krönung der ganzen
Kontroverse, dass Kubin im Herbst 2007
den erstmals in China vergebenen Lite-
raturpreis für seine Verdienste um die Kul-
turvermittlung erhielt. Der Kritiker selbst
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zeigte sich überrascht. Viele sind der Mei-
nung, er habe seinen Preis gerade für seine
Kritik an der chinesischen Gegenwarts-
literatur bekommen. Vielleicht hat er das
hochkomplexe Thema zu pauschal be-
handelt. Aber es ist sicher, dass seine Kri-
tik dem Lande gut getan hat. Mit ihr hat
die Gegenwartsliteratur in China begon-
nen, offen und grundlegend über sich und

ihre Rolle in der Gesellschaft zu reflektie-
ren.

Von besonderem Gewicht ist bei alle-
dem, dass selten zuvor ein kulturelles Er-
eignis die Vitalität der sich neu herausbil-
denden chinesischen Öffentlichkeit so be-
flügelt hat. Darin liegt nicht nur ein Ver-
dienst des Kritikers, sondern eine Hoff-
nung für China.

Eun-Jeung Lee

Machtgleichgewicht und Frieden in Ostasien

Die Anzahl multilateraler Foren in Ostasien nimmt zu. Dennoch ist es zweifelhaft,
ob sich eine gemeinsame Politik und ein kollektives Bewusstsein herausbilden.
Denn anders als in Europa sind die Gesellschaften dort durch einen starken Natio-
nalismus geprägt. Zivilgesellschaftliche Akteure könnten mäßigend wirken.

Auf der internationalen Bühne hat die Be-
deutung Asiens ungeachtet der Finanzkrise
Ende der 90er Jahre weiter zugenommen.
Man hört häufig, dass das 21. Jahrhundert
ein »asiatisches Zeitalter« sein werde.Wenn
das bedeuten soll, dass Asien als ein in sich
geordneter und gemeinsam handelnder,
weltpolitischer Akteur auftritt, stellt sich die
Frage, ob die einzelnen Staaten dort auf
solch eine Rolle überhaupt vorbereitet sind.
Im Hinblick auf die politische Realität in
Ostasien scheint dies eine übertriebene,
wenn nicht gar utopische Erwartung zu
sein. Haben in den letzten Jahren in Asien
stark normativ geprägte akademische Dis-
kurse über die Bildung einer »asiatischen«
Gemeinschaft Verbreitung gefunden, so
blieben die zwischenstaatlichen Beziehun-
gen in dieser Region wesentlich durch
Machtkonkurrenz geprägt. Deshalb stehen,
soweit man sich mit der politischen Umset-
zung der Bildung einer regionalen Gemein-
schaft befasst, Fragen der Hegemonie im
Vordergrund.

Dass über Hegemonie diskutiert wird,
ist nicht überraschend, denn in den tradi-
tionellen Gesellschaften Ostasiens hat es

lange keine Vorstellung von Asien als einer
regionalen zivilisatorischen Supereinheit
gegeben – weder in China, Japan oder
Korea; anders als im Römischen Reich, in
dem Religionen und Völker unterschied-
licher anthropologischer Beschaffenheit
zusammenlebten. Erst im 16. und 17. Jahr-
hundert, als diese Länder durch die Jesui-
tenmissionare und den Handel mit west-
licher Technik und Wissenschaft in Be-
rührung kamen, wurde die Existenz des
Westens als ein anderer, separater Kultur-
kreis erkannt. Erst dann begann man auch
in diesen Ländern den »Osten« als Einheit
gegenüber dem Westen zu betrachten. Bis
dahin hatten diese Staaten im Weltbild des
»Ostens« jeweils einzeln für sich existiert,
man unterschied lediglich zwischen dem

Eun-Jeung Lee

(*1963) ist Privatdozentin am
Institut  für Politikwissenschaft der
Universität Halle. Ihre Forschungsschwer-
punkte sind interkulturelle politische
Ideengeschichte und politische Theorie
sowie Politik, Gesellschaft und Kultur
in Korea und Ostasien.
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und stößt damit auf den Argwohn der
Nachbarländer. Sie fürchten die Wieder-
kehr eines extremen Rechtskonservatis-
mus und Militarismus. Insbesondere die
chinesische Regierung beobachtet die neue
Position Japans mit Misstrauen. Sie be-
müht sich ihrerseits nach Kräften, den
Aufstieg des Landes nicht als Bedrohung
erscheinen zu lassen, um der Wahrneh-
mung eines so genannten »China threat«
entgegenzuwirken.

Auch wenn sich diese beiden ostasiati-
schen Staaten nicht, wie vormals während
des Kalten Krieges die USA und UdSSR, in
einer Aufrüstungsspirale bewegen, stellen
allein die gegenseitigen Feindwahrneh-
mungen von mehr oder weniger großen
Teilen der Bevölkerung eine Gefahr für
Sicherheit und Frieden dar. Die politischen
und intellektuellen Eliten tragen, statt his-
torisch bedingte Ressentiments bei der Be-
völkerung abzubauen, bedauerlicherweise
selbst zur Konstruktion solcher Feindbilder
bei und bereiten so den Boden für Un-
sicherheit und Misstrauen. Dadurch stär-
ken sie die Entstehung eines Sicherheits-
dilemmas und eines Rüstungswettlaufs,
statt sich aktiv für Vertrauensbildung und
Sicherheitskooperation einzusetzen.

Die politischen Eliten sind sich ande-
rerseits z.T. auch selbst dieses Problems be-
wusst und dürften weitgehend darin über-
einstimmen, dass es zum Erhalt von Sicher-
heit und Frieden in der Region einer neuen
Sicherheitsordnung bedarf. Diese müsste
weit mehr umfassen, als nur den Rüstungs-
wettlauf zu verhindern, wie ihnen ihre Hilf-
losigkeit gegenüber der asiatischen Finanz-
krise 1997/98 deutlich gemacht hatte. Über-
haupt bildet diese Krise einen Wendepunkt
in den Diskursen über Sicherheitspolitik,
Multilateralismus und regionale Zusam-
menarbeit.

Seitdem hat sich die multilaterale Zu-
sammenarbeit in Ostasien langsam, aber
bedeutend verbessert. Auf der regionalen
Ebene ist die Kooperation in einigen Be-
reichen mittlerweile institutionalisiert wor-

den. Dieser Trend kann an der Vielzahl der
Treffen von APEC, ASEAN, 10 plus 3,
Council for Security Cooperation in Asia-
Pacific (CSCAP), Northeast Asia Security
Cooperation Dialog (NEACD), Shanghai
Cooperation Organization (SCO) abgelesen
werden. In den letzten Jahren hat es mehr
als 200 multilaterale Foren allein in Sicher-
heitsfragen gegeben.

Der schwere Weg zu
multilateraler Zusammenarbeit 

Trotz all dieser Foren kann man Zweifel he-
gen, ob die multilaterale Zusammenarbeit
von Regierungen nicht auch zur Durch-
setzung eigener, u.U. hegemonialer Inte-
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ressen genutzt wird. Kritiker aus der klas-
sisch-realistischen Schule der internatio-
nalen Politik sind, was die Verwirklichung
einer multilateralen Sicherheitsordnung in
Ostasien anbelangt, überwiegend skep-
tisch. Sie verweisen auf den Umgang dieser
Länder mit ihrer gemeinsamen, belasteten
Geschichte, die Emotionen aufschäumen
lässt und oft genug politisch lanciert und
instrumentalisiert wird, auf die Territorial-
konflikte und eine Reihe anderer Probleme,
die sich letztlich allesamt auf stark natio-
nalistische Grundstimmungen gründen.
Anders als in Westeuropa spielt der Natio-
nalismus in Ostasien auch heute noch eine
zentrale und wie es scheint zunehmend
wichtige Rolle und beeinflusst, ja beein-
trächtigt, die Verständigung und die Ver-
wirklichung einer Sicherheits- und Frie-
densordnung in Ostasien. Mit der menta-
len Konstruktion einer »Nation« im Sinne
einer »imagined community« Benedict An-
dersons, gehen Konzepte vom Anderssein
einher. Die nationalen Identitäten beruhen
auf diesem Anderssein, sie sind, um mit
Remi Brague zu sprechen, »exzentrische
Identitäten«. Solche Konstruktionen las-
sen wenig Raum für die Bildung einer Ge-
meinschaft und können institutionalisierte
Kooperation zur leeren Hülse werden las-
sen.

Die Bildung einer multilateralen um-
fassenden Sicherheitsordnung wird in Ost-
asien auch erschwert, weil sich das Be-
wusstsein, dass eine tragfähige und fried-
liche Zusammenarbeit es erfordert, sich
aufeinander einzulassen und in gegenseiti-
ge Abhängigkeiten zu begeben, nur rudi-
mentär entwickelt ist. In Europa hatte sich
nach unzähligen Kriegen und den beiden
Weltkriegen diese Erkenntnis durchgesetzt.
Hingegen reichen in Ostasien Erfahrungen
wie das Nanjing Massaker, die Atombom-
ben auf Hiroshima und Nagasaki oder auch
der Koreakrieg offenbar nicht aus, um die
sinnlose Barbarei der früheren Kriege zu
seiner kategorischen Negation weiterzu-
denken und die Nationalstaaten als Ur-

sache und Vehikel der Eskalation dieser
Kriege zu verstehen. Nicht gemeinsame
Erinnerungen an das Leiden durch Kriege,
sondern nationale Erinnerung an die von
anderen zugefügten Demütigungen be-
herrschen die öffentliche Wahrnehmung
und bestärken das historisch verankerte
Weltbild vom Staat als souveränem politi-
schen Akteur – eine schlechte Basis für die
regionale Zusammenarbeit, oder gar für die
Bildung einer regionalen oder globalen
Schicksalsgemeinschaft.

Angesichts dieser nationalistischen
Strömungen ist schwer vorherzusagen, ob
die geschaffenen Institutionen der regio-
nalen Zusammenarbeit ausreichen wer-
den, um eine weitere Stärkung der Natio-
nalstaaten und der ihnen inhärenten Kon-
fliktbereitschaft, also eine Wiederholung
der europäischen Erfahrungen im ausge-
henden 19. und 20. Jahrhundert, zu ver-
meiden. Es könnte auch ein Zeitalter der
Bürger werden, denn in all diesen Ländern
ist über die Jahre auf lokaler, nationaler,
regionaler und globaler Ebene eine leben-
dige Zivilgesellschaft entstanden, die im
Zusammenwirken mit progressiven think
tanksund Medien zu einem Bollwerk ge-
gen die Entfaltung nationalstaatlicher Lo-
gik werden kann und es z.T. auch schon ist.
Auf ihrer Agenda stehen, wie in Europa
und Amerika auch, Fragen von Ökonomie
und Ökologie, von Staat, Politik, Selbstbe-
stimmung und Beteiligung der Bürger,von
zerstörerischem Konsumismus und Tech-
nologien, von menschlicher Entwicklung
und globaler Gerechtigkeit, von Friedens-
bewahrung und Konfliktprävention. Es
wird sich zeigen, inwieweit diese zivilge-
sellschaftlichen Organisationen auf die
potenziell antagonistischer werdenden
Beziehungen zwischen den Staaten Ost-
asiens mäßigend einwirken und über-
haupt dazu beitragen können, diese Re-
gion zu einem aktiven und belastbaren
Partner beim Umgang mit den großen He-
rausforderungen, vor denen die Mensch-
heit steht, zu machen.
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Im allgemeinen Sprachgebrauch hat sich in
den letzten zwanzig Jahren der Begriff der
Zivilgesellschaft eingebürgert. Er markiert
auf seine Weise das Ende des Kalten Krie-
ges, verbunden mit der Hoffnung, dass da-
mit auch ein Zeitalter ohne Kriege und grö-
ßere Konflikte anbrechen könne. Gleich-
zeitig stellt der Begriff eine Absage und Dis-
tanzierung zu den Gesellschaften des 20.
Jahrhunderts dar, die sich im Zuge der bei-
den Weltkriege militarisierten oder die von
diktatorischen Führungen zur Militarisie-
rung gezwungen wurden, um die vorhan-
denen Ressourcen der Nation in umfassen-
der Art und Weise ausbeuten zu können.

Die Illusion einer zivilen
Gesellschaft

Die Euphorie über das Ende der nuklearen
Bedrohung währte bekanntlich nicht lan-
ge. Sie dauerte im Grunde genommen nur
einige Monate, bis der Krieg zu Beginn der
90er Jahre auf eine archaische, für über-
wunden gehaltene Art und Weise nach Eu-
ropa zurückkehrte und sich auf dem Bal-
kan die Vorgänge der Jahre 1945-1948 wie-
derholten. Am Begriff der Zivilgesellschaft
wurde jedoch weiter festgehalten und der
Raum, auf den er sich erstrecken sollte,
wurde sogar noch ausgeweitet: auf alle Kri-

sengebiete der Welt, die sich in bürger-
kriegsähnlichen Zuständen oder krisen-
haften Situationen befanden und mit den
vereinten Kräften der Staatengemeinschaft
auf einen Weg gebracht werden sollten, der
rasche Konsolidierung der Lage versprach,
danach ökonomischen Aufschwung, eine
Art von Wirtschaftswunder sowie das bal-
dige Vergessen der Schrecken der Vergan-
genheit.

Alles dies war gut gemeint und nach
den Jahrzehnten der Vielzahl von Stellver-
treterkriegen in Zeiten des atomaren Patts
zwischen West und Ost nur zu verständlich.
Aber es wurde dabei etwas Entscheidendes
übersehen. In keiner westlichen Demokra-
tie, nicht einmal in den Staaten, die sich wie
Schweden einer Jahrhunderte langen Neu-
tralität und Abwesenheit von Kriegen er-
freuten, gab es eine Zivilgesellschaft im
strengen Wortsinn. Überall wurden Polizei
und Militär weiterhin als Versicherungs-
police benötigt. Davon war auch das wie-

Jochen Thies

Die Gesellschaft und das Lebensrisiko des Soldaten

Für die deutsche Gesellschaft gehört die Überwindung des lange prägenden
Militarismus zum kollektiven Selbstverständnis. Wenn aber auch für die Bun-
deswehr Auslandseinsätze wieder auf der Tagesordnung stehen, muss die Gesell-
schaft ihr Verhältnis zur Armee überdenken.Mehr Anerkennung für die Verdienste
der Soldaten wäre allemal angebracht. Wir führen die Debatte in der kommenden
Ausgabe mit einem Beitrag der Militärsoziologin Anja Seiffert fort.

Jochen Thies

(*1944) ist Sonderkorrespondent
beim Deutschlandradio Kultur
in Berlin.

jochen.thies@dradio.de
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dervereinigte Deutschland nicht ausge-
nommen. Hier wuchs die Stärke des Mili-
tärs durch den Zusammenschluss von Bun-
deswehr und NVA sogar vorübergehend
auf eine Dreiviertelmillion Soldaten an.
Wenn man die für das Militär tätigen Zivi-
listen sowie die Familienangehörigen hin-
zurechnete, war sicherlich ein Kreis von
mehreren Millionen Bürgern betroffen.
Zwar wurden die deutschen Streitkräfte da-
nach sehr rasch reduziert und auf eine heu-
tige Stärke von etwa 250.000 Soldaten ge-
bracht. Aber der freigesetzte Personenkreis
gehörte nur bedingt der Zivilgesellschaft
an. In Wahrheit hatten viele Menschen ih-
ren Lebensinhalt verloren. Und verdrängt
wurde auch, dass über 10 Millionen DDR-
Bürger viel Zeit benötigen würden, um sich
von einem militarisierten und total kon-
trollierten Lebensverlauf zu befreien. Ver-
mutlich wird sich dieser Vorgang sogar über
zwei Generationen hinweg erstrecken.

Eine weitere große Veränderung kam
hinzu. Die Auslandseinsätze der Bundes-
wehr im Rahmen der UN, von NATO und
neuerdings der EU, die ebenfalls zu Beginn
der 90er Jahre begannen, veränderten über
Nacht die Lage des Soldaten und seiner
Familienangehörigen. Hatte das Risiko bis
dahin im Großen und Ganzen darin be-
standen, bei einem Manöverunfall oder bei
der Fahrt ins Wochenende verletzt oder ge-
tötet zu werden, so war es bei Auslandsein-
sätzen plötzlich real.

Fehlendes Interesse

Aber die Bevölkerung, die Zivilgesellschaft,
reagierte nicht auf die Veränderung. Sie
registrierte zwar, wenn ein Soldat sein en-
ges persönliches Umfeld wegen eines Aus-
landseinsatzes verließ, und nahm ihn ledig-
lich zur Kenntnis, wenn er zurückkam.
Jedenfalls war und ist dies die Situation in
der Bundesrepublik.

Auch die Medien, die sonst beinahe je-
den Ort des gesellschaftlichen Lebens aus-

leuchten, trugen und tragen zu diesem Um-
stand bei. Eine fortlaufende Berichterstat-
tung zu den Auslandseinsätzen, eine opti-
sche und emotionale Brücke zu den Sol-
daten existiert nicht. Film und TV sehen
darin kein Thema.Lieber wird die Schwarz-
waldklinik in die Karibik verlegt. Die priva-
ten Fernsehsender bringen interessanter-
weise zu den Auslandseinsätzen der Bun-
deswehr mehr Beiträge als die öffentlich-
rechtlichen. Berichtet wird in aller Regel
nur, wenn ein Spitzenpolitiker die fern der
Heimat Lebenden für ein paar Stunden be-
sucht und – im Jargon der Soldaten – die
»monkey-show« abläuft oder, wie man frü-
her gesagt hätte, zu diesem Zweck ein Po-
temkinsches Dorf errichtet wird. Berichtet
wird ferner, wenn Soldaten, in aller Regel
junge Männer in der Phase des Erwachse-
nenwerdens, etwas tun, was früher als ein
Streich dummer Jungen behandelt worden
wäre, allenfalls einen kleinen Arrest nach
sich gezogen hätte, wie das Herumhantie-
ren und Fotografieren mit Totenschädeln
in Afghanistan. Die darüber ausgebrochene
Hysterie in Deutschland hat die Soldaten
eines gelehrt: Sie können, wenn es Pannen
oder wirklich ernste Vorkommnisse gibt,
nicht mit dem Schutz ihrer Vorgesetzten
und der deutschen Politiker rechnen. Sie
sind dann das erste Bauernopfer.

Dabei sind zu jedem Zeitpunkt in
Deutschland hunderttausende Menschen
von Risiken für Leib und Leben betroffen:
zunächst die im Ausland befindlichen Sol-
daten, in der Regel knapp 10.000 Frauen
und Männer und ihre Familienangehöri-
gen, Ehefrauen, Verlobten und Freundin-
nen, Kinder und Eltern; dann aber auch die
Kontingente, die gerade nach Hause zu-
rückgekehrt sind und sich in das Leben der
Republik wieder eingliedern müssen, sowie
jene Einheiten, die sich in Deutschland auf
den Auslandseinsatz vorbereiten.

Besuch bei einer Luftlandebrigade in
Norddeutschland, die sich für den Einsatz
in Afghanistan rüstet. Die Soldaten sind
mit der Ausrüstung zufrieden, die ihnen
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zur Verfügung steht. Sie wirken ruhig und
gefasst und sind stolz darauf, zu einem
Eliteverband zu gehören. Der Komman-
deur, ein jugendlich wirkender Endvierzi-
ger, lässt es sich nicht nehmen, bei Manö-
vern als einer der ersten zu springen.Als die
Soldaten am Tag der offenen Tür ihr Kön-
nen zeigen, sind nur wenige Besucher zuge-
gen, in erster Linie Familienangehörige, al-
te Männer, offensichtlich Kriegsteilnehmer,
einige Kommunalpolitiker, aber praktisch
kein Zivilist aus der Altersgruppe zwischen
30 und 60 Jahren und das in einer Stamm-
gegend der CDU.

Visite bei einem französischen Fall-
schirmjägerregiment am Rand der Pyre-
näen. Die Einheit liegt im Zentrum der
Stadt, in der einer der Helden des Ersten
Weltkriegs auf die Welt kam, dessen großes
Reiterdenkmal diesen Teil des Ortes domi-
niert. Man trifft auf einen selbstbewussten
Kommandeur und einen Stab, der sich des
Stellenwerts der Einheit, des Prestiges vor
Ort wie auch bei weltweiten Einsätzen be-
wusst ist. Stolz zeigt der Kommandeur dem
Besucher einen Raum im Stabsgebäude,der
die Geschichte der Einheit während der
letzten 300 Jahre beschreibt. Das Regiment
hat wenige Monate zuvor einen Soldaten in
Afghanistan verloren.

In besonderer Erinnerung bleibt eine
Ärztin, Kind einer Deutschen aus Koblenz
und eines algerischen Vaters, die bei Ein-
sätzen zusammen mit den Soldaten ab-
springt. Sie hat viel gesehen, worüber sie
wenig spricht. Und sie weiß, dass die Sol-
daten in kritischer Lage ihre Nähe schät-
zen. Sie hätten dann weniger Angst, sagt
die Medizinerin. Die Einsatzdichte der
französischen Fallschirmjäger ist höher als
bei der Bundeswehr. Man spürt, dass das
Regiment vom Land, speziell von der Re-
gion getragen wird, einer Gegend, in der
die Sozialisten politisch den Ton angeben.
Wenn hier ein Tag der offenen Tür stattfin-
det, kommt die halbe Stadt.

Jene Szene dürfte sich hunderttausende
von Malen seit Beginn der 90er Jahre in

Deutschland abgespielt haben: das Klingeln
des heimkehrenden Soldaten an der Tür,
das Erscheinen der Ehefrau, der Kinder
oder der Mutter und Tränen der Erleich-
terung, eine momentane Erschütterung
darüber, dass die vier Monate in der Ferne –
die Regelzeit für den Auslandseinsatz – ein
glückliches Ende genommen haben.

Fehlende Anerkennung

Die deutsche Zivilgesellschaft will davon
nichts wissen. Sie beteiligt sich nicht an den
Diskussionen, bei denen es um die Errich-
tung eines Denkmals für die ums Leben ge-
kommenen Soldaten geht, obwohl die Zah-
len nun steigen.Stattdessen überlässt sie die
Initiative einem Verteidigungsminister, der
beinahe im Alleingang das Thema »durch-
zieht« und – weil es zu den Tabuthemen der
Republik gehört – das Denkmal am liebs-
ten innerhalb eines scharf bewachten Ka-
sernengeländes platzieren möchte.

Ein solches Monument gehört jedoch
in die Mitte der Hauptstadt eines demokra-
tischen Landes westlich-liberaler Prägung.
Die Bevölkerung muss es aushalten kön-
nen, muss das Thema an sich heranlassen.
Die Soldaten und ihre Angehörigen haben
darauf einen Anspruch. Ebenfalls ohne
Debatte soll nun ein Tapferkeitsorden für
die Soldaten eingeführt werden. Er soll je-
doch nicht an das Eiserne Kreuz erinnern.

Infolge der Nazizeit fehlt vielen Deut-
schen ein Gefühl für die Bedeutung von
Symbolen. Soldaten und ihre Angehörigen
haben ein anderes Verhältnis dazu. Der
Dienst des Soldaten, beginnend bei den
Rangabzeichen, ist übervoll an Symbolen.
Sie werden auch für den Fall benötigt, dass
etwas passiert, dass der Soldat im Sarg
heimkommt. Eine zivile Gesellschaft muss
dies respektieren. Sie muss sich zu jedem
Zeitpunkt darüber im Klaren sein, dass sie
nur ihren Lebensentwurf leben kann, wenn
es den Soldaten gibt, dessen Risiko sie nicht
teilen möchte und teilen kann.
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Der Name des Computerspiels könnte
nicht besser passen: Crysis.Schon mehr als
ein Jahr vor dem Start hat es Jugendliche
zu Zehntausenden in seinen Bann gezo-
gen. Bildserien, Video-Mitschnitte, Inter-
views und Testberichte wurden verschlun-
gen wie vor vierzig Jahren Berichte über
die Rolling Stones. In jeder Hinsicht belegt
gerade dieses Action-Spiel, dass eine neue
Popkultur entstanden ist.

Die Nachfolger von Musik- und Thea-
terkritikern, gemeint sind die Bewerter
von Computerspielen, loben Crysisin den
höchsten Tönen. Es gab einen Preis nach
dem anderen, mal wegen der Grafik, dann
wegen der Spielführung und natürlich für
das Gesamtwerk.

So eine offensichtliche und umfassen-
de Faszination,wie sie Crysisauslöst, stürzt
viele Eltern wortwörtlich in die Krise.
Verbieten oder laufen lassen? Oder etwa
mitmachen? Crysisist ein Abenteuer um
Außerirdische, die auf einer Insel in der
chinesischen Südsee einen Angriff auf die
Menschheit vorbereiten. Dass die Insel

deshalb zu einem grellen Kampf- und
Kriegsschauplatz wird, wo Menschen und
Aliens zuhauf und möglichst plastisch
sterben, kann sich jeder denken.

Kurze Zeit nach dem Erscheinen des
Spiels wurde bekannt, dass Kulturstaats-
minister Bernd Neumann in Computer-
spielen ein Kulturgut sieht und die Ent-
wicklung pädagogisch wertvoller Spiele
jährlich mit bis zu 300.000 Euro fördern
will. Was er sich da vorstellt, ist nicht er-
kennbar.Aber Neumann drückt etwas aus,
ohne es sagen zu müssen. Er kann Com-
puterspiele nicht verbieten lassen, also will
er wenigstens die Kreativität der Entwick-
ler lenken. Seine Botschaft lautet »Mit-
machen«, damit Computerspiele irgend-
wann im wohlverstandenen Sinne lehr-
reich werden oder wenigstens das, was die
Rolling Stones heute ausschließlich sind:
nette Unterhaltung.

Identitätsstiftendes
Unterhaltungsmedium

Um zu verstehen, warum staatliches Geld
in die Förderung von Computerspielen ge-
hen soll, muss man noch einmal der Frage
nachgehen, warum Computerspiele so ei-
nen Sog auslösen. Denn sie sind zweifellos
ein Massenmedium geworden. Im Guten
wie im Schlechten. Für viele Jungen sind
sie das wichtigste Medium überhaupt, und

Götz Hamann

Mitspielen statt Verbieten
Warum Eltern mehr über Computerspiele lernen müssen

Der regelmäßige Ruf nach gesetzlichen Verboten angesichts sogenannter Killer-
spiele greift zu kurz. Er verkennt die Bedeutung, die Computerspiele für Jugend-
liche haben. Stattdessen bedarf es kompetenter Eltern, die in der Lage sind, den
schädlichen Wirkungen von Computerspielen entgegenzuwirken.

Götz Hamann 

(*1969) ist seit 2000 Wirtschaftsredakteur
bei der Zeit in Hamburg.

2004 erschien Die Strippenzieher.
Manager, Minister, Medien –

wie Deutschland heute regiert wird
(gemeinsam mit Cerstin Gamelin).

hamann@zeit.de
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für Mädchen werden sie es zunehmend
auch: Rund 70 Prozent der Jugendlichen
zwischen 12 und 19 Jahren spielen gele-
gentlich. Fast 40 Prozent tauchen intensiv
und nahezu täglich in sie ein.

Computerspiele unterhalten, natür-
lich, aber da ist mehr: Sie bieten den Ju-
gendlichen, was sie sonst nur schwer fin-
den: Sie können sich durch das Spielen von
ihren Eltern abgrenzen. Es ist ein fast idea-
ler Ort,um sich zurückzuziehen.Wo sonst,
wenn nicht im Internet, kann die Suche
nach sich selbst so elternfern stattfinden
wie alleine oder mit Freunden beim Com-
puterspiel? Der Wissenschaftler Christoph
Klimmt zieht aus seinen Forschungen den
Schluss, dass Computerspiele zur Grund-
lage einer »jugendlichen Subkultur« ge-
worden seien, die Gemeinschaft erzeuge
und gleichzeitig identitätsstiftend wirke.

Grund genug haben die Heranwach-
senden. Im Alltag machen ihre Eltern ih-
nen mit ihrer zur Schau getragenen Ju-
gendlichkeit die Jugend streitig. Kein Platz
auf dieser Erde blieb von ihnen unent-
deckt.Während die Großeltern die institu-
tionalisierte, politische Reformbewegung
sind, haben sich die Eltern im Privaten
breit gemacht, als totale Individualisten
und Egomanen. Doch bei Computerspie-
len können die meisten nicht folgen. Erst
wollen sie nicht, später können sie es nicht
mehr ohne Weiteres. Das ist schon an der
Lautstärke zu erkennen, in der Väter und
Mütter in vielen Familien versuchen, »nur
noch eine halbe Stunde von diesem Mist«
zuzulassen. Spätestens in diesem Moment
erkennen die jugendlichen Spieler, dass sie
ihren Eltern weit entflohen sind: als auf-
rechte Kämpfer, Gesetzeshüter und Solda-
ten, als Söldner, Verbrecher, zynische Ge-
heimagenten und Psychopathen.

Als Massenmedium funktionieren
Computerspiele wie Fernsehen und Kino.
Niemand glaubt, dass sie die Wirklichkeit
widerspiegeln. Aber jeder weiß, dass sie
Rollenmuster und -vorbilder anbieten und
auf diese Weise eben auch Werte für den

Alltag vermitteln. Regisseure verarbeiten
die Themen ihrer Zeit in fiktiven Geschich-
ten und tragen dazu bei, dass eine Ge-
sellschaft in einen Diskurs mit sich selbst
eintritt.Auch Computerspiele besitzen zu-
nehmend diese Funktion, weil sie sich in
eine Art individuelles Kinoerlebnis ver-
wandelt haben.Verstärkt und beschleunigt
wird dieser Trend, weil Hollywood-Regis-
seure wie Steven Spielberg und Peter Jack-
son beginnen, ihre Kunst auf Computer-
spiele zu übertragen. Längst ist die Hand-
lung in den aufwändig produzierten Spie-
len in eine filmische Rahmenhandlung
eingebettet, und insofern zählt nicht mehr
nur der Level, sondern auch die Geschich-
te, was die suggestive Kraft des Mediums
stärkt – und damit auch ihr Angebot an so-
zialen Rollenmustern.

Mitspielen statt Verbieten

Eltern ahnen das und ertragen deshalb so
schwer, dass sie nicht wirklich wissen, was
im Zimmer der eigenen Kinder vorgeht.
Sie müssen erdulden, wenn ihre Söhne wie
weggetreten am Tisch sitzen, weil sie sich
so lange auf ein Computerspiel konzen-
triert haben,und auch noch von verschlos-
senen Welten sprechen.

Der beste Weg, das zu ändern, ist, mit-
zuspielen. Es hilft nichts. Eltern müssen
selbst ran. Ran an Tastatur und Hand-
steuerung. So wie Väter und Mütter jahr-
zehntelang den Fernsehkonsum ihrer
Kinder kontrolliert haben, so müssen sie
sich heute mit Computerspielen ausei-
nandersetzen. Das heißt nicht, dass sie
besser spielen lernen sollen als ihre Kin-
der, was ohnehin nie gelingen wird. Um
mitreden zu können, reichen Grundfer-
tigkeiten, und die kann man leicht er-
lernen.

Weil das aber bisher so selten ge-
schieht, schwelt eine Debatte darüber, wie
schädlich die neue Popkultur für einzelne
Jugendliche und für die Gesellschaft ist?
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Wie sehr können Spiele das Seelengleich-
gewicht verändern, wie sehr manipulieren
sie? Im Prinzip ist es die alte Medien-
Kultur-Debatte. Sie wurde vor etwa hun-
dert Jahren geführt, als das Kino aufkam,
rankte sich um die politisch-propagandis-
tische Macht des Radios in den 20er und
30er Jahren, setzte sich fort in Sex- und
Moraldebatten in der Hochzeit der Pop-
und Rockmusik und ist rund ums Fern-
sehen nie ganz verstummt.

Bei Computerspielen dominiert die
Gewaltdebatte. Und das nicht ohne Grund.
Computerspiele, in denen man kämpfen,
schießen, meucheln, bomben und zerstö-
ren muss, um voranzukommen, sind die
Königsdisziplin unter Entwicklern und
Herstellern. Hier werden die neuesten
Programmier-Techniken eingesetzt und
besonders viele, aufwändige Spiele entwi-
ckelt. Noch dazu sind diese Spiele die Trei-

ber für die Hardware-Konzerne, für Intel
und Co. Sichtbar ist zwar, dass die Branche
in den vergangenen Jahren viele neue
Spielideen ausprobiert und beworben hat,
um Gelegenheitsspieler zu erreichen und
natürliche die Mädchen und die Senioren.
Im Kern gilt aber weiterhin: Die Familie
mag gemeinsam am Bildschirm Fußball
spielen oder Hasen jagen, aber nebenan
wird die Kanone ausgepackt,wird das Mes-
ser gezückt.

Dem müssen sich Eltern stellen. Sie
müssen sich selbst einen Überblick im
Zimmer ihrer Kinder verschaffen und vor
allen dafür sorgen, dass Kinder nicht mit
Spielen hantieren, die nur für Erwachsene
gedacht sind. Erkennen können sie es da-
ran, dass entweder keine Altersempfehlung
auf dem Spiel zu finden ist oder dass im-
merhin ein Siegel der umstrittenen Unab-
hängigen Selbstkontrolle (USK) darauf
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ten, polemischen Aphorismen, sie wollte
eingreifen und Wirkung ausüben. Das aka-
demische Feld war ihr zu eng. Narzissmus,
hochfahrendes Temperament, eine bis zur
Arroganz gesteigerte Selbstgerechtigkeit in
Verbindung mit ausgeprägtem Sinn für
Publicity – all das prädestinierte sie zur
»intellektuellen Ikone«. Susan Sontag. The
Making of an Iconhieß denn auch eine ers-
te, 2000 erschienene Biografie, deren Er-
scheinen Sontag zu verhindern versuchte;
sie basiere allein auf Klatsch und Tratsch.
Schreiber beurteilt sie als »unautorisiert
und missgünstig«.

Sein eigenes Buch hält sich nicht lange
mit Interpretationen der essayistischen
und literarischen Texte Sontags auf, will
vielmehr die Person sichtbar machen und
die Mechanismen ihres Einflusses offen-
legen. Sontags Gespür für neue gesell-
schaftliche und künstlerische Entwicklun-
gen rührte gewiss von ihrer intimen
Kenntnis der europäischen Kultur her, von
der exzessiven Rezeption von Büchern,
Filmen, Ausstellungen und Theaterauf-
führungen, ihren persönlichen Kontakten
zu zahllosen Berühmtheiten.

Kraft zur Provokation

Kein Grund, die Autorin zu unterschätzen.
Vor allem Sontags Essays belegen ihren in-
tellektuellen Rang. Mit Campoder Against
Interpretation,aber auch einigen späte-
ren Büchern erwies sie sich als eine Art
»Trendscout« mit Starqualität. Ihre Essays
Über Fotografie(1977) erschlossen dieses
bis dahin nur wenig theoretisch diskutier-
te Medium einer grundlegenden Reflexion
– 2003 wieder aufgenommen in Das Lei-
den anderer betrachten,einem Buch über
Kriegsfotografie. Als Sontag das erste Mal
an Krebs erkrankte, bewies sie radikalen
Lebenswillen, indem sie sich einer riskan-
ten Therapie unterzog. Und noch ihr Lei-
den wusste sie produktiv zu machen – im
Tabu-brechenden Krankheit als Metapher

(1978), dem 1989 noch Aids und seine
Metaphernfolgte.

Schreiber beschreibt Sontags Leben
zwischen Neugier und Exzentrik, schildert
die Entstehungsbedingungen ihrer Arbei-
ten, verfolgt die Reaktionen von Wegge-
fährten und Kritikern. Auch wenn ihre Ro-
mane teilweise verrissen und publicity-
trächtige Aktionen wie die Inszenierung
von Warten auf Godot1993 im umkämpf-
ten Sarajevo ambivalent beurteilt werden –
Sontag besaß die Kraft zur erhellenden
Provokation, ob mit ihrer Stellungnahme
zur polnischen Gewerkschaftsbewegung
Solidarność 1982 oder einem als skandalös
empfundenen Text zum 11. September 2001.
Das schloss Meinungsänderungen und
Selbstkorrekturen nicht aus, gemäß Ivan
Nagels Feststellung in seiner Laudatio auf
die Friedenspreisträgerin des Deutschen
Buchhandels von 2003: »Vollkommen sein
heißt, sich oft verändert zu haben.« 

Susan Sontag hatte früh beschlossen,
ein öffentliches Leben zu führen. 2004 erlag
sie einer dritten Krebserkrankung, gegen
die sie nicht weniger vehement als gegen die
früheren angekämpft hatte. Sie habe bis zu-
letzt eine durch nichts gemilderte Angst vor
dem Verlöschen gehabt, berichtet ihr Sohn.
Geist und Glamour,bedauerlicherweise in
einem lausigen, amerikanisierten Deutsch
geschrieben, verrät trotz kritischer Distanz
Faszination und Bewunderung für seine
Protagonistin, zeigt ihre Fähigkeit zur stra-
tegischen Karriereplanung wie ihre radi-
kale Gegenwärtigkeit, ihre Kulturbesessen-
heit wie ihre Geltungssucht und Rastlosig-
keit.

Zur gleichen Zeit

»Sie interessierte sich für alles«, so charak-
terisiert David Rieff seine Mutter im Vor-
wort der postum publizierten Essaysamm-
lung Zur gleichen Zeit.Ihre hervorragends-
te Eigenschaft sei Wissbegier gewesen. Da-
bei war die Fülle der Interessen wohl An-
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trieb und Gefahr zugleich. Sontags letzte
Arbeiten kreisen um ihre Lebensthemen:
die europäische Literatur (Pasternak, Zwe-
tajewa, Rilke, Laxness, Dostojewski); das
Phänomen der Schönheit; die Rolle der
Fotografie: »Es gibt kein endgültiges Foto«
(Fotografie: Eine kleine Summa).Über die
Bilder aus Abu Ghraib (Das Foltern anderer
betrachten)schreibt sie: »Die Fotos stehen
für uns. Sie sind repräsentativ für die prin-
zipielle Verwerflichkeit, die zu jeder Beset-
zung eines fremden Landes gehört.« 

Drei Texte zum 11. September 2001,
innerhalb eines Jahres entstanden, geben
Einblick in Sontags Denk- und Schreib-
arbeit. Die Amerikanerin erlebt den An-
schlag auf die Twin Towers im Fernsehen
in Berlin und deutet sie als Folge bestimm-
ter Allianzen und Aktionen der USA. Sie
findet die realitätsverleugnende Rhetorik
der Politiker einer reifen Demokratie un-
würdig: »Lasst uns nach Kräften gemein-
sam trauern. Aber lasst uns nicht gemein-
sam dumm sein.« Diese erste Äußerung,
abgedruckt im New Yorker,löst einen
Sturm der Entrüstung aus. Wenig später
beschreibt sie den Stimmungswandel in
den USA als grimmigen Konformismus.
Der Krieg der Bush-Regierung sei ein
Mandat zur Ausweitung der Macht Ame-
rikas, notiert sie ein Jahr später, beun-
ruhigt darüber, dass keine Fragen gestellt,
Nachdenklichkeit und Kritik mit man-
gelndem Patriotismus gleichgesetzt wür-
den: »Das alles steht in der langen Tra-
dition des amerikanischen Antiintellek-
tualismus: das Misstrauen gegen das Den-
ken, gegen Wörter.«

Susan Sontag verkörperte das Ideal der
öffentlichen Intellektuellen und brach als
eine der wenigen Frauen im 20. Jahrhun-
dert die Diskursherrschaft der Männer.
2002 veräußerte sie ihren Vorlass gegen
eine Rekordsumme mit der Maßgabe, die
Dokumente dürften frühestens fünf Jahre
nach ihrem Tod veröffentlicht werden. Es
scheint, als sei ihr die Flüchtigkeit des
Ruhms bewusst gewesen: Getreu dem Ver-
mächtnis ist für 2009 die Publikation ihrer
Diariesangekündigt.

Daniel Schreiber: Susan Sontag. Geist
und Glamour. Biografie. Aufbau Verlag,
Berlin 2007, 342 S.,   22,95.

Susan Sontag: Zur gleichen Zeit. Essays
und Reden. Hanser Verlag, München 2008,
296 S.,   21,50.
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Wer sind Manet, Monet, Renoir oder De-
gas? Zeitgleich mit den berühmten Male-
rinnen haben sie Werke geschaffen, die den
ihren in nichts nachstehen. Zweifellos ha-
ben diese Künstler den Impressionismus
mitgeprägt und eine eigene, unverwechsel-
bare Handschrift entwickelt; qualitative
Unterschiede sind eigentlich nicht feststell-
bar. Aber können Männer überhaupt so
malen? Natürlich, vor über hundert Jahren
hatten sie es schwer sich zu behaupten,
wurde ihnen doch jegliche »Genialität« ab-
gesprochen, weil sie im Gegensatz zu den
Frauen nicht von der Natur, sondern vom
Geist geprägt waren. Sie durften nicht an
den Akademien studieren und wurden als
Dilettanten bezeichnet. Aber das sind Ge-
schichten aus der Mottenkiste, Schnee von
vorgestern, heute sind die Männer emanzi-
piert.Warum also hat frau diese wunderba-
ren Bilder noch nie gesehen? Wo waren sie
verborgen? Hundert Jahre sind eine lange
Zeit.

Erst in der Umkehrung der Tatsachen
zeigt sich die Absurdität der Ausgrenzung
von Künstlerinnen.

Dabei handelt es sich nicht um ein un-
erklärliches Phänomen, sondern um eine
historische Entwicklung, die bis in die Ge-
genwart des Kulturbetriebs wirkt, geprägt
von Vorurteilen, Ressentiments und My-
then vom männlichen Schöpfertum ebenso
wie von handfesten wirtschaftlichen Inte-
ressen. Die vier Impressionistinnen Berthe
Morisot, Eva Gonzalès, Marie Bracque-

mond und Mary Cassatt – drei Französin-
nen und eine Amerikanerin –, die in der
Frankfurter Schirnjetzt erstmals einem
breiten Publikum vorgestellt werden, hat-
ten einen maßgeblichen Anteil an der Ent-
wicklung des französischen Impressionis-
mus, der wie kein anderer Kunststil zum
Inbegriff der frühen Moderne wurde. Ohne
den weiblichen Beitrag – das belegt die
Frankfurter Ausstellung überzeugend –
bleibt die Geschichte des Impressionismus
unvollständig.

Es ist charakteristisch für die künstleri-
schen Avantgarden, dass Frauen sich ihnen
verstärkt anschlossen, sei es der Impres-
sionismus oder der Expressionismus, der
Dadaismus oder der Surrealismus. In den
Außenseiter-Gruppen fühlten Frauen sich
akzeptiert, der gemeinsame Kampf gegen
die etablierte Kunst schuf Verbindendes.
Auch die vier, in den 1840er Jahren gebore-
nen Künstlerinnen gelangten innerhalb
der impressionistischen Bewegung kurz-
zeitig zu Ruhm und Anerkennung. Das än-
derte sich erst ab der Jahrhundertwende
mit dem Siegeszug des Impressionismus,

Karoline Hille

»Der Impressionismus ist weiblich«
Anmerkungen zu einer Ausstellung der Frankfurter Schirn

Die Kunstwelt reibt sich verwundert die Augen. Kein Jahr vergeht, in dem nicht
irgendwo der Impressionismus in Ausstellungen gefeiert wird.Auf der Beliebtheits-
skala steht er unangefochten ganz oben. Jeder kennt die unvergleichlichen Bilder
und großen Namen, die zum Weltkulturerbe gehören: Morisot, Cassatt, Gonzalès,
Bracquemond. Wie? Nie gehört? Eine Ausstellung der Frankfurter Schirn verän-
dert unser festgefügtes Bild nicht nur dieser Kunstepoche.

Karoline Hille

ist promovierte Kunsthistorikerin
und arbeitet als Publizistin
in Ludwigshafen.
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der von einflussreichen Kunsthistorikern
(in Deutschland maßgeblich von Julius
Meier-Graefe), Kritikern, Kunsthändlern,
Sammlern und nicht zuletzt von Museums-
direktoren in Gang gesetzt wurde. Diese
Männer formulierten den »Kanon« und
ernannten die »Genies«.Frauen hatten hier
keinen Platz, und so gerieten die Impres-
sionistinnen in Vergessenheit. In den fol-
genden Jahrzehnten wurden sie zwar in
Überblickswerken mitunter erwähnt, aber
keine (mit Ausnahme von Cassatt in Ame-
rika) wurde zu Lebzeiten durch eine Ein-
zelausstellung gewürdigt; ihre Werke wur-
den von den Museen nicht angekauft.
Noch heute kann man in Deutschland die
öffentlichen Kunstinstitute, die Bilder die-
ser Künstlerinnen besitzen, an einer Hand
abzählen; zu Bracquemond existiert nicht
einmal ein Werkverzeichnis.

Diese Rezeption hat zur Folge, dass
sich die Bilder weit verstreut vor allem in
Privatsammlungen befinden. Das gilt auch
für knapp zwei Drittel der etwa 150 Werke
der Frankfurter Ausstellung, die von mehr
als fünfzig Leihgebern aus elf Ländern
kommen. Eine so ambitionierte Ausstel-
lung erfordert neben aufwändigen Recher-
chen und langer Vorbereitungszeit vor al-
lem viel Geld.Vom wirtschaftlichen Stand-
punkt aus ist sie nicht nur ein kostspieliges,
sondern auch ein unsicheres Unterneh-
men. Denn ob vier unbekannte Impressio-
nistinnen die Besucherscharen ebenso an-
ziehen wie die »großen« Künstlernamen,
lässt sich nicht vorhersagen.

Obwohl seit Jahrzehnten dank der fe-
ministischen Kunstwissenschaft der weibli-
che Anteil an der impressionistischen Be-
wegung gut erforscht ist, bedarf es offen-
sichtlich solcher großer Ausstellungen, um
das in die öffentliche Wahrnehmung zu
übertragen und für ein breites Publikum
erfahrbar zu machen. Diese Lücke wird mit
der Frankfurter Ausstellung erstmals ge-
schlossen. Sie kommt zu einem günstigen
Zeitpunkt und trifft auf ein sensibilisiertes
Publikum. »Unser Picasso ist eine Frau« ti-

telte im Herbst 2007 eine deutsche Zeitung.
Gemeint war Paula Modersohn-Becker, der
in Bremen aus Anlass ihres 100. Todesjah-
res zwei Ausstellungen gewidmet waren. Sie
stellten die Bedeutung der Künstlerin für
die Moderne unter Beweis, indem sie das
Werk der bislang mehr im Lokalen (Worps-
wede) verorteten Malerin erstmals konse-
quent von ihren Pariser Jahren her betrach-
teten und so ihre Ebenbürtigkeit mit der
französischen Avantgarde von Cézanne bis
Picasso demonstrierten.

Auch hier handelt es sich wie bei den
Impressionistinnen um in der Forschung
längst bekannte Tatsachen, deren öffent-
liche Wahrnehmung aber erst durch die
Ausstellungspraxis ermöglicht wurde. Un-
terstützung erfuhr die ehrgeizige Unter-
nehmung durch mehrere Publikationen,
besonders durch die dem künstlerischen
Abenteuer der Pariser Zeit gewidmete Bio-
grafie von Renate Berger, die die Künst-
lerinnenforschung in Deutschland maß-
geblich vorangebracht hat. Eine Neubewer-
tung erfuhr auch das Werk der Dadaistin
Hannah Höch durch eine große, von der
Berlinischen Galerie ausgerichtete Retros-
pektive, die auf ihrer zweiten Station in
Basel noch bis Ende April zu sehen ist.

»Der Impressionismus ist weiblich«.
Was sich, ähnlich wie das Bremer Picasso-
Bonmot, wie ein Slogan cleverer Werbe-
strategen anhört, stellt sich in Wirklichkeit
als zeitgenössisches Kritikerzitat heraus.
Es wurde auf die Impressionisten insge-
samt bezogen, wobei »feminin« je nach
Zustimmung oder Ablehnung der neuen
Malerei sowohl das Offene und Skizzen-
hafte, die delikaten Lichteffekte und das
Flüchtige des »Eindrucks« bezeichnete, als
auch negativ das Flatterhafte, Kapriziöse,
Unfertige und Oberflächliche, kurz, der
Impressionismus stand einerseits als Sinn-
bild für das moderne Leben, andererseits
für die den Frauen angedichteten Eigen-
schaften.

Die Impressionisten bildeten nie eine
homogene Gruppe, sie waren Individualis-
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ten, verschworen nur im Kampf gegen die
tradierten Werte einer realistischen Malerei
mit Ewigkeitsanspruch. Das zog Künstle-
rinnen an, die mit der Abkehr von diesem
Anspruch auch die Befreiung von den sie
künstlerisch einengenden Konventionen
feierten: »Etwas festhalten von dem, was
vorüberzieht« – mit jedem flirrenden, in
Licht getauchten Pinselstrich, mit jedem
der flüchtigen, in Farbe vibrierenden Au-
genblicke. So wie der Impressionismus eine
Kunstrichtung des gehobenen Bürgertums
war, so führten die vier Künstlerinnen ein
bürgerliches Leben, waren – mit Ausnahme
von Cassatt – Ehefrauen und Mütter. Sie al-
le aber hatten die Kunst zu ihrer Profession
erkoren und die »Würde der Arbeit« auf ih-
re Fahnen geschrieben. »Arbeit ist für mich
der einzige Zweck meines Daseins«, schrieb
Morisot an ihre Malerschwester Edma. Jede
von ihnen lotete die neue Malerei bis an die
Grenzen aus und entwickelte einen indivi-
duellen Stil, wobei das so sehr beschworene
»Feminine« der Werke sich vielfach als Pro-

jektion erweist. So sind etwa Cassatts Mut-
ter-und-Kind-Darstellungen weitaus rea-
listischer als die von Renoir, beschäftigt
sich Morisot mit dem nackten weiblichen
Körper nicht anders als die Künstlerkol-
legen, doch ohne deren oftmals voyeuris-
tischen Blick.

Wer in den Gemälden,Aquarellen, Pas-
tellen, Zeichnungen oder Grafiken der vier
Künstlerinnen nach dem spezifisch »Weib-
lichen« sucht, wird es wohl nur in der Hin-
wendung zum Privaten finden, zu einem
bürgerlichen Leben zwischen Familien-
pflichten, Haushaltsführung und Freizeit-
vergnügen, so wie es ihrer Erfahrungswelt
entsprach. Den Rahmen, den ihnen die Ge-
sellschaft vorgab, haben die vier Impres-
sionistinnen nur in ihrer Kunst verlassen.

»Impressionistinnen«. Ausstellung in
der Schirn Kunsthalle. Römerberg, Frank-
furt am Main,bis 1.Juli 2008.Der im Hatje-
Cantz-Verlag erschienene Katalog kostet in
der Ausstellung 29,80 Euro. Website zur
Ausstellung: www.impressionistinnen.de
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In der deutschsprachigen literarischen Öf-
fentlichkeit ist Italo Calvino in seltsam
ambivalenter Weise präsent. Bei der Auf-
zählung bekannter Schriftsteller Italiens
fehlt selten sein Name. Ob man ihn zu den
noch lebenden Autoren zählen kann, dürf-
te schon weniger eindeutig beantwortet
werden. Dabei starb er bereits 1985, was
aber für die Rezeption seines Werkes merk-
würdig irrelevant geblieben ist.

Liest man die jetzt in einer ausgezeich-
neten deutschen Edition vorliegenden Brie-
fe Calvinos an Freunde und Weggefährten
(und manche Gegner),dann spürt man,wie
wenig die Vergangenheitsform für diesen
jederzeit modernen, blitzgescheiten, stets
neugierigen Autor passt.

In den letzten Briefen spürt man zwar
oft eine Verzweiflung über die (italieni-
schen) Zustände,auch persönliche Depres-
sionen sind nicht nur zwischen den Zeilen
zu erahnen. Aber als Nostalgiker und Ver-
klärer der guten alten Literaturzeit tritt
Calvino nie in Erscheinung. In seinen
wunderbaren »Amerikanischen Lektio-
nen« (zu deutsch: Sechs Vorschläge für das
nächste Jahrtausend)widmete er ein Kapi-
tel der »Schnelligkeit«. Das langsame, weit
ausholende Handwerk des Romanciers lag
ihm weniger als das rasche, manchmal
kurzatmige, aber immer extrem genaue
Auf-Den-Punkt-Bringen einer Short Story.
Er hatte deshalb in der stets polemisch auf-

geladenen italienischen Intellektuellen-
szene nicht nur Freunde, doch hat er sich
auch seinerseits oft kräftig mit Schrift-
stellerkollegen angelegt.

Vielleicht sollte man den von Barbara
Kleiner gewohnt souverän übersetzten und
von Franziska Meier philologisch genau
kommentierten Briefband vom seinem
Ende, vom Personenregister, her lesen. Un-
ter den Briefpartnern Calvinos fehlt kaum
einer der großen Namen des italienischen
Kulturlebens aus den ersten vier Jahrzehn-
ten nach 1945.

Eine lebendige Zeit

Wer sich nur oberflächlich mit dieser intel-
lektuell ungemein lebendigen Zeit aus-
kennt, wird dort sicher auch viele Namen
finden, von denen er noch nicht gehört
hat. Für den an dieser Epoche interessier-
ten Leser aber ist das Personenverzeichnis
die sprichwörtliche Goldgrube. Man findet
hier z.B. Eugenio Scalfari, den Gründer und
langjährigen Chefredakteur der linkslibe-
ralen Tageszeitung La Repubblica,dessen
Kommentare die politische Kultur der Ita-
liener jahrzehntelang entscheidend geprägt
haben und noch heute beeinflussen – er
war der beste Jugend- und Brieffreund
Calvinos in den Jahren nach dem Krieg.

Leider fehlen in dem Band die Antwor-
ten der Korrespondenzpartner Calvinos.
Aber auch so vermitteln dessen Briefe ei-
nen Eindruck davon, wie tief die Freund-
schaft etwa mit Scalfari gewesen sein muss,
wenn man sich offen und sogar frech kriti-
sieren kann, ohne zu Gegnern oder Fein-
den zu werden.

Es fällt auf, wie sehr Calvino darauf be-
dacht ist, seine privaten Angelegenheiten

Carl Wilhelm Macke

Ciao Italo
Italo Calvino in seinen Briefen

Carl Wilhelm Macke 

(*1950) lebt als freier Publizist
in München.

cwmacke@t-online.de
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nicht zum Gegenstand öffentlicher Neu-
gierde zu machen. »Seit längerem schon
vermeide ich es, andere zu beurteilen oder
auf ihre Belange einzugehen, denn das
würde mich verpflichten, auf meine eige-
nen Belange einzugehen«, heißt es in ei-
nem Brief aus dem Jahre 1950,unmittelbar
nach dem Suizid von Cesare Pavese. Im
Mittelpunkt stand für Calvino immer das
Werk, auch der mühsame, immer wieder
unterbrochene Schaffensprozess an einem
neuen Opus. Da gab er erstaunlich offen
Auskunft über die eigenen Mühen, ver-
suchte aber auch neugierig aus den Adres-
saten seiner Briefe Neuigkeiten herauszu-
locken.

Und immer wieder leidenschaftliche
Plädoyers für das Handwerk des Schrei-
bens, für die Literatur: »Für mich ist die
Literatur das, woran ich noch am meisten
glaube ... Das heißt, mir liegt an diesem
Mehr, das die Literatur im Vergleich zu
den Ideen geben kann.« Und etwas später
in einem Brief von 1967: »Uff! Da fange
ich auch schon an, Ideen zu dreschen.« Es
gab einmal eine Zeit, da schrieb man sich
noch Briefe, ohne ein schnell verbrennen-
des Ideenstroh anzuzünden. Aus dieser
Zeit stammen die Briefe Italo Calvinos.
Glücklich, wer ihre Entdeckung noch vor
sich hat.

Italo Calvino: Ich bedaure, daß wir uns
nicht kennen. Briefe 1941-1985, ausgewählt
u. kommentiert von Franziska Meier, aus
dem Italienischen von Barbara Kleiner,
Carl Hanser Verlag, München 2007, 415 S.,
  25,90.

Rolf Boysen

Das Mirakel des Wortes
Theaternotizen (III)

Das Theater ist die einzige Kunstform, die
nicht überdauert. Es existiert nur zwischen
Beginn und Ende einer Vorstellung. Es ist
das Spiegelbild des Lebens, das ja auch nur
zwischen »Vorhang auf« und »Vorhang
zu« sein Spiel treibt.

Der Schauspieler schleppt den überle-
benden, manchmal »ewigen« Text unter

Rolf Boysen

(*1920) stand über sechzig Jahre auf
Bühnen der Bundesrepublik, davon 35 Jahre
an den Münchner Kammerspielen, zuletzt
am Residenztheater. 1998 publizierte er
das Buch Nachdenken über Theater. Derzeit
spielt er den Shylock in Shakespeares
Kaufmann von Venedig.
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der Fron seiner eigenen Bewunderung
mit sich herum. Die Überzeugung, diesem
Text nicht gerecht werden zu können, ist
die Ursache seiner dauernden Depres-
sionen. Jedes Wort ist – jenseits seines
Informationswertes – ein Mirakel. Es
kommt von weit her, dieses semantische
Rätsel. Aber dann und wann zeigt es
sich in seiner ganzen überraschenden Ur-
sprünglichkeit, in seiner ganzen Nackt-
heit.

Das ist der Moment, auf den der
Schauspieler hoffen muss, nach dem er
forschen muss.Sein Blick – der des Wortes,
der der Sprache – ist nach rückwärts ge-
wendet. Darin liegt seltsamer Weise sein
Fortschritt. Es ist wie der Blick jenes
Engels der Zukunft (oder der
»Geschichte«), der in das Geröll der Ver-
gangenheit schaut und dem der Sturm der
Zukunft, der er den Rücken zukehrt, ins
Gefieder fährt, so dass er die Flügel nicht
mehr schließen kann.

Sprache lässt sich nicht modernisie-
ren. Wer an ihr herumbastelt, herum-
klempnert, sticht dem Engel die Augen aus
und reißt ihm die sturmzerfetzten Flügel
heraus, so dass nur noch ein Torso auf der
Strecke des Gequassels bleibt, ein Torso,
der das Gewesene nicht mehr schauen und
dem Zukünftigen keinen Widerstand ent-
gegensetzen kann. Denn nur, wenn es sich
gegen Widerstand behauptet, kann das
Zukünftige eines Tages zum Gewesenen
werden – also zum Wesen beitragen, we-
sentlich werden. Der wahre Prophet ist
nicht der, der die Zukunft voraussagt,
sondern der, der mit weit aufgerissenen,
»beckettschen« Augen in das Geröll der
Vergangenheit, in das Gewesene schaut.
Wir wissen die Zukunft nicht. Aber –

schlimmer noch – wir wissen auch die
Vergangenheit nicht.

Wir leben auf dem Zenit der Unwis-
senheit zwischen dem, was war, und dem,
was sein wird – auf der Kippe zwischen
beiden liegt unsere Wirklichkeit.

Die Unwissenheit ist unser Verhäng-
nis, aber auch unsere Rettung. Sie lässt uns
alle Fehler wieder und wieder machen,
lässt uns aber gleichzeitig vergessen, dass
wir sie schon einmal gemacht haben. Auf
diesem Gipfel der Unwissenheit suchen
wir uns unsere Utopien, die nichts anderes
sind, als die Sehnsucht nach dem, was war,
und die Hoffnung auf das, was sein wird,
befreit von den Makeln des Menschlichen
und begleitet von der Zuverlässigkeit der
Sprache. Die Furcht und die Tröstungen
seiner Verlassenheit sind die Quellen sei-
ner Utopien. Und die Sprache lässt sie –
den Menschen – ihre Erkenntnisse da-
rüber formulieren.

Und wenn er das tut, bemerkt er, dass
die Sprache, die er doch selbst erfunden
hat durch seinen eigenen Pulsschlag, eine
bestimmte Ordnung angenommen hat –
den Singsang seiner eigenen Erzählkunst,
seines eigenen Berichtens. Und da er diese
Ordnung erhalten wollte, denn sie kam aus
seinem eigenen Wesen, sie hatte mit sei-
nem Atem zu tun, gab er ihr Zeichen: zum
Heben der Stimme, zum Ausatmen, zum
Innehalten, zum lieb gewordenen Hervor-
heben usw. Man nannte das später Syntax.
Sie ist die geordnete Melodie der Sprache.
Sie ist ihr Eros. Sie ist ihr Schmuck. Man
könnte auch sagen: sie ist ihr Kleid.

Und nie darf der Mensch vergessen,
dass der Blick ins Gewesene und der Sturm
des Zukünftigen ihm dieses Kleid ge-
schenkt haben.
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1986 erschien in deutscher Übersetzung ein
Buch von Zhang Xinxin und Sang Ye mit
dem Titel Pekingmenschen,das eine Reihe
von Chinesen selbst zu Wort kommen ließ.
Sie porträtierten sich und ihr Leben auf
dem wirklichen großen Sprung nach vorn,
der chinesischen Modernisierung. Zum ers-
ten Mal wurden Chinesen durch ihre un-
verstellte Sprache und die geschilderten
Lebensumstände, Nöte und Hoffnungen,
auch für uns individuell begreifbar.

Mit ihrem Buch Das andere Chinaer-
reichen Jutta Lietsch und Andreas Lorenz
einen ähnlich lebendigen Querschnitt durch
die chinesische Gesellschaft. Sie klopfen
bei ihren »Begegnungen in Zeiten des
Aufbruchs« im oft über Jahre wiederhol-
ten Kontakt mit Bauern, Wanderarbeitern,
Rechtsanwälten, Menschenrechts- oder
Umweltaktivisten, Karrieristen, alle wesent-
lichen Bereiche der chinesischen Lebens-
welten ab. Sichtbar wird eine Gesellschaft
unter Druck, das Land hinter der schillern-
den Fassade des Wirtschaftsaufschwungs.

»Wir dürfen kein Bild von ihm haben«,
erklärt der Mönch im Drepung-Kloster von
Lhasa, und die beiden Journalisten müssen
nicht überlegen, um zu verstehen, dass er
den Dalai Lama meint. Genauso, wie ihnen
ihre Jahrzehnte lange China-Erfahrung –
Jutta Lietsch war schon 1978 als Studentin
in dem damals noch weitgehend abgeschot-
teten Land – dabei hilft, die im Klosterhof
parkenden Autos als Polizeifahrzeuge zu
identifizieren oder die Mechanismen der
Parteikontrolle über eine aufgezwungene
Klosterverwaltung zu durchschauen.

Lietsch und Lorenz konnten für ihr
Buch auf ihre früheren Berichte im Spiegel
oder in Tageszeitungen zurückgreifen. In
der erweiterten Zusammenstellung und er-
gänzenden Überarbeitung erreichen ihre
Texte eine über journalistische Information
hinausgehende, aufklärerische und passa-

genweise fast literarische Qualität. Einer
der Gründe dafür liegt in der klaren Struk-
tur des Buches, die dem Leser dezent auf
die Sprünge zu seinen eigenen Meinungen
und Vorurteilen hilft. Eingangs sind viele
der Fragen formuliert, die in diesem Ver-
hältnis eine Rolle spielen: Wird der ökono-
mische Höhenflug zur Gefahr für uns? Wie
lange wird sich die Ein-Partei-Herrschaft
der KP noch halten? Und welche Hoffnun-
gen darf man in die erkennbaren Ansätze
einer Zivilgesellschaft setzen?

Die Beobachtungen, Gespräche und
Einordnungen geben ein differenziertes
Bild wieder, welches die hier und in China
oft vertretenen Auffassungen höchst zwei-
felhaft erscheinen lässt. China sei z.B. noch
zu rückständig und noch nicht reif für die
Demokratie? Die Bauern und Dorfbewoh-
ner, denen Lietsch und Lorenz begegnen,
wissen genau, wer sich von wem bestechen
lässt und wie sie die oft himmelschreiende
Ungerechtigkeit beseitigen würden. Das
Buch ist ein Plädoyer für eine chinesische
Gesellschaft mit mehr Recht auf Teilnahme
und Mitsprache. Die Autoren wenden aber
mit ihren Protagonisten den Blick relativ
hoffnungsvoll in die Zukunft. Dabei wissen
sie, wie schnell sich die Verhältnisse im mo-
dernen Reich ohne Mitte ändern können,
auch vor Olympia.

Andreas Lorenz/Jutta Lietsch: Das an-
dere China. Begegnungen in Zeiten des
Aufbruchs. WJS Verlag, Berlin 2007, 287 S.,
  19,90.

Sabine Peschel

China real

Sabine Peschel

(*1955) beschäftigt sich publizistisch
mit der kulturellen Identität Chinas.
Sie ist Redakteurin der Deutschen Welle
in Bonn.

sabine.peschel@gmx.de
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